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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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als umfassende
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für Kommunalpolitiker
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Der Bürgermeister weiß ge-
nau, wo am meisten Energie
gespart werden könnte: an
der Dämmung der kommu-
nalen und privaten Gebäu-
de. Aber er hält den Mund,
denn die Investitionskos-
ten sind gigantisch. Viel lie-
ber zitiert er folgenden Satz
Schopenhauers: „Ein ei-
gentümlicher Fehler der
Deutschen ist, dass sie, was
vor ihren Füßen liegt, in den
Wolken suchen.“ Seite 15

KPV-Landesvorstand und -Hauptausschuss:

Individuelle 
Förderung als Maxime 

Diskussion mit Kultusminister Schneider und Innenstaatssekretär Schmid

Die Situation der bayerischen Schulen sowie Aktuel-
les zum Bayerischen Feuerwehrgesetz und zur Bau-
rechtsnovelle waren die zentralen Themen der jüngs-
ten Sitzung des KPV-Landesvorstandes und Haupt-
ausschusses in München. Hierzu konnte Landesvor-
sitzender Landrat Luitpold Braun Kultusminister
Siegfried Schneider und Innenstaatssekretär Georg
Schmid willkommen heißen.

Laut Statistischem Landes-
amt ist in den nächsten 20 Jah-
ren im Grundschulbereich mit
einem Rückgang der Schüler-
zahlen um ca. 11 Prozent zu
rechnen. Dies hat laut Schneider
nicht nur Auswirkungen auf
Kindergärten und Grundschu-
len, sondern auch auf die Ent-
wicklung der Übertrittsquoten. 

Kinder müssen 
verwurzelt bleiben

Im Bereich Grundschule/
Gymnasium liegt diese bayern-
weit im Schnitt bei 36 Prozent,
während die Übertrittsquote an

die Hauptschulen etwa 35 Pro-
zent beträgt. Das Bildungsver-
halten der Menschen im ländli-
chen Raum gestaltet sich hierbei
etwas anders als in der Stadt. 

Als sein großes Anliegen be-
zeichnete es Schneider, alle
Grundschulstandorte möglichst
zu erhalten, „damit die Kinder
verwurzelt bleiben“. Auch für ei-
ne Kommune sei dies wichtig,
„denn wer zukunftsfähig sein
will, braucht vor allem ein Grund-
schulangebot“. Um dieses bei
deutlich zurückgehenden Schü-
lerzahlen zu erhalten, setze der
Freistaat hier auf jahrgangskom-
binierte Klassen - pädagogisch

in Bayern, räumte Schneider ein.
Ziel sei es in erster Linie, ein qua-
litativ hochwertiges Angebot für
die Hauptschüler zur Verfügung
zu stellen. Die Schulen müssten
ihr Augenmerk darauf richten,
auf die Begabungen und Bedürf-
nisse der Schüler einzugehen und
alle Talente zu fördern. 

Grundkompetenzen
und Wertevermittlung

Durch die Aufteilung des
Lehrplans in einzelne Module
soll jeder Schüler individueller
gefördert werden und am Ende
der Schulzeit über die Grund-
kompetenzen im Lesen, Schrei-
ben, Rechnen, aber auch Eng-
lisch verfügen. 

Die jungen Menschen erhalten
ihre Ausbildungsreife durch Ver-
mittlung dieser Grundkompeten-
zen zusammen mit einer ver-
stärkten Werteerziehung. „Ich
will die Hauptschule zu einer be-
rufsvorbereitenden Schule ent-
wickeln“, betonte der Minister.
Mit dieser bewussten Profilbil-
dung werde den Schülern die
Möglichkeit gegeben, ihren In-
teressen und Neigungen gemäß

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag in Fürth:

Europa braucht seine Städte
Zur diesjährigen Verbandstagung des Bayerischen Städtetags
lädt dessen Vorsitzender, Oberbürgermeister Hans Schaidin-
ger, Delegierte und Gäste nach Fürth ein. Zum Tagungsthema
„Europa braucht seine Städte referieren der Gastgeber und
Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber. In der anschließenden
Podiumsdiskussion erörtern Dr. Ingo Friedrich, Günter Glo-
ser, Dr. Ulrich Maly, Emilia Müller, Hans Schaidinger, Dr. Bir-
git Seelbinder und Gerhard Stahl die Materie. 

Genossenschaftstag 2007:

Mut zur
Veränderung
Zum 108. Verbandstag lädt
der Vorstand des Genossen-
schaftsverbandes Bayern
für den 12. Juli 2007 in das
ICM nach München ein.
Die Frage „Gefährdet Euro-
pa den Mittelstand?“ disku-
tieren Verbandspräsident
Stephan Götzl und der Eu-
ropa-Abgeordnete Alexan-
der Radwan. Bayerns Fi-
nanzminister Prof. Dr. Kurt
Faltlhauser sowie der ehren-
amtliche Präsident des Ver-
bandes, Leonhard Dunst-
heimer werden Grußworte
halten. Den Vortrag zum
Tagungsthema „Mut zur
Veränderung“ hält der Trä-
ger des Physiknobelpreises
2005, Prof. Dr. Theodor W.
Hänsch.

PPP-Leitfaden für
Kommunen

Kein Allheilmittel / Haftanstalten und Mainbrücken als Pilotprojekte
Bayern ist bei der Anwendung des PPP-Prinzips bei öf-
fentlichen Baumaßnahmen das führende Bundesland in
Deutschland. Im Freistaat gibt es bereits 60 Projekte, die
in „Public-Private-Partnership“ erstellt werden. Geplant,
finanziert, gebaut und betrieben werden dabei öffentliche
Einrichtungen durch Private. Absicht der öffentlichen
Hände dabei ist es, Kosten und/oder Zeit zu sparen. 

Schon bald dürfte die Zahl sol-
cher Kooperationen zwischen
dem öffentlichen Sektor und der
Privatwirtschaft weiter zuneh-
men, denn Bayern steht dem
PPP-Prinzip sehr positiv gegen-
über. Er sieht darin zwar keinen
Ersatz, wohl aber eine sinnvolle
Ergänzung zur herkömmlichen
Vergabe öffentlicher Aufträge. 

Entsprechend hat sich die
Staatsregierung schon frühzeitig
um die Sache gekümmert und in
Kooperation mit Vertretern der
Städte und Gemeinden sowie der
Bau- und Kreditwirtschaft einen
dreiteiligen PPP-Leitfaden erar-
beitet, der vor allem den Kom-
munen praxisbezogen Hilfestel-
lung leisten soll bei der Durch-

führung von kommunalen Pro-
jekten. Der erste Teil, schon im
Juli 2005 vorgestellt, vermittelt
Grundlagen und zeigt Chancen
und Risiken. 

Rechtliche
Rahmenbedingungen

Der zweite Teil, im April 2006
veröffentlicht, fasst die relevan-
ten rechtlichen Rahmenbedin-
gungen zusammen und behan-
delt ausführlich das Thema Fi-
nanzierung. Im dritten Teil, der
jetzt von den Staatsministern
Beckstein (Innen), Huber (Wirt-
schaft) und Faltlhauser (Finan-
zen) vorgestellt wurde, erhalten
die Kommunen die erforderli-
chen Hilfestellungen für eine
qualifizierte Vergabe- und Ver-
tragsgestaltung.

Keine Musterlösungen

Dieser „bayerische Weg“, der
im Innenministerium unter Füh-
rung der Obersten Baubehörde
partnerschaftlich erarbeitet wur-
de, verzichtet im Gegensatz zu

(Fortsetzung auf Seite 4)

gesehen kein Nachteil für die
Schüler, örtlich gesehen eine
Möglichkeit, Klassen vor Ort zu
erhalten.

Hochwertiges Angebot

Schwieriger sei bei dem der-
zeitigen und zu erwartenden Bil-
dungsverhalten sowie der demo-
graphischen Entwicklung der Er-
halt aller gut 1.000 Hauptschulen

Das Präsidium beim KPV-Landesvorstand: Florian Hahn,
Siegfried Schneider, Luitpold Braun und Gerhard Weber. 

Bezirk Niederbayern vergibt Denkmalpreis 2007
Die „beispielhaften denkmalpflegerischen Leistungen“ der Ei-
gentümergemeinschaft Brunner in Passau wurden mit dem
Denkmalpreis des Bezirks Niederbayern ausgezeichnet (vgl.
Bericht auf Seite 14). 

Wenn das keine Urlaubsgefühle weckt! Auf das Trefflichste gehen während der Landesgarten-
schau in Waldkirchen Natur und Stadt eine Symbiose ein. Daneben wird den Besuchern das rei-
che geschichtliche Erbe der alten Salzhandelsstadt nahegebracht, das sich aus den Beziehungen
zwischen Bayern, Oberösterreich und Südböhmen entwickelte (vgl. Bericht auf Seite 15).
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Albert Maier

92536 Pfreimd
am 10.7.

Bürgermeister
Heinrich Kiermeier

85413 Hörgertshausen
am 12.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Wernard

91166 Georgensgmünd
am 11.7.

Bürgermeister Bernd Gietl
83346 Bergen

am 12.7.

Bürgermeister Richard Schmidt
91090 Effeltrich

am 13.7.

Bürgermeister Konrad Weingart
97717 Sulzthal

am 13.7.

Bürgermeister Josef Kilgenstein
63825 Westerngrund

am 13.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Borst

97461 Hofheim i. Ufr.
am 16.7.

Bürgermeisterin Luise Goldfuß
95515 Plankenfels

am 17.7.

Bürgermeister Hans Jäger
94554 Moos

am 20.7.

Bürgermeister Hans Jäger
94554 Moos

am 20.7.

Bürgermeister Josef Schmidkonz
95695 Mähring

am 22.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Marita Kaiser

89257 Illertissen
am 12.7.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Müller

94252 Bayerisch Eisenstein
am 21.7.

Wir gratulieren

Ab in die Sonne!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 

direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

Ländlicher Raum ... wo Bayern zu Hause ist:

„Das Land halten“
Abschlusskonferenz der CSU-Landtagsfraktion im Kloster Plankstetten

Mit einem furiosen Finale beendete die CSU Landtagsfraktion
die letzte in der Serie ihrer fünf Regionalkonferenzen in der
Schule für Land- und Dorfentwicklung im Kloster Plankstet-
ten. 17 hochkarätige Referenten wurden aufgeboten: Die
Staatsregierung wurde angeführt von Ministerpräsident Dr.
Edmund Stoiber, die Bundesregierung war vertreten mit
Staatssekretär Gerd Müller, an der Spitze der CSU Landtags-
fraktion referierte ihr Fraktionsvorsitzender Joachim Her-
mann, alle Präsidenten der bayerischen kommunalen Spitzen-
verbände sowie Bundes- und EU-Abgeordnete erlebten die
über 250 Teilnehmer auf der letzten Regionalkonferenz der
CSU Landtagsfraktion. 

CSU Fraktionsvorsitzender
Joachim Herrmann stellte in sei-
nem Eröffnungsstatement in
Aussicht, dass bereits im Nach-
tragshaushalt 2008 die erwarte-
ten höheren Steuereinnahmen
für Projekte im ländlichen Raum
eingeplant sind. Markus Sack-
mann, stellv. Fraktionsvorsitzen-
der und Organisator der Regio-
nalkonferenzen war positiv über-
rascht über die zahlreichen Anre-
gungen und Vorschläge zum Ar-
beitspapier in den vorangegan-
genen vier Regionalkonferenzen
(vgl. Seite 4). Die zukünftigen
Probleme des ländlichen Raums

können nach Sackmann nur
durch ein neues „sektortüber-
greifendes Denken und Han-
deln“ gelöst werden. 

Eine neue Liebe?

Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags war
sich in seinem kritischen  State-
ment, nicht sicher, ob das Ar-
beitspapier der CSU Fraktion 
„einer neuen Liebe zum ländli-
chen Raum entspringt, oder ob
es nur ein One-Night-Stand ist“ .
Gefordert sei, wegen der sehr
zeitaufwändigen und ineffekti-

„Nach Ausarbeitung der Lokalen
Agenda 21, wäre es eine große
Hilfe gewesen, wenn die Förder-
möglichkeiten und die Förde-
rung der Projekte über eine Stel-
le abgewickelt worden wären“,
sagte sie. Landrat Albert Löhner
aus Neumarkt i. d. Opf. bedauer-
te, dass die Landratsämter die
„Koordinationsfunktion mit den
Ministerien“ im Rahmen der
Verwaltungsreform nicht zuge-
sprochen bekommen haben.
„Diese Lösung war von der
Staatsregierung gewollt, von der
Landtagsfraktion wurde dieser
Vorschlag nicht unterstützt“, er-
läuterte Innenminister Beckstein. 

Der designierte Ministerpräsi-
dent berichtete, dass sein Haus
wegen der Forderung nach ei-
nem eigenen Ministerium bereits
eine 80-seitige Studie erstellt ha-
be. Wegen zahlreicher Umset-
zungsprobleme stünde er dem
Vorschlag jedoch skeptisch ge-
genüber. Nach mehrmaligem
Nachhacken durch den Präsiden-
ten der Akademie für den ländli-
chem Raum, Prof. Dr. Holger
Magel, zeigte sich Beckstein
aber offen: „Wenn ich einen kon-
kreten Vorschlag unterbreitet be-
komme, werden wir diesen
ernsthaft prüfen“.

Neue Beteiligungskultur

Im Publikum fand die neue
„Beteiligungskultur der CSU“
mit fünf Regionalkonferenzen
und 1.200 Teilnehmern großen

Verwaltungsrechtsweg neu geordnet
Widerspruchsrecht gegen Behördenentscheidungen eingeschränkt 

In den Kommunen gibt es ein Fakultativrecht 

Ab Juli wird in Bayern das Widerspruchs-
recht gegen behördliche Entscheidungen teil-
weise eingeschränkt bzw. abgeschafft. Statt
erst einmal bei der Gemeinde oder beim zu-
ständigen Amt zu intervenieren, muss man in
einer Reihe von Angelegenheiten gleich zum
Verwaltungsgericht gehen. Im kommunalen
Bereich bleibt es indessen weitgehend beim
Alten - z. B. im Abgaben- und Baurecht. Die
Bürger haben hier die Wahl zwischen Wider-
spruch und Verwaltungsgericht. Der Landtag
hat die entsprechende Gesetzesänderung mit
den Stimmen der CSU gegen die der Opposi-
tion in Kraft gesetzt. 

Vorangegangen war von Juli 2004 bis Ende
Juni 2006 ein Modellversuch in Mittelfranken
auf Grund der Vorschläge der Henzler-Kommis-
sion, die unter kommunaler Beteiligung der
Staatsregierung Vorschläge zur Verwaltungsver-
einfachung und Deregulierung gemacht hatte.
Die Staatsregierung folgerte, man könne in Zei-
ten knapper werdender Ressourcen und rascher
rechtsverbindlicher Entscheidungen durch die
Verwaltungsgerichte auf den Widerspruch als er-
ste Instanz verzichten. 

In der abschließenden Plenardebatte verwies
Innenminister Dr. Günther Beckstein darauf,
die Empfehlungen der Henzler-Kommission
seien einstimmig erfolgt. Auch der Landkreis-
tag habe zugestimmt. Das Ergebnis des Mo-

dellversuchs sei durchaus kritisch diskutiert
worden. Durch die Verkürzung des Rechtsweg-
es würden nicht die Rechte des Bürgers redu-
ziert sondern die Laufzeit des Verfahrens. Als
Berichterstatterin im Landtag pflichtete Petra
Guttenberger (CSU) dem bei. Es gehe darum,
das Rechtsmittel Widerspruch zu erhalten, wo
es Rechtssicherheit und Rechtsfrieden schaffe.
Dem diene das fakultative Verfahren. 

Für die SPD widersprach Adelheid Rupp.
Mit der Änderung des Gesetzes zur Aus-
führung der Verwaltungsgerichtsordnung (AG-
VwGO) würden die Rechtsschutzmöglichkei-
ten der Bürger weiter eingeschränkt. Das Wi-
derspruchsverfahren habe einen deutlich be-
friedenden Effekt. Auch sei es teurer, gleich
zum Verwaltungsgericht gehen und anwalt-
schaftliche Hilfe beanspruchen zu müssen.  

Christine Stahl (Grüne) meinte, die Abschaf-
fung des Widerspruchsverfahrens konterkariere
jegliche Deregulierungsbemühung und schade
Bürgern und Verwaltung. Sie verwies auf Be-
denken bei Städte- und Gemeindetag. Die
Hemmschwelle für den Bürger werde größer,
wenn er gleich vor Gericht gehen müsse. Im
Versuchsbezirk Mittelfranken sei das VG An-
sbach relativ gut ausgestattet, was man nicht für
alle Bezirke sagen könne. Das Fakultativrecht in
kommunalen Angelegenheiten trage auch zur
Unsicherheit bei der Verwaltung bei. rm

„Achtung Feuerwehr!“
Heckwarnleuchten werden amtlich zugelassen 

Was bisher nur stillschweigend geduldet wird, ist künftig amt-
lich genehmigt: Die Feuerwehr darf im Einsatz auf der Straße
Warnleuchten zur Heckabsicherung ihrer Fahrzeuge aufstellen.
Der kommunalpolitische Landtagsausschuss hat die Staatsre-
gierung einstimmig aufgefordert, eine entsprechende Ausnah-
meregelung zu treffen.

Der CSU-Abgeordnete und
Vorsitzende des Arbeitskreises
für kommunale Fragen und inne-
re Sicherheit, Dr. Jakob Kreidl,
hatte in seiner Fraktion einen
entsprechenden Antrag initiiert.
Er bezog sich auf entsprechende
Überlegungen im Innenministe-
rium, die aber im zuständigen
Bund-Länder-Arbeitskreis bis-
lang zu keinem Beschluss ge-
führt haben. Nun wird Bayern in
eigener Zuständigkeit handeln. 

Die Warnleuchten seien keine
Kleinigkeit, betonte Bericht-

erstatter Herbert Ettengruber
(CSU). Es gehe um mehr Sicher-
heit für Feuerwehr und Ver-
kehrsteilnehmer. Kreidl hatte auf
die massive Verunsicherung der
Feuerwehrleute hingewiesen. 

Die Opposition sah das eben-
so. Mitberichterstatter Stefan
Schuster (SPD) fand es unver-
ständlich, dass es hier noch zu
keiner Bund-Länder-Vereinba-
rung gekommen sei. Der einhel-
lige Beschluss kam ohne weite-
re Diskussion zustande. (s. GZ
11 / 07.06.07). rm

Zuspruch und viel Lob. Den
weiteren Fahrplan stellte am
Ende Markus Sackmann vor.
Bereits Mitte Juli wird sich die
Landtagsfraktion mit den Er-
gebnissen und Eingaben der Re-
gionalkonferenzen beschäftigen
und das Arbeitspapier endgültig
beschließen. In der Sommer-
pause sollen dann bereits erste
Anträge für den Nachtragshaus-

ven Fördermittelverteilung im
Freistaat, eine effiziente Koordi-
nation für die Verteilung der EU-
und Staatszuschüsse durch ein
eigenes Ministerium für den
ländlichen Raum oder zumindest
durch eine Koordinationsstelle. 

Metropolregionen -
keine Gegenspieler

Stoiber stellte die große Be-
deutung des ländlichen Raums
für Bayern heraus, wobei für
Stoiber der ländliche Raum ge-
meinsam mit seinen nahen
Großstädten Metropolregionen
und keine Gegenspieler“ sind*.
Die Staatsregierung hat unter Fe-
derführung des Bayerischen
Wirtschaftsministers Erwin Hu-
ber ein Programm für den ländli-
chen Raum ausgearbeitet und
jüngst beschlossen. Dieses Pro-
gramm, wird im Juli der Öffent-
lichkeit vorgestellt. 

In der ersten Diskussionsrunde
mit dem Ministerpräsidenten
stand das „Ministerium für den
ländlichen Raum“ im Vorder-
grund. Ein eigenes Ministerium
für den ländlichen Raum lehnte
Stoiber mit Verweis auf die be-
reits funktionierende Gesamtko-
ordination ab. Hier ließen die
Teilnehmer jedoch nicht locker. 

Fördermittelkoordination

In der zweiten Diskussions-
runde u.a. mit dem designierten
Ministerpräsidenten Dr. Günther
Beckstein und Landwirtschafts-
minister Josef Miller wurde von
Elsbeth Seiltz, Vertreterin der
„Regionalinitiative Unser Land“
nochmals die Problematik der
Fördermittelkoordination in den
Raum gestellt und eine Koordi-
nationsstelle gefordert. 

Den Wunsch nach einem An-
sprechpartner für die Kommu-
nen unterstrich auch die Bürger-
meisterin von Höhenkirchen-
Siergertsbrunn, Ursula Mayer.

halt 2008 entwickelt werden. Im
Frühjahr 2008 wird eine Bilanz-
konferenz über die Ergebnisse
stattfinden, wozu alle Teilneh-
mer eingeladen sind.

Ralf Klemens Stappen
*Die Bundesregierung stellte die
neue „Nationale Stadtentwick-
lungspolitik“ vor (Bericht folgt),
in dem die Renaissance der Städ-
te im Zentrum steht.

Ländlicher Raum ist
Querschnittsaufgabe 

Spezieller Ausschuss abgelehnt
Skepsis gegenüber

eigenständigem Ministerium 

Im Bayerischen Landtag wird
es keinen eigenen Ausschuss
für den ländlichen Raum ge-
ben. Ein Antrag der Grünen-
Fraktion auf Einrichtung eines
solchen Gremiums wurde von
CSU und SPD abgelehnt. 

In beiden Fraktionen wird
auch die Forderung nach Schaf-
fung eines Ministeriums für den
ländlichen Raum skeptisch beur-
teilt. Zum Grünen-Antrag bezüg-
lich dieses Ausschusses erklärte
Mitberichterstatterin Helga Wein-
berger (CSU) im Kommunalaus-
schuss, die Einrichtung wäre eine
Abkehr vom bisherigen Konzept,
die Ausschüsse der Aufgaben-
stellung der einzelnen Ministeri-
en zuzuordnen, ohne die Gesamt-
verantwortung des Landtags ein-
zuschränken. Entsprechend nahm
Florian Ritter für die SPD Stel-
lung. Der ländliche Raum sei ei-
ne Querschnittsaufgabe des Par-
laments. Zum eigenständigen
Ministerium verwies er auf die -
von der CSU abgelehnte - Forde-
rung, in der Staatskanzlei eine
Stabsstelle für den ländlichen
Raum einzurichten. 

Für die Grünen stimmte 
Christine Kamm der Quer-
schnittsaufgabe zu. Doch gera-
de die fachübergreifende Her-
ausforderung erfordere einen ei-
genen Ausschuss. In der von der
CSU bestimmten Landespolitik
werde der periphere ländliche
Raum von der Entwicklung ab-
gekoppelt. rm

SGK-Positionspapier zur öffentlichen Daseinsvorsorge:

Rechtsrahmen verbessern
Der Vorstand der Bundes-SGK (Sozialdemokratische Gemein-
schaft für Kommunalpolitik) hat in seiner jüngsten Sitzung das
Positionspapier „Forderungen an die Verbesserung des europäi-
schen Rechtsrahmens zur Erbringung kommunaler Leistungen
der öffentlichen Daseinsvorsorge“ beschlossen. 

Aus dem Spannungsverhältnis
zwischen den vorhandenen Ver-
pflichtungen der kommunalen
Daseinsvorsorge in Deutschland
und dem europäischen Wettbe-
werbs- und Binnenmarktre-
gelungen resultiert bei vielen 
Kommunen als Aufgabenträgern
Rechtsunsicherheit. Um hier zu
Klarstellungen und vermehrter
Rechtssicherheit zu gelangen,
fordert die Bundes-SGK dazu
auf, folgende Punkte bei einer
Verbesserung des europäischen
Rechtsrahmens zur Erbringung
von kommunalen Dienstleistun-
gen der öffentlichen Daseinsvor-
sorge zu berücksichtigen.
1. Liberalisierung mit Augen-
maß

Die Liberalisierung einzelner
Sektoren der Daseinsvorsorge
muss immer eine Einzelfallent-
scheidung bleiben, wie auch die
Erfahrungen mit den bereits libe-

ralisierten Sektoren, wie z.B.
Strom, Gas oder Telekommuni-
kation, zeigen. Die Gemeinwohl-
verpflichtungen in den einzelnen
Sektoren sind zu unterschiedlich,
um ein Gemeinschaftskonzept
als einheitliche Regelungsgrund-
lage zu entwickeln. Im Bereich
der Wasserversorgung und der
Abwasserentsorgung ist bei-
spielsweise eine Liberalisierung
auch wegen der großen Unter-
schiede in der Organisation die-
ser Aufgaben in den einzelnen
Mitgliedsstaaten abzulehnen.
2. Kommunen müssen Dienst-
leistungen selbst erbringen
dürfen

Städte, Gemeinden und Kreise
können bei Wahrung bestimmter
Voraussetzungen Leistungen der
Daseinsvorsorge selbst oder
durch eigene Unternehmen und
ohne Ausschreibung bereitstel-
len. Sowohl im Vergabe- als

auch im Beihilferecht gilt es al-
lerdings, mehr Rechtssicherheit
bei der Erbringung von Dienst-
leistungen der Daseinsvorsorge
zu schaffen.
3. Klare Abgrenzungskriterien
im Beihilfebereich schaffen

Welche Dienstleistungen als
wirtschaftlich und welche als
nichtwirtschaftlich anzusehen
sind, unterliegt dem gesellschaft-
lichen Wandel. Deshalb kann
kein endgültiges Verzeichnis
sämtlicher Dienstleistungen, die
als nichtwirtschaftlich anzuse-
hen sind, aufgestellt werden. 
4. Vergaberecht muss Gestal-
tungsspielräume ermöglichen

Die Bundes-SGK fordert eine
europäische Regelung zur Frei-
stellung der interkommunalen
Zusammenarbeit vom Vergabe-
recht, daneben aber auch Klar-
stellungen zu den Bereichen In-
house-Vergabe und institutionel-
le Öffentlich-Private Partner-
schaften. Zudem spricht sie sich
dagegen aus, Dienstleistungs-
konzessionen einem ausdrückli-
chen Vergabeverfahren zu unter-
werfen. Insbesondere darf es kei-
nen faktischen Zwang zur Priva-
tisierung infolge überzogener
Ausschreibungspflichten geben.
Gerade die interkommunale Zu-
sammenarbeit als rein verwal-
tungsinterne Aufgabenübertra-
gung ist ein effizienter und bür-
gernaher Weg zur Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben. 

5. Bürgernaher Festlegung
von Gemeinwohlverpflichtun-
gen vertrauen

Dazu aber bedarf es keiner Re-
gelungen im Rahmen des eu-
ropäischen Wettbewerbs- und
Binnenmarktmodells. Zugang,
Qualität und Erschwinglichkeit
von Leistungen der Daseinsvor-
sorge müssen im Rechts- und
Gesellschaftssystem der einzel-
nen Mitgliedsstaaten verhandelt
werden. Hier bestehen ganz un-
terschiedliche Traditionen und
Ausprägungen in den einzelnen
Mitgliedsstaaten. In Deutschland
gehören dazu beispielsweise das

grundgesetzlich verbürgte Sozi-
alstaatprinzip, der Gleichbe-
handlungsgrundsatz, aber auch
die kommunale Selbstverwal-
tung. Dies wird von der europäi-
schen Ebene auch anerkannt.

Vor Ort kann am besten ent-
schieden werden, welche konkre-
ten Verpflichtungen im Interesse
der Bürger erforderlich sind. Es
kann immer nur eine Frage des
Einzelfalls vor Ort sein, welches
Ziel vorrangig verfolgt werden
soll. Dazu gehört auch, dass die
zuständige Behörde - d. h. in
Deutschland in zahlreichen Fäl-
len die Kommune - die Qualität
von Leistungen der Daseinsvor-
sorge definiert und das Qualitäts-
niveau überwacht. Die Bürgerin-
nen und Bürger nehmen darauf
durch ihre Teilnahme an den poli-
tischen Prozessen vor Ort ent-
scheidenden Einfluss. DK
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Bayerischer Sparkassentag 2007 in Fürth:

Drei-Säulen-Modell 
vehement verteidigen!

Die 75 bayerischen Sparkassen sowie ihre Töchter und Ver-
bundpartner sind im Freistaat nicht nur fest verankert, sondern
als Finanzgruppe der Marktführer. „Marktführer in Bayern“
lautete dementsprechend auch das Motto des diesjährigen Spar-
kassentags, der bestens eingebettet war in das 1000-jährige Ju-
biläum der Kleeblattstadt Fürth. 

Gastredner Ministerpräsident
Dr. Edmund Stoiber bekannte
sich zunächst klar zu den Spar-
kassen und zum erfolgreichen
Drei-Säulen-System in der deut-
schen Kreditwirtschaft. Er erteil-
te auch allen Bestrebungen zur
Privatisierung oder dem Verkauf
von Sparkassen an Private eine
klare Absage: „Die bayerischen
Sparkassen sind unverzichtbar
für die Versorgung unserer Be-
völkerung mit Finanzdienstlei-
stungen in der Fläche. Vor allem
die Kredite der Sparkassen an
kleinere und mittlere Unterneh-
men sind der Treibstoff, der den
Motor der bayerischen Wirt-
schaft mit Volldampf am Laufen
hält, den Aufschwung sichert
und täglich neue Arbeitsplätze
schafft.“ 

Bedeutung für die 
Soziale Marktwirtschaft 

Die 75 bayerischen Sparkas-
sen sind Stoiber zufolge mit
2.900 Zweigstellen und 48.000
Mitarbeitern „vor Ort“. Sie ver-
gäben etwa 40 Prozent der Un-
ternehmenskredite in Bayern
und finanzierten jede zweite Exis-
tenzgründung. Drei Viertel aller
mittelständischen Unternehmen
hätten Geschäftsverbindungen
zur Sparkasse. Stoiber betonte
angesichts dieser Zahlen die
grundsätzliche Bedeutung des
Sparkassensektors für die Sozia-
le Marktwirtschaft gerade auch
in einer globalen Wirtschaft und
warnte vor Verhältnissen wie in

Großbritannien oder Italien, wo
die Privatisierung der Sparkas-
sen und überregionale Fusionen
die Versorgung der Bevölkerung
und des unternehmerischen Mit-
telstands mit Finanzdienstleis-
tungen erheblich verschlechtert
hätten. 

Verlässliche Partner

Auch zeigte sich der Minister-
präsident fest davon überzeugt,
dass die bayerischen Sparkassen
die Herausforderungen der Zu-
kunft meistern werden: „Der Fi-
nanzplatz Bayern ist mit einer
starken Landesbank und dem en-
gen Verbund mit den bayeri-
schen Sparkassen hervorragend
aufgestellt. Die Bayerische
Staatsregierung wird auch künf-
tig den Sparkassen als verlässli-
cher Partner zur Seite stehen.
Starke Sparkassen und ein star-
kes Bayern gehören zusammen.“ 

In dieselbe Kerbe hieb der ge-
schäftsführende Präsident des
Sparkassenverbandes Bayern,
Dr. Siegfried Naser. Er betonte:
„Unser Geschäftsmodell ist im
Zeitalter der Globalisierung ak-
tueller und notwendiger denn je.
Deshalb stehen Kommunal-,
Landes- und Bundespolitik auch
hinter uns.“ An die Adresse von
Ministerpräsident Stoiber, der
letztmalig am Sparkassentag
teilnahm, gerichtet, meinte Na-
ser: „Wir bayerischen Sparkas-
sen verneigen uns vor Ihrer
großartigen Lebensleistung. Wir
wissen es sehr zu schätzen, dass

Sie stets ohne „Wenn“ und
„Aber“ für unser Geschäftsmo-
dell eingetreten sind!“

Den Aufschwung
mitgestalten

Auf den „gewaltigen Unter-
schied“ in der Stimmung im
Lande wie auch in der tatsächli-
chen Wirtschaftslage im Ver-
gleich zum Sparkassentag 2006
in Bamberg hatte Naser zu Be-
ginn seiner Ausführungen ver-
wiesen. Habe damals noch weit
verbreiteter Missmut geherrscht,
sei nur ein Jahr später „der kran-
ke Mann Europas auf dem bes-
ten Weg, zur Lokomotive Euro-
pas zu werden“. Die bayerischen
Sparkassen gestalteten den Auf-
schwung mit: Als Begleiter des
Mittelstands hätten sie sich seit
dem letztjährigen Sparkassentag
ausgezeichnet im zunehmenden
Wettbewerb bewährt. So habe
die Sparkassen-Finanzgruppe im
vergangenen Jahr ihre Marktan-
teile in wichtigen Segmenten
ausgebaut. 

Marktführer

Derzeit verfügt die Sparkas-
sen-Finanzgruppe Bayern laut
Naser über eine Kundenreich-
weite von 60 % der Bevölke-
rung: „Wir sind Marktführer,
stellen bei rund 40 % aller Kun-
den, seien es Privat- oder mittel-
ständische Firmenkunden, die
Hauptbankverbindung. Insge-
samt sind in Bayern sechs Mil-
lionen Bürger, also etwa 50 %
der Bevölkerung, Kunden einer
Sparkasse“, stellte der Präsident
fest. Der Marktanteil der Spar-
kassen-Finanzgruppe bezüglich
der Hauptbankverbindung von

Vor wenigen Tagen war zu
hören, dass Bundesministerin
Annette Schavan die föderalis-
tische Struktur in Deutschland
heftig kritisierte. Ihrer Mei-
nung nach bedeutet Föderalis-
mus nicht, dass jeder das ma-
chen könne, was er wolle.

Frau Schavan irrt. Natür-
lich bedeutet Föderalismus,
dass jeder Teilstaat im Rah-
men seiner Zuständigkeit
das machen kann, was er
will. Dass die Länder sich
untereinander absprechen,
widerspricht diesem Grund-
satz nicht. Föderalismus
bedeutet ja, dass sich
s e l b s t ä n d i g e
Staaten zu ei-
nem Bund zu-
sammenschlie-
ßen. Diesem
übertragen sie
dann bestimmte Rechte und
Zuständigkeiten, nicht um-
gekehrt! Damit kann den
Gliedstaaten auch nicht ver-
wehrt werden, im Rahmen
ihrer Zuständigkeiten zu
handeln.

Im Gegensatz zu Frau Scha-
van bin ich der Auffassung,
dass wir nicht zuviel Födera-
lismus in Deutschland haben,
sondern eher zu wenig. Es ist
schon traurig, wenn man sieht,
mit welchen Rechten Bayern
1871 geködert wurde, um es zu
einem Reichseintritt zu bewer-
gen. Im Vergleich dazu ist heu-
te nicht mehr viel übrig.

Die eigene Bahn ist ver-
schwunden, die eigene Post ist
verschwunden, die eigenen

Auslandsvertretungen sind
verschwunden, die Bayerische
Armee gibt es nicht mehr. 

Nun kann man sich auf den
Standpunkt stellen, dass man-
ches davon zwischenzeitlich

überholt wäre.
Dies ändert
aber nichts an
der Tatsache,
dass Bayern
auch im eu-

ropäischen Vergleich inner-
halb der Länder der Euro-
päischen Union zu den größ-
ten Mittelstaaten zählen wür-
de, wäre es denn selbständig.
Bayern hat mehr Einwoh-
ner als z.B. Ungarn, die
Tschechei, Portugal oder Bel-
gien.

Bei diesen Ländern kommt
kein Mensch auf die Idee zu
fragen, ob sie selbständig im
Rahmen ihrer Zuständigkei-
ten handeln können.

Warum also bei Bayern?

KolumneGZ Luitpold Braun

Mehr 
Föderalismus 
für Bayern!

Firmenkunden betrage 38 %,
„womit wir den Anteil aller pri-
vaten Großbanken um mehr als
das Doppelte übertreffen“.

Gesellschaftspolitische 
Mitverantwortung

„Trotz dieser wirtschaftlichen
Erfolge haben die bayerischen
Sparkassen jedoch immer ihre
gesellschaftspolitische Mitver-
antwortung im Auge behalten“,
fuhr Naser fort. „Wir zeigen
nach wie vor Flagge für die urei-
gensten Ziele der Sparkassen:
die Versorgung der Regionen mit
kreditwirtschaftlichen Leistun-
gen und das Engagement für die
gesellschaftlichen Belange die-
ser Region - auch oder gerade
unter Verzicht auf eine Maximie-
rung des Gewinns. Wir entlassen
keine Mitarbeiter bei guten Ge-
winnen, nur um den shareholder
value zu maximieren.“

Zwei Mrd. Euro Steuern

Ganz entschieden vertrete der
Sparkassenverband die Auffas-
sung, „dass wir der Gesellschaft
einen guten Teil unseres Erfolgs
zurückgeben müssen“. Allein im
Fünfjahreszeitraum 2001 bis
2005 hätten die bayerischen
Sparkassen, so der Präsident, ei-
ne Summe von 1,72 Mrd. Euro
an gewinnabhängigen Steuern
aufgebracht sowie mehr als 200
Mio. Euro gespendet und gestif-
tet. Allein die deutschen Spar-
kassen hätten 2006 mit ca. 2
Mrd. Euro soviel Steuern abge-
führt wie Siemens, Daimler-
Chrysler, die Deutsche Post,
E.ON, die Deutsche Bank und
Metro zusammen.

Doch kann bekanntermaßen
selbst der Frömmste nicht in
Frieden leben, wenn es dem bö-
sen Nachbarn (siehe EU-Kom-
mission und Bundesverband der
privaten Banken) nicht gefällt.
Was diese nicht ruhen lasse, ist
Naser zufolge die Funktionswei-
se des deutschen Bankensystems.
Konkret gehe es um die Rolle der
öffentlich-rechtlichen Kreditin-
stitute in der Systematik des
Drei-Säulen-Modells. Naser:
„Auch in anderen Staaten wie
zum Beispiel in Frankreich oder
Spanien, sind weite Teile des
Kreditwesens in Form von Stif-
tungen und Genossenschaften or-
ganisiert. Damit sind sie dem Ka-
pitalmarkt nicht zugänglich. Und
nur darauf, nicht auf die Rechts-
form, kommt es letztlich an.“

Nicht falschen 
Lockrufen erliegen

Gleichwohl seien in diesen
Ländern mehrere erfolgreiche,
internationale Grossbanken ent-
standen. Für den Bankenmarkt
bedeute dies: „Wenn es wirklich
Versäumnisse gibt, so können sie
nicht in der Struktur des Banken-
markts in Deutschland liegen,

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber ist bereits Besitzer der „Goldenen Sparkassenmedail-
le“. Deshalb überreichten ihm Geschäftsführender Präsident Dr. Siegfried Naser, Landesob-
mann Alois Hagl und 1. Präsident Hansjörg Christmann eine Magnum Flasche „Supremus“.
Die Sonderabfüllung des Weins der Superlative kam aus dem Winzerkeller Sommerach. 

sondern vielmehr in der jeweili-
gen Geschäftsstrategie der han-
delnden Akteure.“

Laut Präsident wäre es ein
„Treppenwitz der Geschichte,
wenn wir den Lockrufen erliegen
würden, die der Politik einen
freieren Wettbewerb und uns
Sparkassen eine größere Flexibi-
lität versprechen“. Das hieße, das
Geschäftsmodell der Kreditinsti-
tute, das selbstständige Banken in
der Region vorsieht, schließlich
zugunsten internationaler Fusio-
nen dem Kapitalmarkt zu überge-
ben oder für die Zerschlagung
durch Hedgefonds freizugeben.
Zu einer solchen Politik könnte
man auf gut bayerisch nur noch
sagen: „Nur die dümmsten Käl-
ber wählen ihre Metzger selber.“

Erfolgreiches Fürth

Zuvor hatte Fürths Oberbürger-
meister Dr. Thomas Jung auf die
erfolgreiche Fünf-Jahres-Bilanz

der tausendjährigen Stadt verwie-
sen. Deutlich sichtbar seien wirt-
schaftliche Effekte sowie Verbes-
serungen in der Infrastruktur, bei
der Solarenergie, im Umweltbe-
reich, in der Kultur sowie im Aus-
bau von Schulen und von Kinder-
betreuungsangeboten. Die Spar-
kassen seien zuverlässige Partner
der Kommunen beim Ausbau der
Infrastruktur und vor allem unent-
behrliche Unterstützer vieler ge-
meinnütziger Aufgaben. Dr. Ga-
briele Pauli, Fürther Landrätin
und Verwaltungsratsvorsitzende
der Sparkasse Fürth, konstatierte,
dass viele Geldspenden in den
vergangenen Jahren auch in den
Landkreis Fürth gingen, „wo-
durch beispielsweise Projekte für
Kinder und Jugendliche finan-
ziert werden konnten“. DK

Hinweis: der GZ-Ausgabe Nr.
15/16 wird eine Sonderdoku-
mentation des Bayerischen
Sparkassentags beiliegen. 
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4. Regionalkonferenz zum ländlichen Raum:

„Wo Bayern zu Hause ist“
Schwerpunktthema in Gangkofen: „Bildung, Familie, Soziales“ 

Die vierte Regionalkonferenz der CSU befasste sich im nieder-
bayerischen Gangkofen mit dem Schwerpunkt Bildung, Familie
und Soziales. CSU-Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann,
dessen Stellvertreter Markus Sackmann, Kultusminister Sieg-
fried Schneider und Sozialministerin Christa Stewens beleuch-
teten vor zahlreichen Kommunalpolitikern die ebenso hochak-
tuelle wie spannende Thematik. 

Wie Fraktionschef Herrmann
eingangs feststellte, könne er
nicht nachvollziehen, „mit wel-
cher Härte, teilweise sogar Pole-
mik die Debatte um das Für und
Wider des Ausbaus der Kinder-
tageseinrichtungen und Ta-
gespflegeangebote für Kinder
unter drei Jahren geführt wurde“.
Stigmatisierungen von Men-
schen und die Abqualifizierung
ihrer Lebensentwürfe passten
nicht zum Werteverständnis ei-
nes christlichen Menschenbil-
des, so Herrmann. 

Große Verantwortung

Diskutiert werde über Men-
schen, die sich für ein Leben mit
Kindern entschieden haben -
„heute leider alles andere als ei-
ne Selbstverständlichkeit“. Diese
jungen Eltern bemühten sich in
aller Regel nach bestem Vermö-
gen und in jeweils unterschiedli-
cher Weise, ihrer großen Verant-
wortung gerecht zu werden. Eine
Etikettierung als „Heimchen am
Herd“ oder „Nur-Hausmutter“
sei deshalb genauso strikt abzu-
lehnen wie die Schlagworte „Ra-

benmutter“, „Karrierefrau“ oder
„Gebärmaschine“. Hier würden
Menschen zutiefst verletzt, be-
tonte Herrmann.

Zukunftsinvestition 
Bildung

In punkto „Zukunftsinvestiti-
on Bildung“ verwies dessen
Stellvertreter Markus Sackmann
darauf, wie wichtig es für Kinder
im Grundschulalter ist, kurze
Wege zu ihrer Schule zu haben.
Die örtliche Schule erfülle zu-
dem in vielen Gemeinden die
Funktion eines lokalen Kerns,
um den sich die sozialen Akti-
vitäten bündeln. Schule sei nicht
nur ein Ort der Bildung, sondern
auch ein Ort der Veranstaltungen
und Begegnungen, der eine emo-
tionale und soziale Bindung zur
jeweiligen Gemeinde schafft. 

Die Hauptschule werde die
CSU zukunftsorientiert weiter-
entwickeln und dieses qualitativ
hochwertige und vielseitige Bil-
dungsangebot auch im ländli-
chen Raum möglichst wohnort-
nah erhalten versprach der Land-
tagsabgeordnete.

Gerade im ländlichen Raum,
der von kleinen und mittelständi-
schen Betrieben geprägt ist, wür-
den Hauptschulabsolventen als
Nachwuchs auf dem Lehrstel-
lenmarkt benötigt. Hierzu soll
der Praxisbezug der Hauptschu-
le weiter verstärkt werden, z. B.
durch je nach Interesse und Nei-
gung des jeweiligen Schülers zu
wählende Profilbereiche, die die
drei wesentlichen Berufsfeld-
gruppen: „Technik und Hand-
werk“, „Wirtschaft, Handel und
Dienstleistungen“ und „Gesund-
heit, Soziales und Hauswirt-
schaft“ abbilden. 

Interkommunale
Zusammenarbeit 

Grundsätzlich sei festzuhalten,
dass die Chancen einer inter-
kommunalen Zusammenarbeit
genutzt werden müssen, um die
Qualität und die Breite unserer
Schulausbildung sicherstellen zu
können, so Sackmann. Das be-
deute aber auch, „dass wir gege-
benenfalls neue Wege bei der
Sprengelpflicht, bei den Schul-
wegkosten und Gastschulbeiträ-
gen andenken und gemeinsam
mit den Kommunen diskutieren
müssen, um die Hauptschule als
echte weiterführende Schulart
ausgestalten zu können“. 

Ein wesentlicher Ansatzpunkt
für die Attraktivität einer Ge-

(Fortsetzung von Seite 1)
anderen Bundesländern und zum
Bund bewusst auf Musterlösun-
gen, weil es, so Faltlhauser, im-
mer nur um konkrete Einzelfälle
gehen kann. Wem der dreiteilige
Leitfaden zur Information noch
nicht reicht, der kann mehr im
Internet unter www.ppp.bay-
ern.de erfahren. Außerdem gibt
es für Kommunen und kommu-
nale Zweckverbände, die kon-
krete Projekte - vor allem im
Hochbau - durchzuführen beab-
sichtigen, eine „Arbeitsgruppe
PPP“ unter Führung der Ober-
sten Baubehörde als Ansprech-
partner, die Rat und Hilfe bereit-
hält und notwendige Kontakte
vermittelt.

Pilotprojekte

Im Freistaat hat sich auf dem
PPP-Gebiet schon Einiges getan.
Von den schon erwähnten 60
PPP-Projekten bei öffentlichen
Baumaßnahmen in Bayern sind
50 kommunale Bauprojekte. Um
konkrete praktische Erfahrungen
mit PPP zu sammeln und deren
Wirtschaftlichkeit zu testen,
führt der Freistaat als eines der
ersten Bundesländer derzeit auch
eigene Pilotprojekte im staatli-
chen Hochbau und im Straßen-
bau durch. Drei Projekte, näm-
lich der Neubau der Frauenhaft-
anstalt und Jugendarrestanstalt
für die Justizvollzugsanstalt Mün-
chen, die Ortsumfahrung bei
Miltenberg mit dem Bau einer
Mainbrücke und der IV. Bauab-
schnitt der Flughafentangente
Ost des Münchner Flughafens,
sind bereits in der Ausführung. 

Für sieben weitere Projekte,
darunter der Neubau der Justiz-
vollzugsanstalt Augsburg und
vier Mainbrücken sowie die Er-
weiterung des Staatlichen Bau-
amtes Weilheim, hat der Landtag
die Voraussetzungen geschaffen.
Zu den laufenden Maßnahmen
zählen auch Neubauten für die
TU München, die Uni Bamberg
und die Uni Bayreuth sowie die
Fachholschule Landsberg. In
Bundeskompetenz fällt der in-
zwischen begonnene dreispurige
Ausbau der Autobahn A 8 zwi-
schen Augsburg und München.

Kein Königsweg

Alle drei Minister betonten
ausdrücklich, dass PPP kein Kö-
nigsweg und kein Allheilmittel
und schon gar keine Möglichkeit
sei, „ohne Geld zu bauen“. Für
PPP müssten geeignete Projekte
sorgfältig ausgewählt werden.
Und jedes einzelne Projekt müs-
se genau auf seine Wirtschaft-
lichkeit, auch im Vergleich mit
herkömmlichen Vorgehenswei-
sen, überprüft werden. Reine
Vorfinanzierungsmodelle, sagte
Beckstein, seien in der Regel
nicht kostengünstiger als her-
kömmliche Finanzierung, zu-
mal, so Faltlhauser, kein privater
Unternehmer so günstig Kredite
bekomme wie etwa Bayern, das
inzwischen einen Haushalt ohne
Neuverschuldung hat. Effizienz-
vorteile lassen sich nach Beck-
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einen Bereich aus drei wesentli-
chen Berufsfeldern - Technik
und Handwerk, Wirtschaft, Han-
del und Dienstleistung sowie
Gesundheit, Soziales und Haus-
wirtschaft - zu wählen.

Kooperation mit
Nachbarschulen

Laut Schneider müssen diese
Wahlmöglichkeiten auch den
Schülern in ländlichen Regionen
zur Verfügung stehen. Wenn dort
eine Schule nicht alle drei Profil-
bereiche anbieten kann, weil sie
zu klein ist, so biete sich die Ko-
operation mit einer oder mehre-
ren Nachbarschulen an. Von dem
SPD-Vorschlag, Haupt- und Re-
alschulen zusammenzufassen,
hält Schneider indes nichts.
„Selbst dann könnte man nicht
alle Hauptschulstandorte hal-
ten“, zeigte sich der Minister
überzeugt. Und: „Die Schwäch-
sten in der Hauptschule müssten
dann die Zeche zahlen.“

Zusätzlich 
100 Ganztagshauptschulen 

Der Freistaat Bayern wird zum
kommenden Schuljahr zusätz-
lich 100 Ganztagshauptschulen
einrichten, fuhr Schneider fort.
Gerade der Ausbau der Ganz-
tagsschulen an Hauptschulen er-
mögliche es, den Anteil der
Schüler mit qualifizierendem
Hauptschulabschluss und mittle-
rem Bildungsabschluss weiter zu
erhöhen. Derzeit gibt es in Bay-
ern 62 gebundene Ganztags-
hauptschulen und 10 gebundene
Ganztagsgrundschulen. Darüber
hinaus nutzen rund 12.000
Hauptschülerinnen und Haupt-
schülern an 345 Hauptschulen
offene Ganztagsangebote. 

Feuerwehrgesetz

Stichwort Feuerwehrgesetz:
Innenstaatssekretär Georg
Schmid zufolge hat der Minister-
rat im Januar den Gesetzentwurf
zur Änderung des Bayerischen
Feuerwehrgesetzes gebilligt und
das Innenministerium beauf-
tragt, die Verbandsanhörung
durchzuführen. Diese wurde

zwischenzeitlich ausgewertet.
Nach derzeitiger Planung könnte
der Gesetzentwurf im Herbst im
Landtag eingebracht werden.

Möglichst schnell 
am Einsatzort

Die Forderung, dass freiwilli-
ge Feuerwehren innerhalb von
zehn Minuten am Einsat-
zort sein müssen, stieß
auf heftigen Widerstand.
Notärtzte sollten norma-
lerweise nicht länger als
zwölf Minuten brauchen,
für die Polizei gebe es
keine Vorgaben und aus-
gerechnet die ehrenamtli-
chen Feuerwehrhelfer
müssten in unzumutbaren
zehn Minuten am Ziel
sein, ,lautete der Vorwurf. 

Darüber hinaus wird die
Übertragung der Sicher-
stellung des abwehrenden
Brandschutzes und des
technischen Hilfsdienstes
auf einen Zweckverband
mit Zustimmung der Re-
gierung bzw. des Staats-
ministeriums des Innern
ermöglicht. Dadurch wird
auch die Möglichkeit 
geschaffen, überörtliche
Feuerwehren zu bilden.
Die Bestandsgarantie der
Ortsfeuerwehren bleibt erhalten.
Sie steht künftig jedoch Zusam-
menschlüssen von Ortsfeuerweh-
ren auf freiwilliger Basis nicht
mehr entgegen. 

Doppelmitgliedschaften

Künftig können neben den
Gemeindeeinwohnern auch Per-
sonen, die in einer Gemeinde ei-
ner regelmäßigen Beschäftigung
oder Ausbildung nachgehen,
dort zusätzlich oder alternativ zu
ihrer Wohngemeinde Feuer-
wehrdienst leisten. Doppelmit-
gliedschaften werden ermög-
licht. Auf Antrag kann künftig
die Ausübung des (ehrenamtli-
chen) Feuerwehrdienstes bis zur
Vollendung des 63. Lebensjahres
zugelassen werden. 

Ermöglicht wird auch die Bil-
dung gemeinsamer Werkfeuer-
wehren zwischen verschiedenen
Betrieben und Einrichtungen,

ebenso die pauschale Freistellung
der besonderen Führungsdienst-
grade der Feuerwehren für regel-
mäßig anfallende Tätigkeiten.

Stichwort Baurechtsnovelle:
Auf einer soliden Erfahrungsba-
sis gründet Schmid zufolge die
Fortführung der Bauordnungsre-
form, „die an die kommunalen
Wünsche angepasst wurde“. Es

Staatssekretär Georg Schmid ge-
meinsam mit Landrat Luitpold
Braun. 

handle sich hier lediglich um 
die Abrundung eines schon vor-
handenen, in der Praxis erprob-
ten und funktionierenden Sys-
tems. Als Eckpunkte des Gesetz-
entwurfs nannte Schmid u. a. die
Genehmigungsfreistellung bis
zur Sonderbautengrenze, das
verschlankte Prüfprogramm im
Baugenehmigungsverfahren, das
neue Brandschutzkonzept, die
Baugestaltung sowie das Ab-
standsflächenrecht. In einem lan-
desweiten Feldversuch soll die
alte Regeltiefe der Abstands-
fläche grundsätzlich erhalten
bleiben. Die Gemeinden sollen
aber für ihr ganzes Gemeindege-
biet oder Teilen davon für das ur-
sprünglich geplante neue Ab-
standsflächenrecht optieren kön-
nen. Geplant ist, nach einigen
Jahren die gewonnenen Erfah-
rungen bei den Bauaufsichts-
behörden und den Gemeinden
abzufragen. DK

Individuelle Förderung als Maxime ...

meinde im ländlichen Raum,
auch als Wirtschaftsstandort,
werde ihre Familienfreundlich-
keit sein, fuhr der CSU-Politiker
fort. Kinderbetreuungsangebote,
Spielplätze, familiengerechte
Wohnungen und Verkehrswege,
familienfreundliche Arbeitsbe-
dingungen, Beratungs- und Hil-
feangebote, intakte Vereinsland-
schaft, Vergünstigungen für Fa-
milien und Ferienprogramme -
all dies seien wesentliche Fakto-
ren, die das Leben für Familien
erleichtern und die Lebensqua-
lität deutlich erhöhen.

„Den Weg des quantitativen
sowie qualitativen Ausbaus wer-
den wir konsequent weiter ge-
hen“, kündigte Sozialministerin
Christa Stewens an. Der bedarfs-
gerechte Ausbau der Betreu-

ungsangebote bleibe das Top-
Thema der kommenden Jahre,
„das wir mit höchster Priorität
weiter verfolgen“. Deutliche
Verbesserungen erwartet sich die
Ministerin von einer noch inten-
siveren Sprachförderung. 

Laut Kultusminister Siegfried
Schneider wird die Zahl der
Grundschüler in den kommen-
den Jahren voraussichtlich deut-
lich zurückgehen. Der Rückgang
bei den Schülerzahlen wirke sich
entsprechend auf die Bewerber-
zahl in der dualen Berufsausbil-
dung aus. Bei dem derzeitigen
und zu erwartenden Bildungs-
verhalten sowie der demographi-
schen Entwicklung sei der Erhalt
aller gut 1.000 Hauptschulen in
Bayern kein leichtes Unterfan-
gen, räumte Schneider ein. DK

steins Darstellung am besten
durch eine Zusammenarbeit von
öffentlicher Hand und Privat-
wirtschaft bei Projekten erzielen,
die deren gesamten Lebenszy-
klus umfassen, also unter Um-
ständen über 20 oder 30 Jahre
laufen. Projekte über den gesam-
ten Lebenszyklus zu realisieren,
sei mittlerweile in Bayern eine
gängige Beschaffungsvariante.

Keine zusätzlichen 
Haushaltsspielräume

Immer, so die Minister uniso-
no, sei aber zu beachten, dass
Sonderfinanzierungsformen wie
PPP grundsätzlich keine zusätz-
lichen Haushaltsspielräume
schafften, sondern die Finanzie-
rungslasten ebenso wie die her-
kömmliche Kreditfinanzierung
in die Zukunft verschöben. Auch
Sonderfinanzierungsformen
führten zu regelmäßigen lang-
fristigen Haushaltsbelastungen.
Daher seien bei einer Haushalts-
lage, die eine Kreditfinanzierung
nicht zulässt, in aller Regel auch
keine kreditähnlichen Rechtsge-
schäfte im Rahmen von PPP-
Modellen möglich. PPP dürfe
auf keinen Fall zu Schattenver-
schuldungen führen oder, so
mahnte Faltlhauser, den Landes-
etat unterlaufen. 

Dem Gemeinwohl 
verpflichtet

Weiter einschränkend stellte
Beckstein fest, PPP dürfe auch
kein Selbstzweck sein. Öffentli-
che Auftraggeber seien dem Ge-
meinwohl, dem Gebot der Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit
und dem daraus abgeleiteten Ge-
bot, Risiken zu minimieren, ver-
pflichtet. Deshalb habe es auch
keinen Sinn, wenn der Bund for-
dere, den PPP-Anteil auf bis zu
15 % des gesamten öffentlichen
Finanzierungsvolumens anzuhe-
ben. PPP-Modelle müssten in je-
dem Einzelfall ein wirtschaftli-
ches Ergebnis erzielen. In Bay-
ern haben die PPP-Projekte laut
Faltlhauser ein Gesamtvolumen
von rund 350 Mio. , was einer
Quote von etwa 1 % entspreche.
Das sei ein vernünftiges Maß.

VOB wird angewandt 

Wirtschaftsminister Huber un-
terstrich, dass PPP kein Flucht-
weg aus dem Vergaberecht und
der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen (VOB)
sei. Öffentliche Auftraggeber
hätten bei der Suche nach dem
privaten Partner die Verdin-
gungsordnung anzuwenden. Die
Bieter wiederum seien bei der
Vergabe von Unteraufträgen auf
der zweiten Ebene an die
VOB/B gebunden. Dies sei aus-
drücklich vom Bund durch das
ÖPP-Beschleunigungsgesetz im
September 2005 so geregelt wor-
den. Demnach dürfen Subunter-
nehmern keine schlechteren Ver-
tragsbedingungen auferlegt wer-
den, als mit dem öffentlichen
Auftraggeber selbst vereinbart
wurden. 

Generalübernehmer

Für Bauaufträge oberhalb des
EU-Schwellenwertes (5,278 Mio.
Euro) ist eine Vergabe an Gene-
ralübernehmer seit dem ÖPP-Be-
schleunigungsgesetz zugelassen.
Der Bund hatte dabei zwingende
europarechtliche Vorgaben umzu-
setzen. Für Aufträge unterhalb
dieses Schwellenwertes verlangt
Bayern jedoch auch bei PPP-Pro-
jekten nach wie vor eine soge-
nannte Nachunternehmererklä-
rung. Danach müssen in der Er-
richtungsphase 70 Prozent der
Bauleistungen im eigenen Be-
trieb ausgeführt werden. Bayern
lege großen Wert darauf, so Hu-
ber, dass die besonderen Schutz-
vorschriften für Subunternehmer
auch bei PPP-Modellen beachtet
werden. Nach den Mittelstands-
richtlinien der Staatsregierung
sind bei der Weitergabe von Bau-
leistungen an Subunternehmer re-
gelmäßig auch kleine und mittle-
re Unternehmen zu beteiligen.

Huber betonte, dass der Staats-
regierung der Mittelstand beson-
ders am Herzen liege. Die meis-
ten öffentlichen Infrastrukturpro-
jekte würden auf kommunaler
Ebene realisiert. Bayern wolle
gerade bei kleineren Kommunen
und Bauunternehmen noch vor-
handene Hemmschwellen ge-
genüber PPP abbauen. Dazu
brauche man keine externen
Gutachter und Berater, dazu rei-
che der bewährte bayerische
Weg, direkt mit den Beteiligten
zu reden und ihre Belange in den
Diskussionsprozess einzubrin-
gen. Nach Zahlen der Obersten
Baubehörde liegt bei zwei Drit-
teln der kommunalen PPP-Pro-
jekte in Bayern das Auftragsvo-
lumen unter 5 Millionen Euro.
Der pauschale Vorwurf der Mit-
telstandsfeindlichkeit von PPP
treffe also nicht zu. Außerdem
existiere seit Dezember 2006 ein
spezieller Arbeitskreis „Kleine
mittelstandsfreundliche PPP-
Projekte“, dem Vertreter der
bayerischen Staatsministerien,
der kommunalen Spitzenverbän-
de, der Bauverbände und der Ar-
chitekten- und Ingenieurkam-
mern angehören.

Ab 20 Millionen

Josef Mend, Vizepräsident des
Bayerischen Gemeindetages,
stimmte zwar den Ausführungen
der Minister generell zu, schränk-
te aber ein, „dass realistisch ge-
sehen erst ab Bauvolumen von
20 Millionen Euro aufwärts von
Effizienz und Wirtschaftlichkeit
der Abwicklung eines Bauvorha-
bens mit einer PPP-Maßnahme
die Rede sein könne. Normaler-
weise umfasst eine PPP-Maß-
nahmen Planung, Bau, Betrieb
und Finanzierung. Deshalb sei
eine Standardisierung der Ver-
fahrensabläufe sinnvoll. Den-
noch sei PPP kein Allheilmittel.
Durch PPP sei es zu einem Be-
wußtseinswandel in den Kom-
munen gekommen. Stadt- und
Gemeinderäte diskutierten nicht
mehr nur die Baukosten, sondern
verstärkt auch die Kosten des
Bauunterhaltes und des Betriebs.

Reiner Knäusl, Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied des
Bayerischen Städtetages, machte
bei aller Freude über den jetzt
kompletten Leitfaden auch ein
paar kritische Anmerkungen.
PPP könne auch zur Pleite wer-
den, wenn in den Verträgen nicht
auf Qualität und Bauunterhalt
auf Dauer geachtet werde. Die
Londoner U-Bahn sei dafür ein
Negativbeispiel. 

Auch komme es sehr darauf
an, dass die Risken zwischen
den PPP-Partnern fair und eini-
germaßen gleich verteilt würden.
Grundsätzlich aber könne
Public-Private-Partnership ein
Erfolgsmodell werden. Dem
stimmte auch Rudolf Hanisch,
Vorstandsmitglied der Bayeri-
schen Landesbank, zu. Er nannte
die drei Teile des PPP-Leitfadens
„praxisnah, außerordentlich fun-
diert, sachlich und solide“. dhg.

PPP-Leitfaden für ...
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KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

Dr. Peter Ramsauer:

Volle Unterstützung für
die Kommunen

Anlässlich eines Gesprächs der CSU-Landesgruppe im Deutschen
Bundestag mit den Präsidenten der kommunalen Spitzenverbän-
de in Bayern und dem Vorsitzenden der Kommunalpolitischen
Vereinigung der CSU (KPV), erklärt der Vorsitzende der CSU-
Landesgruppe im Deutschen Bundestag, Dr. Peter Ramsauer:

In einem offenen und kon-
struktiven Meinungsaustausch
haben wir uns mit den aktuellen
Anliegen der kommunalen Spit-
zenverbände in Bayern intensiv
auseinandergesetzt. Unter ande-
rem kamen dabei die entspannte
Finanzlage der Kommunen und
der Verbesserungsbedarf der Zu-
sammenarbeit mit den lokalen
Arbeitsagenturen zur Sprache.

Handlungsspielräume

Gemeinsam haben wir schließ-
lich Bilanz gezogen, was die
CSU-Landesgruppe seit ihrer
Regierungsbeteiligung für die
Kommunen durchsetzen konnte.
Die Kommunen sind unverzicht-
bare Stützen einer erfolgreichen
Politik für Wachstum und Be-
schäftigung. Als Anwalt insbe-
sondere der bayerischen Ge-
meinden, Städte und Kreise set-
zen wir uns konsequent für die
Handlungsspielräume der kom-
munalen Selbstverwaltung ein. 

Wichtige Weichenstellung
in der Familienpolitik 

Im Bereich der Familienpoli-
tik wurden wichtige Weichen ge-
stellt. Beim Ausbau der Kinder-
betreuungsplätze für unter Drei-
jährige bis 2013 lässt der Bund
die Kommunen nicht allein und
beteiligt sich an den Investitions-
und Betriebskosten zu einem
Drittel. Mit der Einführung eines
Betreuungsgelds ab 2013 wird
den Familien absolute Wahlfrei-
heit gewährt und auch die häus-
liche Erziehungsleistung junger
Mütter und Väter gewürdigt.

Die Pflegereform kommt auch
den Kommunen zugute. Mit den
nun beschlossenen Leistungs-
ausweitungen verringert sich der
Anspruch auf ergänzende So-

zialhilfeleistungen. Der Bund
leistet damit einen wichtigen
Beitrag zur Begrenzung der
kommunalen Aufwendungen im
Bereich Pflege. Die unausweich-
lich notwendige Erhöhung der
Beiträge zur sozialen Pflegever-
sicherung zum 1. Juli 2008
wird eine Erhöhung des Bei-
tragsaufkommens um 2,5 Mrd.
Euro mit sich bringen. Dies
wird schließlich auch zu einer
finanziellen Entlastung der
Kommunen führen.

Plus für die Kommunen

Von der im März verabschie-
deten Unternehmensteuerreform
werden die Städte und Gemein-
den nachhaltig profitieren. Die
angestrebte Aufkommensneutra-
lität für die Kommunen ist er-
reicht. Im Jahresaufkommen
verbleibt für die Kommunen so-
gar ein Plus von 68 Mio. Euro. 

Die Herausforderungen, die
sich aus der Langzeitarbeitslo-
sigkeit ergeben, können Bund,
Länder und Gemeinden nur ge-
meinsam lösen. Deshalb betei-
ligt sich der Bund im Jahr 2007
mit rund 4 Mrd. Euro an den Ko-
sten der Unterkunft. Die Kom-
munen erhalten dadurch Pla-
nungssicherheit und bleiben zah-
lungsfähig. 

Programm zur
Gebäudesanierungs

Mit der Ausdehnung des CO2-
Gebäudesanierungsprogramms
können Kommunen einen wich-
tigen Beitrag zum Klima- und
Umweltschutz leisten. Mit der
energetischen Sanierung öffentli-
cher Gebäude erfüllen sie eine
Vorbildfunktion für andere Haus-
eigentümer. Die finanziellen
Spielräume dazu werden mit der

Ausdehnung deutlich verbessert. 
Bei der Ausgestaltung der An-

reizregulierung haben wir uns

Dr. Peter Ramsauer. 

men beim Strom und 76 Prozent
beim Gas können an einem stark
vereinfachten Verfahren teilneh-
men, das von zahlreichen Infor-
mations- und Berichtspflichten
befreit. So entsteht mehr Wettbe-
werb auf den Strom- und Gas-
märkten und die Zukunft der
Stadt- und Gemeindewerke ist
gesichert.

Integrationsplan

Neben vielen weiteren erreich-
ten Maßnahmen setzen wir uns
auch weiterhin für die Interessen
der Kommunen ein. Mit dem na-
tionalen Integrationsplan liefern
Bund, Länder und Kommunen
ein Signal für verstärkte Be-
mühungen um Integration: für
Fördern und Fordern. Im Mittel-
punkt wird dabei die deutsche
Sprache stehen - denn Sprache ist
der wichtigste Schlüssel zur Inte-
gration. Und eine gelungene Inte-
gration macht die Ortschaften
und Stadtviertel lebenswerter. 

Bei den jetzt anstehenden The-
men wie der Novelle des Abfall-
verbringungsgesetzes, der Wohn-
geldnovelle und den Plänen der
EU-Kommission für eine neue
Bodenschutzrichtlinie können
die Kommunen auf unsere volle
Unterstützung zählen.

Hölzlein zu den Zuständigkeiten in der Sozialhilfe:

Klare Position
Zum aktuellen Stand der Reform der Zuständigkeiten in der
Sozialhilfe nimmt der Präsident des Verbandes der bayeri-
schen Bezirke, Manfred Hölzlein, wie folgt Stellung:

1.Der vom Kabinett gebilligte Gesetzesentwurf des Bayeri-
schen Sozialministeriums zur Verlagerung der Zuständigkeit

für die ambulante Eingliede-
rungshilfe auf die Bezirke wird
von uns begrüßt.

2.Das Gesetzgebungsverfah-
ren zur Übertragung der

ambulanten Eingliederungshil-
fe läuft sachlich und zeitlich ge-
trennt von der Stellungnahme
und Entscheidung des Kabi-
netts zur Hilfe zur Pflege.

3.Der Beschluss des Kabi-
netts zur Hilfe zur Pflege

ist zunächst „nur“ ein Arbeits-
auftrag an das Sozialministeri-
um. Die Bezirke halten die Ver-
lagerung der stationären Hilfe
zur Pflege auf die Landkreise
und kreisfreien Städte sachlich für verfehlt. Es ist ein erheblicher
Mehraufwand an Verwaltung zu erwarten, der auch höhere Per-
sonalkosten nach sich ziehen wird. Es ist nicht vertretbar, dass ei-
ne Aufgabe, die bisher von sieben kommunalen Gebietskörper-
schaften, den Bezirken, zukünftig von 96 Gebietskörperschaften,
den Landkreisen und kreisfreien Städten mit einem Mehr an
Bürokratie durchgeführt werden soll. Die Landkreise und Kom-
munen sprechen selbst davon, dass in so einem Fall neue Institu-
tionen, sogenannte Regionalbüros, erstellt werden müssten. In der
Sache ergeben sich enge Bezüge zu den Eckpunkten der Bayeri-
schen Staatsregierung vom Oktober 2006. Der Gesetzentwurf zur
Verlagerung der Aufgaben zur Hilfe zur Pflege auf die örtlichen
Träger muss erst noch erstellt werden. Voraussetzung dazu ist fer-
ner ein auf Dauer funktionierender finanzieller interkommunaler
Ausgleich (möglichst einvernehmlich). Dieser muss im Gesetz
selbst oder zumindest in der Gesetzesbegründung enthalten sein. 

4.Die abschließende Entscheidung über das Gesetz zur Über-
tragung der Hilfe zur Pflege auf die örtlichen Träger obliegt

ausschließlich dem Landtag und nicht der Bayerischen Staatsre-
gierung. Aus der Mehrheitsfraktion sind uns bisher keine Signale
zur Änderung der bisherigen Position bekannt. 

Kreise und Städte sollen zuständig werden für die Hilfe zur Pflege:

Eine richtige Entscheidung!
Begrüßt haben der Bayerische Städtetag und
der Bayerische Landkreistag die Entschei-
dung der Bayerischen Staatsregierung, die
stationäre Hilfe zur Pflege für alte Menschen
auf die Kreisebene zu verlagern. Bisher wa-
ren für die ambulante Hilfe die Kreise und
kreisfreien Städte, für die stationäre Hilfe zur
Pflege aber die Bezirke zuständig. Mit diesem
Auseinanderfallen der Zuständigkeit soll ab
2009 Schluss sein.

„Wir begrüßen diese Entscheidung ausdrück-
lich. Sie ist kommunalpolitisch richtig, sie ist
wirtschaftlich sinnvoll und sie dient vor allem

wegen der größeren Ortsnähe von Städten und
Landkreisen den betroffenen pflegebedürftigen
Bürgerinnen und Bürgern“, bekräftigen der Vor-
sitzende des Bayerischen Städtetags, der Re-
gensburger Oberbürgermeister Hans Schaidin-
ger, und der Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, der Chamer Landrat Theo Zellner.

Es ist kommunalpolitisch sinnvoll, wenn Städ-
te und Landkreise ihre Hilfsangebote vor Ort

entwickeln und vermitteln, vom mobilen Pflege-
dienst über die ambulant betreuten Wohngrup-
pen sowie die Kurzzeit- und Tagespflege bis hin
zum Pflegeheim. Es ist wirtschaftlich sinnvoll,
ambulant und stationär zusammenzufügen und
damit die bisherigen Verschiebebahnhöfe zu be-
enden. Durch Synergieeffekte können Kosten
eingespart werden.

Und es dient vor allem den Betroffenen, wenn
sie unabhängig vom jeweiligen Pflegebedarf wei-
terhin im gewohnten Umfeld leben können. Die
pflegebedürftigen Menschen erleben kurze Wege
und Hilfe aus einer Hand. Landratsämter und Ra-

thäuser sind näher an den Menschen
als die Verwaltungen der Bezirke.

Aber auch die Bezirke werden nicht
arbeitslos: die Städte und Landkreise
sind bereit, im Gegenzug Aufgaben
der Eingliederungshilfe an die Bezir-
ke abzugeben. Damit wird das Prinzip
ambulant und stationär in einer Hand
auch bei der Eingliederungshilfe für
Behinderte realisiert werden.

„Städte und Landkreise erwarten
nun, dass in der gemeinsamen Ar-
beitsgruppe ein Finanzierungsmodell
entwickelt wird, das für einen gerech-
ten Ausgleich der Belastungsver-
schiebungen sorgt. Nach dem Vorbild

des interkommunalen Lastenausgleichs bei
Hartz IV wollen wir ein belastungsgerechtes Fi-
nanzierungssystem ausarbeiten. Außerdem müs-
sen regionale Kommissionen eingesetzt werden,
die für die 96 kreisfreien Städte und Landkreise
die künftigen Entgeltverhandlungen mit den
Wohlfahrtsverbänden führen“, stellen die beiden
Verbandsvorsitzenden übereinstimmend fest.

Bernd Buckenhofer

erfolgreich für die Stadt- und
Gemeindewerke stark gemacht.
Rund 78 Prozent der Unterneh-

Dorferneuerung 
gefragt wie nie zuvor

Heuer 55 Millionen Euro an Fördermitteln

Für die Dorferneuerung in Bayern stehen in diesem Jahr über
55 Millionen Euro Fördermittel zur Verfügung. Das teilte Land-
wirtschaftsminister Josef Miller bei seinem Bericht zur Situation
der Dorferneuerung im Landwirtschaftsausschuss des Bayeri-
schen Landtags mit. 

„Die Dorferneuerung ist und
bleibt das Herzstück bayerischer
Politik für den ländlichen
Raum“, sagte der Minister. Von
den Fördergeldern profitieren im
Freistaat derzeit 660 Gemeinden
mit 2.225 Ortsteilen und rund
575.000 Einwohnern. Insgesamt
laufen bayernweit 1 082 Verfah-
ren, von 595 Gemeinden liegen
Anträge vor. Gefördert werden
die Maßnahmen in Abhängigkeit
von der Finanzkraft der Gemein-
den mit bis zu 60 Prozent, in
Hochfranken und in den Land-
kreisen an der Grenze zu Tsche-

chien bei besonders bedeutenden
Maßnahmen bis zu 80 Prozent.
Die Gesamtinvestitionen aller
anhängigen Dorferneuerungs-
verfahren bezifferte der Minister
auf rund 2,1 Milliarden Euro. 

Nachhaltiges
Investitionsprogramm

„Dieses umfangreiche und
nachhaltige Investitionspro-
gramm für die ländlichen Regio-
nen bietet unseren Gemeinden,
Bürgern, Landwirten und der
Wirtschaft eine zukunftsorientier-
te Hilfe zur Selbsthilfe an“, so
Miller. Um die Dörfer fit für die
Zukunft zu machen, ist es nach
den Worten des Ministers not-
wendig, alle Aspekte ihrer Ent-
wicklung zu beachten: Die
Grundlage der Dorferneuerung
ist laut Miller ein in die Zukunft
gerichtetes, schlüssiges und
ganzheitliches Dorfentwick-
lungskonzept. Erarbeitet wird es
in Zusammenarbeit von Ge-
meinde und Amt für Ländliche
Entwicklung mit den Bürgern.
„Die aktive Mitwirkung der Bür-
gerinnen und Bürger ist und

Josef Miller.

seien ihm dabei die ökologi-
schen und klimatischen Zielset-
zungen. Unter dem Motto „Kli-
mafreundliches Dorf“ sollen eine
zeitgemäße Energieversorgung
angestrebt und die Energie-Effi-
zienz verbessert werden. Ansätze
dazu bestehen laut Miller bereits
in den Konzepten und Maßnah-
men für die zeitgemäße Energie-
versorgung der Dörfer, die Ver-
besserung der Energieeffizienz
sowie die energetische Sanierung
und Modernisierung des Gebäu-
debestands. Auch die Nutzung
nachwachsender Rohstoffe auf
den Dörfern will der Minister da-
mit weiter voranbringen. 

Einen besonderen Schwer-
punkt legt er auf die Innenent-
wicklung der Dörfer. Das hat
mehrere Vorteile: „Damit sparen
wir wertvolle, bisher unbebaute
Flächen - reduzieren also den
Flächenverbrauch - und wir hal-
ten die Dorfkerne attraktiv“, so
der Minister. Das von ihm im
vergangenen Jahr aufgelegte Ak-
tionsprogramm „Dorf Vital“
trägt diesem Anliegen in beson-
derer Weise Rechnung. 

bleibt ein Markenzeichen und
ein Erfolgsfaktor der Dorfer-
neuerung“, betonte der Minister. 

Wie Miller ankündigte, soll
künftig bei den Verfahren noch
mehr Gewicht auf wirtschaftli-
che Impulse und den Aspekt des
Klimaschutzes gelegt werden.
„Wir wollen damit die regiona-
len Kreisläufe beleben, aber
auch die Wertschöpfung und
Nahversorgung erhöhen“, so der
Minister. Ein wichtiges Anliegen
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Bei der Unterzeichnung der EU-Roamingverordnung: Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (noch als amtierende EU-Ratspräsi-
dentin) und der Präsident des Europäischen Parlaments, Hans-
Gert Pöttering. Hintere Reihe (v. l.): Paul Rübig (österreichi-
scher Berichterstatter des EP für die Roaming-Verordnung,
EVP), Viviane Reding (Komissarin für Informationsgesellschaft
und Medien), José Manuel Barroso (Komissionspräsident) und
Angelika Niebler (oberbayerische Europaabgeordnete und Vor-
sitzende des Ausschusses für Industrie, Energie und Forschung).

EU-Abgeordnete Angelika Niebler: 

Roaming-Verordnung wirkt
schon jetzt auf Tarifstruktur
Mit der feierlichen Unterzeich-
nung der neuen EU-Roaming-
Verordnung durch die EU-
Ratspräsidentin, Bundeskanz-
lerin Angela Merkel und den
Parlamentspräsidenten Hans-
Gert Pöttering fand jetzt das
jahrelange Ringen um niedri-
gere Gebühren beim Mobilte-
lefonieren im Ausland seinen
erfreulichen Abschluss. 

Anlässlich Merkels Rede zum
Abschluss der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft das Europäi-
sche Parlament zu einer außeror-
dentlichen Sitzung in Brüssel zu-
sammen. Dabei nahm die Bun-
deskanzlerin die Gelegenheit
wahr, gemeinsam mit Parla-
mentspräsident Hans-Gert Pötte-
ring und in Anwesenheit von Dr.
Angelika Niebler, die als Vorsit-
zende des Industrieausschusses
auf parlamentarischer Seite maß-
geblich an der Neuregelung mit-
gewirkt hat, die neuen Regelun-
gen zu den Handygebühren amt-
lich zu machen. 

Die Bundeskanzlerin betonte
kurz vor der Unterzeichnung,

dass sie sich sicher sei, dass die
Bürger die neue Regelung zu
schätzen wüssten, so dass sie die
Verordnung so schnell wie mög-
lich unterzeichnet werde.

Durch die aktuelle Tarifent-
wicklung auf dem Mobilfunk-
markt sieht auch Angelika
Niebler den Vorstoß in Sachen
Roaming bestätigt: „Die neue
Verordnung ist ein notwendi-
ger „Warnschuß“ für alle An-
bieter.“ Schon jetzt zeigten
sich erste Wirkungen, denn be-
reits im Vorfeld der Verord-
nung gebe es neue Tarifange-
bote, die das Mobiltelefonie-
ren im Ausland deutlich gün-
stiger anbieten. 

Förderung des Ehrenamts:

Erfolg für die Bayerische 
Initiative „10 plus 10“ 

Faltlhauser: Guter Tag für alle, die sich ehrenamtlich engagieren!
„Ein guter Tag für das Ehrenamt und alle, die sich ehrenamt-
lich engagieren! Die Bayerische Initiative ‚10 plus 10’ zur bes-
seren steuerlichen Förderung des Ehrenamts wird umgesetzt“,
erklärte Finanzminister Kurt Faltlhauser zur Einigung der
Fraktionen von CDU/CSU und SPD im Bundestag, die bayeri-
schen Vorschläge weitgehend zu übernehmen.

Konkret werden aufgrund der
Initiative „10 plus 10“ nunmehr
folgende Ergänzungen und Ver-
besserungen für Vereine und Eh-
renamt eingeführt:

Einführung einer steuer-
freien Aufwandspauschale für
ehrenamtlich Tätige in Höhe
von 420 Euro jährlich

Ehrenamtlich Tätige, die bis-
her nicht von der so genannten
Übungsleiterpauschale profitie-
ren, können eine steuerfreie Auf-
wandspauschale in Höhe von 420
Euro jährlich bekommen. Damit
sind künftig auch Einnahmen für
gemeinnützige Tätigkeiten steu-
erfrei, für die die Übungsleiter-
pauschale nicht gilt, zum Beispiel
bei Vereinsvorständen oder Ge-

rätewarten bei der Feuerwehr.
Unbürokratischer Spen-

dennachweis für Spenden bis
200 Euro

Spenden sind nur steuerlich ab-
zugsfähig, wenn eine vom Emp-
fänger ausgestellte Spendenbe-
scheinigung nach amtlichem Mu-
ster vorliegt. Bei Spenden bis 100
Euro genügt nach bisheriger Ver-
waltungspraxis aus Vereinfa-
chungsgründen als Nachweis der
Bareinzahlungsbeleg oder die
Buchungsbestätigung der Bank.
Bayern hat erreicht, die Grenze
von 100 Euro auf 200 Euro anzu-
heben, um den bürokratischen
Aufwand weiter zu verringern.

Verdoppelung der Um-
satz-/Lohnsummengrenze

für den Spendenabzug
Im geltenden Recht ist der

steuermindernde Spendenabzug
der Höhe nach auf 5 beziehungs-
weise 10 Prozent der Einkünfte
oder auf 2 Promille des Umsat-
zes und der aufgewendeten Löh-
ne und Gehälter begrenzt. Be-
schlossen ist bereits, die Ein-
kommensgrenze auf einheitlich
20 Prozent anzuheben. Nun wird
auch die Umsatz- und Lohnsum-
mengrenze auf 4 Promille ver-
doppelt. Damit wird die Spen-
denbereitschaft insbesondere
von Unternehmern unabhängig
von deren aktueller Gewinnsi-
tuation weiter gefördert.

Spendenabzug / Mitglieds-
beiträge

Die steuerliche Berücksichti-
gung von Spenden und Mit-
gliedsbeiträgen setzt voraus,
dass hierfür keine Gegenleistung
gewährt wird. Bei Mitglieds-
beiträgen wird aber oftmals der

freie Eintritt in eine vom Verein
geförderte Einrichtung als Ge-
genleistung anzusehen sein. Der
Forderung Bayerns, die Abzugs-
fähigkeit in solchen Fällen zu er-
halten, wird entsprochen.

Öffnung des Katalogs der
anerkannten gemeinnützigen
Zwecke

Nach den Vorschlägen des
Bundesfinanzministers sollte -
anders als im geltenden Recht -
der Kreis der als gemeinnützig
begünstigen Zwecke abschlie-
ßend im Gesetz aufgezählt wer-
den. Der Nachteil einer solchen
Begrenzung besteht darin, nicht
hinreichend flexibel genug zu
sein, um dem raschen gesell-
schafts- und sozialpolitischen
Wandel zu entsprechen. Auf
Drängen Bayerns hin, schafft
hier nun eine Öffnungsklausel
Spielraum für Weiterungen.

„Wenn engagierte Mitbürger
ihre Zeit, Kraft und Kreativität
unentgeltlich für das Gemein-
wohl einsetzen, muss sie der
Staat hierbei flankierend über
das Steuerrecht unterstützen!
Das ist kein überflüssiger Luxus,
sondern eine lohnende Investiti-
on. Im Ehrenamt übernehmen
engagierte Bürger Tätigkeiten,
die der Staat zu leisten selbst
nicht in der Lage ist. Gerade die
steuerfreie Aufwandspauschale
für ehrenamtlich Tätige wird
hierbei eine ganz wichtige Rolle
erfüllen. Sie belohnt nicht nur
ehrenamtliches Engagement,
sondern entlastet auch von büro-
kratischen Nachweispflichten“.

Wie lange klingelt der
Postmann noch?

Tagung der Hanns-Seidel-Stiftung zu Briefmonopol und Universaldienst
Im Spannungsfeld von Daseinsvorsorge und Liberalisierung

Die Europäische Kommission will bis 2009 die vollständige Li-
beralisierung der Postmärkte auch im Bereich des bislang so ge-
nannten Briefmonopols erreichen. Wie sind sowohl Privatkun-
den als auch kleinere und mittelständische Unternehmen von
der Liberalisierung der Postmärkte betroffen? Wäre es nicht
sinnvoll, die grundgesetzliche Verpflichtung zur flächendecken-
den Versorgung auch oder gerade für den Bereich der elektroni-
schen Kommunikation (z. B. DSL) festzuschreiben? Mit diesen
hochaktuellen Fragen befasste sich eine Vortragsveranstaltung
der Hanns-Seidel-Stiftung in München. 

Wie Dr. Peter Witterauf,
Hauptgeschäftsführer der Hanns-
Seidel-Stiftung e.V., eingangs be-
merkte, sollen die nationalen
Postmonopole dem Wettbewerb
stufenweise ausgesetzt werden,
mit dem Ziel, dass Postdienste
günstiger, schneller und effektiver
werden. Die Verpflichtung der
EU-Mitgliedstaaten, qualitativ
hochwertige Universaldienste zu
gewährleisten, solle aufrecht er-
halten bleiben. Es sei vorgesehen,
dass das Briefmonopol in Europa
bis Ende 2007 fällt.

Qualität sicherstellen

Für Markus Ferber, Vorsitzen-
der der CSU-Europagruppe im
Europäischen Parlament, ist die
wichtigste Frage, „wie in einem
liberalisierten Umfeld jedem
Bürger der Zugang zu Post-
dienstleistungen gewährleistet
werden und gleichzeitig deren

Qualität sichergestellt werden
kann“. Des Weiteren sei die Fra-
ge zu stellen, wie aus einer ange-
bots- eine nachfrageorientierte
Post werden kann. 

Die erste EU-Richtlinie hin-
sichtlich der Öffnung der Post-
märkte sei 1997 verabschiedet
worden, betonte Ferber. Im We-
sentlichen habe diese drei Punk-
te zum Inhalt gehabt: Erstens ei-
ne europaweite Mindestdefiniti-
on des Universaldienstes, die die
Mindestanforderungen beinhal-
tete, die alle Mitgliedstaaten er-
füllen müssten. Zweitens die
Festlegung von europaweiten
Qualitätsmerkmalen sowohl für
Inlandspost als auch für grenz-
überschreitenden Postverkehr.
Und drittens sei die Frage aufge-
worfen worden, wie ein unab-
hängiger Regulierer geschaffen
werden könne. Man habe da-
mals, so Ferber, den Postmarkt
für Produkte liberalisiert, die

schwerer als 350 Gramm waren.
Anschließend habe sich der
Markt zunehmend geöffnet.  

Im Oktober 2006 habe die Eu-
ropäische Kommission Vor-
schläge gemacht, die eine voll-
ständige Liberalisierung des eu-
ropäischen Postmarktes vorse-
hen. Im Parlament sei man zu
dem Ergebnis gelangt, dass gera-
de die Privatkunden eines beson-
deren Schutzes bedürfen, da man
davon ausgehe, dass große Ver-
sender immer einen Anbieter fin-
den könnten. Die zweite Frage,
die diskutiert werde, sei die des
sozialen Schutzes der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Und
die dritte umstrittene Frage sei
die, wann der richtige Zeitpunkt
sei, ein europaweites Monopol
zu Fall zu bringen.

Verbraucher
sind die Profiteure

Ferber zeigte sich optimistisch,
dass es gelingt, die kritischen
Fragen so weit zu lösen, dass bis
Ende 2007 der Gesetzgebungs-
prozess auf diesem Gebiet abge-
schlossen werden könne. Der Eu-
ropapolitiker zeigte wenig Ver-
ständnis dafür, „dass wir hierzu-
lande so viel Angst vor der Libe-
ralisierung haben“, da Deutsch-

land seiner Meinung nach nicht
nur ein, sondern gleich drei
flächendeckende Netze bekom-
men würde. „Wir werden als Ver-
braucher die großen Profiteure
dieser Liberalisierung sein“,
zeigte sich Ferber überzeugt.

Laut Prof. Dr. Ludwig Gram-
lich, Lehrstuhl für Öffentliches
Recht, TU Chemnitz, ist der
Universaldienst (UD) wichtig
und unverzichtbar, vor allem im
Interesse sozial-/regional be-
nachteiligter Personen(gruppen).
Er sei zum einen wichtig für die
soziale Kohäsion, aber auch für
das demokratische Gemeinwe-
sen im Ganzen.

Post dient der
Kommunikation

„Post dient der Kommunikati-
on“, erklärte Gramlich. Zum an-
deren gebe es einen öffentlichen
Auftrag, der nach geltendem
Verfassungsrecht nicht mehr
vom Staat selbst wahrgenom-
men werden dürfe, aber für des-
sen Erfüllung dieser durch Regu-
lierung sorgen müsse. Die sau-
berste Lösung sei es, wenn zu
UD-Leistungen herangezogene
Unternehmen aus Steuereinnah-
men finanziert würden, um eine
flächendeckende, ausreichende
und angemessene Versorgung al-
ler Kunden durch Post-Unter-
nehmen zu erschwinglichen
Preisen zu gewährleisten. 

Nach Gramlichs Dafürhalten
auf jeden Fall notwendig ist die
Regelung von UD-Entgelten
durch die Bundesnetzagentur.
Wichtig sei, dass das deutsche
Postgesetz schon jetzt sicherstel-
le, dass der Universaldienst nicht
nur von einem Unternehmen,
sondern von vielen Firmen in
Kooperation erbracht werden
kann. Die Frage, ob ein privater
DU oder eine staatliche Daseins-
vorsorge bevorzugt wird, kann
nach Gramlichs Beurteilung kei-
ne verfassungsrechtliche Ein-
schätzung sein. DK

Öffentliche Versorgungswirtschaft:

Strafbarkeit der Bestechung 
Nach § 131 Strafgesetzbuch macht sich ein Amtsträger oder ein
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die
Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten for-
dert, sich versprechen lässt oder annimmt, strafbar. Von dem
Fordern einer Gegenleistung kann aber nicht nur dann die Rede
sein, wenn das Verlangen ausdrücklich erklärt worden ist. Auch
das konkludente, d. h. stillschweigende, Verlangen eines Vorteils
für eine dienstliche Tätigkeit reicht aus. 

Die das Verlangen eines Vor-
teils objektiv zum Ausdruck
bringende, d. h. von einem ver-
ständigen Betrachter in der Si-
tuation des Angesprochenen so
zu verstehende Erklärung des
Amtsträgers muss zur Kenntnis
des potentiellen Gebers gebracht

werden; dabei muss der Vorsatz
des Amtsträgers darauf gerichtet
sein, dass der Erklärungsemp-
fänger auch den Sinn der Er-
klärung versteht, während ein
diesbezüglicher Erfolg nicht er-
forderlich ist. 

Diese Auffassung hat der Bun-
desgerichtshof im Urteil vom
11.5.2006 - 3 StR 389/05 - ver-
treten. Damit ist es zum einen für
die Verwirklichung des Straftat-
bestandes unerheblich, ob der
Amtsträger lediglich auf den
dringenden Finanzbedarf von
kulturellen Einrichtungen der
Stadt hingewiesen und nicht aus-
drücklich eine Geldzahlung ver-
langt hat. Zum anderen kommt
es nicht auf den Abschluss einer
Unrechtsvereinbarung an. Die
Bestechlichkeit ist bereits dann
vollendet, wenn der Erklärungs-
empfänger von dem Verlangen
des Amtsträgers Kenntnis er-
langt. Dass er den Zusammen-
hang zwischen Vorteil und
Amtshandlung erkennt oder we-
nigstens nach seiner Auffas-
sungsgabe erkennen kann, ist
nicht notwendig.  

Weiter sagt der Bundesge-
richtshof, dass auch ein (früher
noch ehrenamtlicher) Oberbür-
germeister als Vorsitzender des
Aufsichtsrats eines Versorgungs-
unternehmens Amtsträger ist,
wenn er dort dazu bestellt ist,
Aufgaben der öffentlichen Ver-
waltung wahrzunehmen. Die
Verwendung einer privatrechtli-
chen Organisationsform für die
Stadtwerke sprach zwar dafür,
dass auch im Zusammenhang
mit dem Wirken der privatrecht-
lichen Gesellschaft, ihrer Organe
und ihrer sonstigen Angestellten
diejenigen Regeln gelten, die
sonst auf privatrechtliche Gesell-
schaften und die in ihrem Rah-
men Handelnden anzuwenden
sind. Allein durch die Wahl einer
privatrechtlichen Organisations-
form verliert die von den Stadt-
werken zu erfüllende Aufgabe
aber nicht den Charakter einer
Verwaltungsaufgabe; nicht diese
Aufgabe, sondern nur die Orga-
nisation ihrer Wahrnehmung ist
privatisiert worden. Trotz ihrer

privatrechtlichen Organisations-
form sind Einrichtungen den
Behörden jedenfalls dann gleich-
zustellen, wenn sie bei der Wahr-
nehmung dieser Aufgaben derart
staatlicher Steuerung unterliegen,
dass sie bei Gesamtbetrachtung
der sie kennzeichnenden Merk-
male gleichsam als verlängerter
Arm des Staates erscheinen. 

Dementsprechend sind auch
die Geschäftsführer einer GmbH
oder die Vorstände der Stadtwer-
ke, die sich in städtischem Al-
leinbesitz befindet oder deren
wesentliche Geschäftstätigkeit
die Versorgung der Einwohner
ist, als Amtsträger anzusehen,
wenn die Stadt die Geschäft-
stätigkeit im öffentlichen Inter-
esse steuert. Für eine solche
Steuerung der Stadtwerke spra-
chen in dem konkreten Fall auch
die gemeinderechtlichen Vor-
schriften, welchen die Gründung

eines Unternehmens in einer
Rechtsform privaten Rechts nur
erlauben, wenn durch die Ausge-
staltung des Gesellschaftsvertra-
ges oder der Satzung sicherge-
stellt ist, dass der öffentliche
Zweck des Unternehmens erfüllt
wird, und wenn die Gemeinde
einen angemessenen Einfluss,
insbesondere im Aufsichtsrat
oder in einem entsprechenden
Überwachungsorgan, erhält. Erst
recht gilt dies, wenn die Gemein-
devertreter in der Gesellschafter-
versammlung oder einem der
Gesellschafterversammlung ent-
sprechenden Organ von Eigen-
gesellschaften vom Rat gewählt
werden. Sie haben dann die In-
teressen der Gemeinde zu verfol-
gen und sind an die Beschlüsse
des Rates gebunden. Dr. O.

§ §

Bürgerbegehren 
gegen Schließung des

Freibades

Eine Gemeinde hatte den Be-
trieb ihres Freibades den eigenen
Stadtwerken überlassen. Der von
der Gemeinde besetzte Auf-
sichtsrat wollte den Betrieb des
Freibades nicht weiterführen
weil die Kommune für die erfor-
derliche Sanierung keine Haus-
haltsmittel zur Verfügung stellen
wollte. Damit war eine größere
Anzahl von Bürgern nicht ein-
verstanden, die eine Bürgerinitia-
tive gründeten, um die Offenhal-
tung des Freibades zu erreichen.
Etwa 7.000 Bürger unterschrie-
ben das Bürgerbegehren, das der
Gemeinderat ablehnte. 

Das Verwaltungsgericht Saar-
land stellte im Urteil vom
9.2.2007 - 11 K 36/06 - fest, dass
das Bürgerbegehren zulässig
war. Das Bürgerbegehren zielte
darauf ab, anstelle des Gemein-
derates selbst zu entscheiden.
Unerheblich war, daß formal die
Stadtwerke zuständig waren. 

Die Bürger waren darauf ein-
gegangen, dass 4 Millionen Euro
Sanierungskosten sowie jährlich
250.000  zum Defizitausgleich
notwendig waren. Sie hatten
dafür den Verkauf von Grund-
stücken vorgeschlagen, was 8,9
Millionen Euro erbringen sollte.
Dies war ein vernünftiger
Deckungsvorschlag. Damit wur-
de nicht in das Haushaltsrecht
des Gemeinderates eingegriffen.
Diese Wertung des Verwaltungs-
gerichts war von Bedeutung,
weil es der Gemeinde tatsächlich
finanziell schlecht ging; sie
konnte für die Erhaltung des
Freibades aber auf ihre Vermö-
genswerte zurückgreifen. Dr. O.
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- im genossenschaftlichen FinanzVerbund -

Verwaltungsüberlastung?!
Haushaltsprobleme?!

Maßgeschneiderte Lösungen für die
Übernahme von Erschließungsträgerschaften
und für Ihre kommunalen Investitionen
bietet Ihnen die BLE, ein erfahrener seit
1974 tätiger Partner der Städte und Gemeinden.

Ihre Ansprechpartner: Bernd Hippe
Tel.: 089 / 67 40 37 Gerd Schrenker

• Übernahme von Erschließungsträgerschaften
• Privatfinanzierung öffentlicher Aufgaben

(Kommunales Haushaltsmodell)

Das Gesundheitswesen vor der Revolution:

Apotheken im Supermarkt
Von Karl Jörg Wohlhüter

Auf die Stadt- oder Markplätze, letztlich auf den Lebensmittel-
punkt einer Kommune rückt eine neue Bedrohung zu. Zwar ent-
steht neuer Platz für Dönerbuden und Hamburgerläden, doch
viele schöne Bauten, die eine Einkaufsregion aufwerten, drohen
zu verkommen.

Die in vielen Regionen Bayerns
labilen Immobilienpreise für Ge-
werbeobjekte geraten erneut un-
ter Druck. Denn - überspitzt ge-
sagt: Apothekenketten drohen das
Land zu überrollen, womöglich
von Heuschrecken finanziert, Me-
diziner müssen ihre Einzelpraxen
aufgeben und in Ärzteburgen zie-
hen, die ebenfalls im Fremdbesitz
sind, dort gibt es dann keine Frei-
berufler mehr, sondern Angestell-
te, ebenfalls gesteuert durch fi-
nanzstarke Konzerne.

Die angedachten, wenigen Fili-
alpraxen werden vielleicht noch
für einige Stunden in den bisheri-
gen Räumen besetzt, aber nur in
geringem Umfang. Dem Sog zur
grünen Wiese können auf Dauer
die anderen Heilberufe nicht wi-
derstehen.

Die Tücke des „Experten“

Was wie eine schlechte Utopie
klingt, wurde in diesem Jahr
durch neue Gesetze gefördert und
es ist der heimliche Traum vieler
Gesundheitpolitiker, die nur die
vermeintliche Kostenersparnis
vor Augen haben. Einer der Fern-
sehlieblinge in diesem Geschäft -
Apotheker oder gar nachdenkli-
che Kommunalpolitiker haben
keine Chance auf den Bildschirm
zu kommen, vielleicht weil sie kei-
ne Professoren sind -  einer dieser
Telestars jedenfalls wird nicht mü-
de, solche Reformen zu fordern.

Das Tückische an solchen „Ex-
perten“ ist freilich, dass sie noch
nie einen Patienten behandelt ha-
ben, meist 68er Träume pflegen
und - auch das gibt es - in den
Aufsichtsräten privater Betreiber
nebenbei locker bis zu 50.000 Eu-
ro jährlich mitnehmen. Kommu-
nalpolitik interessiert sie null. Die
Gefahr besteht, dass man mit dem
Todschlagwörtern Kostendämp-
fung und Wettbewerb, das unin-

formierte Publikum auf den Leim
lockt, erst wenn die schönen Mo-
nopole stehen, wacht man zu spät
auf. Welche Folgen, etwa für das
lokale Finanzgewebe, die Be-
schäftigtenstruktur, die Steuerein-
nahmen entstehen mag man sich
nicht auszumalen.

In der Region wird diese Pro-
blematik unterschätzt, in den
Großstädten erlebt man erste An-
zeichen. So hat die Stadt Düssel-
dorf jetzt alle ihre Krankenhäuser
und die Pflegeheime obendrauf
an einen privaten Betreiber ver-
kauft. Die kliniknahen Ärztezen-
tren, mit angestellten Medizinern
und deutlich weniger Helferinnen
sind bereits im Bau. Lebensmittel-
ketten räumen schon jetzt Platz
frei für die Apotheke direkt neben
der Alkoholabteilung.

Ärztegenossenschaft
in Nürnberg

Doch es gäbe Mittel, dieser
Entwicklung zu begegnen. In
Nürnberg hat sich jetzt aus eige-
ner Überlegung heraus eine Ärz-
tegenossenschaft gebildet, die
auch postwendend einen aner-
kannten Preis für ihren hohen
Qualitätsstandard erhielt. Die
Genossenschaft, garantiert weit-
gehend die Selbstständigkeit, viel
besser als eine GmbH, und sie
vermag sicher die geplanten Ket-
tenapotheken abzuwehren, wie es
ja auch gelungen ist, den beinahe
schon kriminellen Versandhandel
zu verhindern. 

Was viele nicht wahrhaben wol-
len: Der Versandhandel hat nicht
den Wettbewerb gefördert, son-
dern geschickt nachgemachten
Fälschungen, teilweise lebensbe-
drohlich, die Grenzen geöffnet.
Nach den Erkenntnissen von Ex-
perten bestehen weit über 60 Pro-
zent der im Versandhandel be-
stellten Viagra-Pillen aus einer

wirkungslosen Substanz, die auf
der chemischen Basis von Fisher-
men’s Bonbons besteht, freilich
ohne den Beigeschmack.

Es geht um Lebensqualität!

Das Beispiel Versandhandel,
wo die Apotheker schnell und mit
viel Einsatz eine wohnortnahe,
patientenfreundliche Hausversor-
gung aufbauten, lässt hoffen, dass
sich die lokalen Dienstleister be-

haupten können, erst recht, wenn
die Lokalpolitik erkennt: Die Ko-
stendämpfung ist ein unbewiese-
nes Märchen und es geht nicht
nur um die Existenz der Heilberu-
fe, sondern um die Lebensqualität
einer ganzen Kommune.

Mittelstand und
Genossenschaftsrecht

Mit dem Genossenschaftsrecht
verfügt der Mittelstand über 
ein geeignetes Instrument, der
dampfwalzenartigen Konkur-
renz Widerstand zu leisten.
Auch das wäre Wettbewerb. Ei-
ne Wette: In Österreich wird es
sicher so schnell keine Heu-
schrecken-Apotheken geben.

Verborgene Schätze der heimischen Wirtschaft:

Genossenschaften stärken
den ländlichen Raum 

Es gehört zu den Eigenheiten der deutschen Informationsgesell-
schaft, dass ein - man kann es ruhig sagen - gigantischer Wirt-
schaftsbereich in der Öffentlichkeit nur begrenzt wahrgenom-
men wird: die Rede ist von den Genossenschaften, die sich in den
Jahren der Konjunkturflaute erstaunlich gut behauptet haben,
die im ländlichen Raum Arbeitsplätze sichern, zur Lebensqua-
lität beitragen und ihren Mitgliedern günstige und einmalige
Leistungen anbieten.

So gesehen ist es sicher eine
gute Idee des Genossenschafts-
verbandes einen Sommerausflug
mit Journalisten zu organisieren
und weniger bekannte Betriebe
kennen zu lernen und damit auch
die Vielfalt dieser Wirtschafts-
form praktisch zu erleben. Die
Reise führte diesmal nach Nie-
derbayern, zu einem sicher eher
erdverbundenen Unternehmen
und einer völlig neuen Genossen-
schaft, die eine spannende Ent-
wicklungsgeschichte aufweisen
kann und obendrein zeigt, dass
sich gutes Geld sparen lässt. 

Kräftiges Bollwerk

In gewisser Weise transportierte
diese Reise auch eine wichtige
Botschaft, wobei es sich nicht um
Vorzeigeprojekte handelt: Die Ge-
nossenschaft erweist sich als ein
kräftiges Bollwerk gegen die viel-
fältigen Gefahren, die sich für den
Mittelstand aus der Globalisierung
ergeben. Außerdem kommt sie ei-
ner Aufgabe nach, die von der
anonymen Kapitalgesellschaft
nicht mehr wahrgenommen wird,
sie hilft mit ihrer Standortpolitik
dem ländlichen Raum. Wer auch
in Bayern die Entvölkerung man-
cher Regionen mit Sorge beobach-
tet, kann diese Aktivität nur nach-
haltig begrüßen. 

Der dynamische Präsident des
Genossenschaftsverbandes Bay-
ern, Stephan Götzl, nannte einige
beindruckende Zahlen. So gibt es
1.100 genossenschaftliche Netz-
werke im Freistaat, mit einer
durchschnittlichen fast schon 
sensationellen Eigenkapitalquote
von 42 Prozent. 

Beeindruckende Zahlen

Die Genossenschaften zahlen
200 Millionen Euro Steuern, mehr
als eine ganze Kompanie großer
Aktiengesellschaften. Außer-
dem investieren sie 300 Millio-
nen Euro in den Wirtschafts-
standort und nicht im Ausland
und beschäftigen 67.000 Mitar-
beiter. Nun trifft für sie leider eine
Binsenweisheit zu, die als Bei-
spiel für die Eigenarten der Mas-
senkommunikation gilt: Wenn
täglich 10.000 Flugzeuge sicher
starten und landen, ist dies keine
Meldung, Der kleinste Unfall
macht rund um den Planeten
Schlagzeilen. Und diese Norma-
lität, das Fehlen von großen Sen-
sationen, ist sicher auch ein Pro-
blem der Genossenschaften, sie
sind ein fester Bestandteil wie die
freiwillige Feuerwehr im dörfli-
chen Leben, da gibt es nicht viel
zu erzählen. 

Ein Beispiel lieferte einer der
besuchten Betriebe, die Be-
samungsgenossenschaft Lands-

hut-Pocking. Ein einzelner Bauer
könnte sich niemals um die steti-
ge Pflege einer immer leistungs-
stärkeren Viehzucht kümmern.
Die Genossenschaft ermöglicht
diese Aufgabe und hilft damit
auch ihren Mitgliedern bei der Er-
tragssteigerung. Zugleich wirt-
schaftet der Betrieb dank seiner
Mitglieder und der Unterstützung
des Verbandes auf solider Grund-
lage. Der zweite besuchte Betrieb
verdeutlicht, dass auch heute
noch das Genossenschaftswesen
Gemeinsinn, Bürgerengagement
und wirtschaftliches modernes
Denken mobilisieren kann. 

Beispiel Holzhausen

Die Holzhauser Wasser-Ab-
wasser-Genossenschaft wollte
sich mit dem geplanten An-
schluss an eine kilometerlange
Ringleitung nicht zufrieden ge-
ben und lieber das gute heimische
Wasser nutzen. Gegen viele Wi-
derstände und Bedenken ist es
doch gelungen, eine eigenständi-
ge Wasserversorgung aufzubau-
en. Diese Genossenschaft könnte
ein Modell werden vor dem Hin-
tergrund eines beginnenden Krie-
ges um das Wasser. Mit der Ge-
nossenschaft binden die Kommu-
nen die Bürger in eine Idee ein,
die eine Gemeindeverwaltung al-
lein nie schaffen könnte. Deutlich
preiswerter ist die Sache auch
noch, und für französische Heu-
schrecken, die derzeit hinter jeder
Wasserversorgung her sind, wie
die Teufel, lässt sich diese Anlage
nicht so leicht verkaufen wie eine
kommunale Schein-GmbH.

Hohes Maß an Sicherheit

Abschreckende Beispiele hier-
für gibt es bereits aus den neuen
Bundesländern. Noch präsentie-
ren die Initiatoren in Holzhausen
ihr Projekt mit berechtigtem
Stolz. Doch wenn der Ort zum
Wallfahrtsplatz wird, dürfte die
Freude über die neugierigen Gä-
ste bald nachlassen. Der Genos-
senschaftsverband verfügt über
umfangreiche Dokumente, die
hier als Anregung dienen können. 

Jedenfalls, in einer Zeit in der
mittelständische Betriebe immer
mehr mit dem Rücken zur Wand
stehen, können Genossenschaften
einen zukunftsträchtigen Weg
weisen. Obendrein garantieren
sie ein hohes Maß an Sicherheit
und Selbstständigkeit. So kann ei-
nem eine Sommerreise nach Nie-
derbayern nicht nur ein Stück der
prächtigen Heimat erschließen,
sondern auch Zukunftsperspekti-
ven, in einem Land das dem Jam-
mern viel mehr Zeit einräumt, als
der Suche nach handfesten Lö-
sungen. Karl Jörg Wohlhüter

Volksbank-Raiffeisenbank Mangfalltal-Rosenheim e.G.:

Hundertjährige
Erfolgsgeschichte

Beim 100-jährigen Jubiläum der Volksbank-Raiffeisenbank
Mangfalltal-Rosenheim e.G. versprach Wirtschaftsminister
Erwin Huber, „weiter alles uns mögliche zu tun, um die Inno-
vationskraft des Mittelstandes weiter zu stärken“. Keine aus-
sichtsreiche Investition solle aus finanziellen Gründen schei-
tern. Es sei für ihn „ein gutes Gefühl, die Volks- und Raiffei-
senbanken an der Seite unserer Unternehmen zu wissen“. 

Für die bayerischen Kreditin-
stitute seien vernünftige gesetzli-
che Rahmenbedingungen sehr
wichtig, betonte Huber. Es dürfe
nicht zu Wettbewerbsverzerrun-
gen zu Gunsten der österreichi-
schen Institute kommen, weil
das österreichische Aufsichts-
recht unbürokratischer ist. Die
Bayerische Staatsregierung setze
sich daher für gleiche Wettbe-
werbsbedingungen ein. In der
Vergangenheit sei vor allem eine
Angleichung der Offenlegungs-
pflichten bei der Kreditvergabe
in § 18 KWG an die österreichi-
sche Regelung erreicht worden.
Auch habe man dafür gesorgt,
dass die Sonderprüfungen auf
ein erträgliches Maß zurückge-
führt wurden.

Stärkung der Bundesbank

Aktuell forderte Huber ge-
meinsam mit der Wirtschaftsmi-
nisterkonferenz anlässlich des
DIW-Erfahrungsberichts zur
Bankenaufsicht „eine klare Auf-
gabenabgrenzung zwischen der
Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) und
Bundesbank zur Vermeidung
von Doppelaufsichtstätigkeiten“.
Dabei komme es darauf an, die
Rolle der Bundesbank bei der
Aufsicht zu stärken. Der Mini-
ster plädierte darüber hinaus für
eine Beteiligung des Bundes an
den Kosten der Aufsicht durch
die BaFin. Damit soll im Interes-
se der beaufsichtigten Institute
eine größere Ausgabendisziplin
der BaFin erreicht werden. 

Eigenkapitalstarke Bank

Mit einer Bilanzsumme von
1,1 Mrd. EUR, 23.000 Mitglie-
dern und 360 Mitarbeitern ist die
Volksbank-Raiffeisenbank
Mangfalltal-Rosenheim eine der
großen Genossenschaftsbanken
in Bayern. Sie verfügt über 26
Geschäftsstellen und ist Huber
zufolge „eine gesunde, eigenka-
pitalstarke Bank“, die zu den
„Top Ten der bayerischen Ge-
nossenschaftsbanken“ zählt. Mit
den übrigen bayerischen Genos-
senschaftsbanken sei die Bank
eine wesentliche Stütze für die
Finanzierung des Mittelstands.
Das beweise auch der hohe An-
teil der aus dem Mittelstandskre-
ditprogramm ausgereichten Dar-
lehen. 

Im Rahmen des MKP wurden

laut Minister im Wirtschafts-
raum Rosenheim (Stadt und
Landkreis) in den vergangenen 
5 Jahren zinsgünstige Darlehen
von mehr als 36 Mio. Euro aus-
gereicht und mit dem angescho-
benen Investitionsvolumen rund
470 Arbeitsplätze neu geschaf-
fen. In der regionalen Wirt-
schaftsförderung seien in den
vergangenen 10 Jahren rund 11
Mio. Euro mobilisiert worden.
Dadurch wurden 512 Stellen neu
geschaffen und 1236 Arbeits-
plätze gesichert. 

„Rosenheim kann mit großer
Zuversicht in die Zukunft schau-
en. Die Stadt ist für kommende
Herausforderungen bestens ge-
rüstet“, resümierte Huber. Hier
ergänzten sich tatkräftige Arbeit-
nehmer, leistungsfähige Unter-
nehmer und eine gute Politik.
Die Volksbank - Raiffeisenbank
Mangfalltal-Rosenheim sei bei
vielen Themen ein wichtiger und
verlässlicher Partner. Für die
kommenden 100 Jahre wünschte
Erwin Huber dem Kreditinstitut
„eine Fortsetzung seiner Erfolgs-
geschichte“. DK

Förderpreis und 328 neue
Betriebswirte (HWK)

328 neue Betriebswirte (HWK), unter ihnen 93 Frauen, be-
glückwünschte Handwerkskammerpräsident Heinrich Traub-
linger, MdL, bei derAbschlussfeier in München zu ihrer bestan-
denen Prüfung. Die Absolventen hatten die entsprechenden
Fortbildungskurse der Akademie für Unternehmensführung in
München und der Bildungszentren der Handwerkskammer für
München und Oberbayern in Ingolstadt/Freising, Rosenheim,
Mühldorf, Traunstein und Weilheim besucht. Bislang sind im
Kammerbezirk 6556 Betriebswirte (HWK) ausgebildet worden.

Die Preisträger des diesjährigen
„Förderpreises des Genossen-
schaftsverbandes Bayern e.V.“
sind Günther Maschberger aus
Simbach, Florian Gartmeier aus
Bad Aibling und Sabine Siegl
aus Traunstein. Erhard Gschrey,
Verbandsdirektor des Genossen-
schaftsverbandes Bayern e.V.,
überreichte die Urkunden und
die Schecks.

„Ausgezeichetes
Elitepotenzial“

Traublinger lobte das Fortbil-
dungsengagement der Betriebs-
wirte (HWK) und ihren über-
durchschnittlichen beruflichen
Ehrgeiz, schneller als andere
vorwärts kommen zu wollen.
Traublinger: „Sie sind damit ein
Musterbeispiel, dass unser Land
über ein ausgezeichnetes Elite-
potential gerade in Handwerk
und Mittelstand verfügt.“ Er ver-
wies darauf, dass den besten 20
Prozent eines Prüfungsjahrgangs
von Meistern und auch der Be-
triebswirte (HWK) seit 1. Sep-
tember 2006 der direkte Zugang
zur Fachhochschule möglich ist
und bezeichnete dies als eine

klare Aufwertung dieser hohen
beruflichen Bildungsabschlüs-
se“.

Traublinger machte aber auch
deutlich, dass die Politik die not-
wendigen Rahmenbedingungen
schaffen müsse, damit der Mit-
telstand seine Stärken wie Krea-
tivität, Flexibilität und über-
durchschnittliches Know-how
auch optimal zum Einsatz brin-
gen kann. Im Mittelpunkt müsse
hier eine deutliche Entlastung
der kleinen und mittleren Betrie-
be von finanziellen und bürokra-
tischen Belastungen durch den
Staat stehen.

Sinnvolle Maßnahme

Eine Maßnahme, die sofort
greifen und einen Wachstumsim-
puls bringen würde, wäre die Er-
höhung der steuerlichen Abzugs-
fähigkeit von Handwerkerrech-
nungen für Renovierungs-, Er-
haltungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen. Schon durch
die Einführung dieser Maßnahme
würden viele Aufträge aus der
Schwarzarbeit ins legale Hand-
werk zurückgeholt, erklärte der
Handwerkskammerpräsident.

VR-Banken im
Markt stabil

Mit deutlichen Worten ist Ste-
phan Götzl, Präsident des Genos-
senschaftsverbands Bayern, der
überzogenen Kritik aus der Bun-
desbank an der Ertragskraft der
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken entgegen getreten (FAZ vom
14. Juni). Insbesondere was die
Äußerung zum Thema rückläufi-
ge Zinsüberschüsse angeht, hält
Götzl fest: „Von knappen Zins-
margen ist die gesamte Banken-
branche betroffen. Fakt ist: Unsere
Geschäfte laufen gut. Die Risiko-
aufwendungen im Kreditgeschäft
sinken kontinuierlich. Ebenso der
Verwaltungsaufwand. Das lässt
uns auch in Zeiten knapper Zins-
margen genug Luft. Zudem haben
unsere Banken nicht die ruinö-
sen Geschäftsgebaren an den
Tag gelegt wie mancher Konkur-
rent, der Tagesgeld zu Konditio-
nen angeboten hat, die besser
waren als der Kapitalmarkt.“
Diese Institute, so Götzl weiter,
würden ohne Zweifel über kurz
oder lang Ertragsprobleme be-
kommen und seien damit eines
Blickes der Bankenaufsicht wür-
dig. Nicht aber die Volksbanken
und Raiffeisenbanken.
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Kommunalforum der Sparkasse Schrobenhausen:

Blickpunkt Energie
Auf Einladung der Versicherungskammer Bayern, dem Kom-
munalversicherer der bayerischen Gemeinden, tagte das schon
zur Tradition gewordene Kommunalforum der Sparkasse
Schrobenhausen dieses Mal in München-Giesing. Im Blick-
punkt standen dabei die Themen „Situation der Versorgungs-
betriebe nach dem Wegfall der Quersubventionen ab 2008“ so-
wie „Möglichkeiten regenerativer Energien“. 

Nachdem das Vorstandsmit-
glied der Versicherungskammer
Bayern, Rainer Fürhaupter, die
rund 50 Gäste aus Schroben-
hausen, darunter Bürgermeister
Dr. Karlheinz Stephan, will-
kommen geheißen hatte, prä-
sentierte der Vorstandsvorsit-
zende der Sparkasse Schroben-
hausen, Thomas Schwarzbauer,
eine eindrucksvolle Leistungs-
bilanz seiner Bank (siehe Ka-
sten).

Einseitige Betrachtung

Schwarzbauer oblag es auch,
den Hauptreferenten des Fo-
rums, Horst J. Schumacher, Ver-
leger und Herausgeber des Perio-
dikums „Kommunalwirtschaft“
vorzustellen. Schumacher hat
zahlreiche Förderstätten von Öl
und Erdgas auf der ganzen Welt
bereist und russische Pipelines
ebenso kennen gelernt wie
Bohrinseln in der Nordsee. So
manchem Umweltminister konn-
te er nachweisen, dass dieser die
Energiefrage einseitig und ohne

„vernetztes Denken“ verfolgt
und staatliche Subventionen oft
an der falschen Stelle eingesetzt
werden.

„Anreizregulierung“

„Die Situation der Versor-
gungsbetriebe nach dem Weg-
fall der Quersubventionen ab
2008“ behandelte Schumacher
im ersten Teil seiner Ausführun-
gen. Die Gesetze, die derzeit
diskutiert werden, verschlech-
tern seiner Ansicht nach die Fi-
nanzierungsmöglichkeiten der
Kommunen, weil sie mit den
Ergebnissen ihrer kommunalen
Wirtschaftsbetriebe nicht mehr
frei handeln könnten. Nun stehe
den Städten und Gemeinden
nach Vorgaben aus Brüssel das
Modell einer „Anreizregulie-
rung“ ins Haus. Schumacher
empfahl, hier „unbedingt dage-
genzuhalten.“

An Nachhaltigkeit denken 

Der Verleger beklagte, dass in

der Politik häufig die durchgän-
gige Linie fehle und bei weitem
zu viele Mainstream-Entschei-
dungen gefällt würden, gerade
in der Energiepolitik und in
ökologischen Fragen. Man gin-
ge oft einer Mode nach, ohne
genügend an die Nachhaltigkeit
oder Nachfolgelasten zu den-
ken. Was, so fragte Schumacher,
soll beispielsweise eine Bundes-
gartenschau bezwecken, die mit
Millionen Euro aufgebaut und
mit großem Hallo eröffnet wird,
wenn von dem Tag an, da kei-
ne Eintrittkarten mehr verkauft
werden, permanent hohe Kosten
zum Erhalt der Anlage anfallen?
Oder was bedeutet eine Privati-
sierung „mit Konkurrenz und of-
fenem Markt“, wenn - wie bei
den Stromanbietern - ein Oligo-
pol mehrerer ganz Großer dann
die Preise bestimmt und dem-
nächst diese auch nicht mehr ge-
nehmigen lassen muss?

Regenerative Energien

Beim Thema „Möglichkeiten
regenerativer Energien“ sprach
Schumacher eine Reihe von En-
ergieformen an, die in den ver-
gangenen Jahren an Bedeutung
gewonnen haben, doch warnte er
zugleich vor Illusionen. In der
öffentlichen Darstellung werde
die Bedeutung von Windkraft
und Bioheizkraftwerken zwar
stark betont, doch müsse man
die Subventionslage in die Be-
wertung mit einbeziehen - und
hier sähen Aufwand und Ertrag
oft nicht sehr positiv aus. 

Schumacher hielt die Thema-
tik ganz bewusst von Öko-Eu-
phorie fern, ist doch seiner Mei-
nung nach der gestiegene Anteil
regenerativer Energien am Ge-
samtverbrauch relativ zu sehen.
Er zeigte auf, wie viel Forschung

Unter Führung von Dr. Ralph Baasch (2. v. l.) besichtigten die Sparkassen-Vorstände Thomas
Schwarzbauer (Mitte) und Hans Tomani (l.) gemeinsam mit Bürgermeister Dr. Karlheinz-Ste-
phan (r.) und den kommunalen Vertetern sowie dem Referenten des Kommunalforums, Horst
J. Schumacher (2. v. r.) die Geothermie in München-Pullach.

bei den alternativen Energien
immer noch nötig ist, denn
„Ökologie ist nur sinnvoll, wenn
die Ökonomie stimmig ist“.

Pullacher Tiefengeothermie

Mit der Besichtigung der Tie-
fengeothermie der Gemeinde
Pullach ging die Veranstaltung
zum praktischen Teil über. Dr.
Ralph Baasch präsentierte das
Projekt, zu dem sich die Kom-
mune ebenso risikofreudig wie
erfolgreich entschlossen hat. In
3300 Meter Tiefe traf man auf
heißes Wasser mit knapp über
100 Grad Celsius und kann nun
mit dieser Fernwärme mehrere
öffentliche Gebäude heizen. Pri-
vate Haushalte können sich
ebenso anschließen. DK

Bilanz des Erfolgs
Bei seinem Überblick über das Leistungsprofil und die Er-
folgsbilanz der Sparkasse Schrobenhausen präsentierte
Vorstandsvorsitzender Thomas Schwarzbauer seine Bank
als leistungsstarken Partner im Kommunalgeschäft.

In einem wieder günstigeren wirtschaftlichen Umfeld konn-
te die Sparkasse Schrobenhausen ihre seit Jahren dynamische
Entwicklung weiter forcieren. In verschiedenen Geschäftsbe-
reichen wurden im Vergleich der 77 bayerischen Sparkassen
im Verhältnis ihrer Größe Spitzenergebnisse erreicht und die
Marktposition vor Ort weiter ausgebaut. 

Im Geschäftsjahr 2006 erreichte die Sparkasse „ihr bestes
Ergebnis im operativen Geschäft seit jeher“. Die Bilanzsum-
me, so Thomas Schwarzbauer, sei im Geschäftsjahr 2006 um
3,4 Prozent auf 484 Millionen Euro angestiegen. Das Wachs-
tum werde getragen vom starken, überdurchschnittlich erfol-
greichen Kundengeschäft. Die Sparkasse Schrobenhausen
liegt damit deutlich über dem Durchschnitt der bayerischen
Sparkassen von zwei Prozent. 

Herausragendes Qualitätsprofil in allen Sparten

Bei Betrachtung der einzelnen Geschäftsfelder zeigt sich ein
hervorragendes Gesamtbild. Das Vermögen der Sparkassen-
kunden in Form von Einlagen und Wertpapieren hat durch ei-
ne konsequente ganzheitliche Beratung in 2006 um 26 Millio-
nen Euro zugenommen. Dies entspricht einem Zuwachs von
5,8 Prozent (Bayern 2,1 Prozent). Damit belegt die Sparkasse
den Spitzenplatz unter allen bayerischen Sparkassen. Auch bei
den Einlagen liegt das Kreditinstitut deutlich über dem Bay-
erndurchschnitt von 2,4 Prozent. Der Wertpapierumsatz im
Kundengeschäft belief sich 2006 auf über 50 Millionen Euro.
Damit belegt Schrobenhausen einmal mehr im Wertpapierge-
schäft die erste Position der Sparkassen in Bayern.

Während die bayerischen Sparkassen bei den Ausleihungen
im Schnitt einen Rückgang von 0,2 Prozent verzeichneten,
steigerte die Sparkasse Schrobenhausen ihr Kreditvolumen
um 3,5 Prozent auf nunmehr 250 Millionen Euro. Dies bedeu-
tet den dritten Rang im Freistaat. Dieser starke Zuwachs re-
sultiert aus 41 Millionen Euro Neuausreichungen an Krediten.
Der Provisionsüberschuss konnte auf 2,8 Millionen Euro ge-
steigert werden. Dieser Erfolg resultiert aus einer umfassen-
den Allfinanzberatung der Sparkasse bei ihren Kunden. 

Zusammen mit den Verbundpartnern im Bauspar-, Versi-
cherungs-, Immobilien-, Wertpapierpier- und Leasinggeschäft
bietet die Sparkasse ein herausragendes Qualitätsprofil in al-
len Finanzsparten. Besonders erfreut zeigte sich Schwarzbau-
er über die zum wiederholten Male vordersten Platzierungen
des Immobilien- und Versicherungsgeschäftes im bayerischen
Sparkassenvergleich. DK

SPD-Fachgespräch:

Öffentlich-rechtliche
Sparkassen erhalten!

Warnung vor NRW-Privatisierungsplänen und Strategie-
papier des Bundesverbandes Deutscher Banken

„Dies ist der Ausverkauf der Sparkassen und tausende kleiner
und mittelständischer Unternehmer würden gefährdet.“ Die
kommunalpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion,
Helga Schmitt-Bussinger, warnt vor Plänen in Nordrhein-West-
falen, die öffentlich-rechtlichen Sparkassen zu privatisieren. 

„Öffentlich-rechtliche Spar-
kassen müssen erhalten bleiben
und bringen der Region gerade
im Flächenstaat Bayern viele
Vorteile. Das kundennahe Netz
der Sparkassenfilialen gehört
zur notwendigen Grundversor-
gung insbesondere für ältere
Menschen und für solche Fami-
lien, die bei der Sparkasse ihr
Girokonto und Sparbuch haben.
Öffentlich rechtliche Sparkas-
sen stehen für ein gleichmäßi-
ges Angebot im flachen Lande
und haben den Vorteil der Kun-
dennähe. Ohne die öffentlich
rechtlichen Sparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken wäre der
Mittelstand der Region unterfi-
nanziert,“ betonte die SPD-Ab-
geordnete nach einem Fachge-
spräch der SPD-Landtagsfrakti-
on „Die Zukunft der Sparkassen
und ihre Bedeutung für die Re-
gion.“

Einmalige Situation
nicht aufs Spiel setzen

In England haben seit der Pri-
vatisierung rund 5 Millionen
Menschen kein Girokonto mehr.
„So sieht es dann bei einer Pri-
vatisierung der Sparkassen auch
bald in Deutschland aus. Die Si-
tuation der deutschen Banken
und Sparkassen ist einmalig -
dies darf man nicht aufs Spiel
setzen,“ unterstrich der Mem-
minger Oberbürgermeister Ivo
Holzinger, der als Vorsitzender
der Sozialdemokratischen Ge-
meinschaft für Kommunalpoli-
tik hervorhob, dass die bayeri-
schen Kommunen voll hinter
den Sparkassen stünden. Das
leistungsfähige Unternehmen
Sparkassen mit regionaler Ver-
pflichtung sei von Vorteil auch
für die Kommunen, so Holzin-
ger. Es gelte, diese Ausgewo-
genheit auch weiterhin zu be-

wahren, da man auch als Kom-
mune davon viele Vorteile habe.

Soziale Verantwortung

Menschen, auch mit niedri-
gen Einkommen, müssen ihr
Giro-Konto und ihr Sparbuch
bei der Sparkasse behalten kön-
nen, unterstrich Hans Harald
Ströttgen, Vorstandsvorsitzen-
der der Stadtsparkasse Mün-
chen. Er verwies auf die wach-
sende Armut, gebe es doch be-
reits 12.000 Konten für Sozial-
hilfeempfänger bei der Münch-
ner Stadtsparkasse -   insgesamt
840.000 Kunden, also mehr als
jeder zweite Münchner. Die
Stadtsparkasse München wer-
de ihrer sozialen Verantwortung
gerecht, so Ströttgen, gründe sie
doch demnächst eine soziale
Stiftung und werde zur Verein-
barkeit von Beruf und Familie
eigene Kindergärten aufbauen.

Drei-Säulen-Modell retten

Der Münchner Stadtkämme-
rer und Mitglied im Verwal-
tungsratausschuss der Sparkas-
se, Ernst Wolowicz, wies auf
ein Strategiepapier des Bundes-
verbandes Deutscher Banken
hin, wonach sich die öffentliche
Hand aus dem Bankengeschäft
zurückziehen solle. Wir müs-
sten wachsam bleiben, um das
deutsche Drei-Säulen-Modell
zu retten. 

Dominierender
Finanzdienstleister

Die Bedeutung der Sparkassen
zur Entwicklung der Region hob
Hans F. Trunzer von der IHK
Oberfranken hervor. Die Spar-
kassen seien der dominierende
Finanzdienstleister der kleinen
und mittleren Betriebe.

Landesbank Berlin Holding:

Sparkassen erwerben
Landesanteile 

Das Land Berlin und der Deutsche Sparkassen- und Girover-
band ö.K. (DSGV) haben sich darauf verständigt, dass die
Landesanteile von rund 81 % an der Landesbank Berlin Hol-
ding (LBBH) mit Wirkung zum 1. Januar 2007 von einer Er-
werbsgesellschaft der deutschen Sparkassen erworben werden.
Der Kaufpreis für die übernommenen Aktien einschließlich
der erstatteten Verfahrenskosten beträgt 4,475 Mrd. Euro.
Hinzu kommen 147 Mio. Euro für die Ablösung eines beste-
henden Provisionsrechtes des Landes sowie 723 Mio. Euro für
eine stille Einlage des Landes.

Sobald das Abgeordnetenhaus
des Landes Berlin den erzielten
Ergebnissen zugestimmt hat und
die Aufsichts- und Kartellbehör-
den die Transaktion genehmigt
haben, werden die vom DSGV
vertretenen deutschen Sparkas-
sen über insgesamt 91,6 % der
Anteile an der LBBH verfügen.
Für die noch im Markt befindli-
chen restlichen Anteile an der
LBBH wird ein sogenanntes be-
freiendes öffentliches Angebot
unterbreitet.

Die LBBH-Gruppe ist Markt-
führer in der deutschen Haupt-
stadt, inbesondere durch die Ber-
liner Sparkasse, die den histori-
schen Kern der Gruppe bildet.
Diese hat rund 1,9 Mio. Privat-
und Firmenkunden und ist wei-
terhin erfolgreich mit der Pfand-
briefbanktocher Berlin Hyp bei
gewerblichen Immobilienfinan-
zierungen sowie in ausgewählten
Kapitalmarktaktivitäten tätig, die
die Retail- und Immobilienge-
schäfte unterstützen. Die Gruppe
weist für 2006 eine Bilanzsum-
me von 141,6 Mrd Euro, IFRS-
Eigenkapital von 2,6 Mrd. Euro,
bankaufsichtsrechtliche Eigen-
mittel von 4,8 Mrd. Euro, rund
150 Standorte in Berlin sowie
knapp 8.000 Mitarbeiter auf.

Offensive Marktstrategie

„Wir haben uns mit den Spar-
kassen auf den Erwerb der
LBBH verständigt, weil wir von
einer guten wirtschaftlichen Zu-
kunft des Institutes überzeugt
sind. Die LBBH ist in der Lage,
eine offensive Marktstrategie zu
verfolgen. Dies soll mit der Bank
in Gänze, einschließlich der
BerlinHyp, umgesetzt werden“
sagte DSGV-Präsident Heinrich
Haasis, der die Verhandlungen
mit dem Land geführt und den
Vertrag unterzeichnet hatte. Mit
dem Erwerb würden für die
deutschen Sparkassen neue stra-
tegische Möglichkeiten in Berei-
chen erschlossen, die über die
bisherigen Tätigkeiten der Spar-
kassen hinausreichen. Dies
könnten eines Tages auch inter-

nationale Engagements sein.
Haasis sagte, man habe einen

guten und wirtschaftlich ange-
messenen Preis geboten, der
auch hinsichtlich des für die
Kontrollmehrheit gezahlten stra-
tegischen Aufschlags den übli-
chen Marktbedingungen ent-
spreche. Das Land Berlin, die
Privatkunden und die Wirtschaft
der Stadt könnten sich darauf
verlassen, dass das Institut am
Standort Berlin erhalten werde.
„Das ist ein guter Tag für die
deutschen Sparkassen und vor
allem für die 1,9 Mio. Kunden
der Landesbank Berlin und der
Berliner Sparkasse. Der Erwerb
ist ein wichtiges Signal in den
Markt und an die Politik, dass
die Sparkassen willens und in
der Lage sind, ihre eigene Zu-
kunft zu gestalten und eine akti-
ve Rolle im deutschen Banken-
markt einzunehmen. Ich bin mir
sicher, dass dies Selbstbewusst-
sein und Schwung geben wird,
auch künftige Aufgaben, etwa
die Konsolidierung der Landes-
banken oder die Zusammen-
führung der öffentlichen Versi-
cherer, mit Nachdruck und Kon-
sequenz anzugehen“.

Bundesverdienstkreuz
für Heinz Prokop

Dr.-Ing. E.h. Heinz Prokop,
ehemaliger Vorstandsvorsitzen-
der der Versicherungskammer
Bayern, ist von Innenminister
Dr. Günther Beckstein mit dem
Verdienstkreuz 1. Klasse des
Verdienstordens der Bundesre-
publik Deutschland ausgezeich-
net worden. Damit werden sein
erfolgreiches Wirken als Mit-
glied des Vorstands bei der Alli-
anz und anschließend als Vor-
standsvorsitzender der Versi-
cherungskammer Bayern ge-
würdigt. Prokop, geboren am
30. Januar 1944 in Maltheuern,
leistete einen bedeutenden Bei-
trag für wichtige staatliche und
gesellschaftliche Belange. Er
hat sich hiermit in besonderem
Maße um das allgemeine Wohl
verdient gemacht.
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LfA Förderbank Bayern:

Damit machbar wird,
was denkbar ist !

Die LfA Förderbank Bayern will sich künftig im Kommunalbe-
reich noch stärker engagieren. Wie Gerd Rometsch, stellvertre-
tender LfA-Vorstandsvorsitzender, und Werner Steininger, zu-
ständig für Infrastrukturfinanzierungen, in einem Gespräch mit
der GZ betonten, versuche die Förderbank, ganz generell ihre
Kontakte mit den Hausbanken - insbesondere den Sparkassen
und Genossenschaftsbanken - zu intensivieren, da die Verbin-
dung zum Endkunden letztlich nur mittelbar bestehe.

Die 1951 gegründete Förder-
bank mit Sitz in München ist
ein rechtlich selbständiges Kre-
ditinstitut des Freistaates Bay-
ern zur Wirtschaftsförderung.
Gewährträger der Bank ist der
Freistaat Bayern; er haftet für
die von der Bank eingegange-
nen Verbindlichkeiten. Die mit
Triple A geratete Bank kann
sich somit am Kapitalmarkt zu
den bestmöglichen Konditionen
refinanzieren. Zu den Grund-
prinzipien für das LfA-Geschäft
zählt das Hausbankprinzip, d. h.
der Vertrieb läuft grundsätz-
lich über die Hausbanken. In
der Zusammenarbeit achtet die
Förderbank auf strikte Wettbe-
werbsneutralität.

Geschäftsfelder

Nach Rometschs und Steinin-
gers Darstellung umfasst das
Hauptfinanzierungsgebiet der
LfA die mittelständische Wirt-
schaft und die Selbstständigen.
Ein weiteres Geschäftsfeld sei
die Infrastrukturfinanzierung;
das LfA-Gesetz erlaube auch
Finanzierungen für Gebietskör-
perschaften und öffentlich-
rechtliche Zweckverbände. We-
der setze die Förderbank im Be-
reich Infrastruktur staatliche
Fördermittel ein, „noch wartet
sie mit Verbilligungen auf“. Das
bedeutet: „Wenn wir refinanzie-
ren bzw. ins Risiko gehen, dann
zu Marktkonditionen.“ Alles an-
dere wäre nach den Worten der
beiden Banker problematisch,
bewege man sich doch hier im
Konsortialfinanzierungsbe-
reich. Aktuell kein Thema sind
für die LfA dagegen allgemeine
Haushaltsfinanzierungen wie
beispielsweise die Vergabe von

Kassenkrediten.

Partner LfA

Als klassische Elemente der
Infrastrukturfinanzierung nann-
te Rometsch die Bereiche Ver-
sorgung, Entsorgung, Straßen-
bau und Energie. Im Segment
Straßenbau sei bereits ein For-
faitierungsmodell begleitet wor-
den. „Da es jedoch grundsätz-
lich schwierig ist, hier ins Ge-
schäft zu kommen“ - die Spar-

Stichwort PPP. Rometsch zufol-
ge gibt es hier drei Bereiche, in
denen die LfA sich engagieren
könnte - zum einen die kommu-
nalen Infrastrukturmaßnahmen,
die durch die Kommune finan-
ziert werden (Straßenbau oder
Versorgung), zum anderen die
Kommunalunternehmen, die in
einer GmbH organisiert sind
(siehe Stadtwerke) und schließ-
lich die durch Private mitgetra-
gene Infrastrukturfinanzierung.
Hier wiederum eröffneten sich
zwei Möglichkeiten: die Refi-
nanzierung einer Bank sowie
die Mitfinanzierung im Risi-
koteil (meist als haftungsmäßi-
ge Unterbeteiligung), die aller-
dings nicht mehr als 50 Prozent
ausmacht. Auch übernehme die
LfA keine Konsortialführer-
schaft.

Kommunalkredite

Mit Blick auf das Thema
Kommunalkreditkonditionen
meinte Rometsch: „Wenn die
Kommunen selbst eine Maß-
nahme durchführen, sind diese
Konditionen singulär günstig.
Wenn ein kommunales Unter-
nehmen finanziert, hängt es al-
lerdings davon ab, ob die Kom-
mune bereit ist, eine Garantie
oder Bürgschaft zu überneh-
men. Wenn sie dies tut, sind die
Konditionen auch wieder gün-
stiger, aber in vielen Fällen ge-
ben die Gemeinden diese Bürg-
schaften oder Garantien nicht,
weshalb die Konditionen dann
schon wieder etwas anders aus-
sehen, weil das Risiko höher
ist.“ Somit könnte sich hier ein
Bereich erschließen, „in dem
die Geschäftsbanken doch mehr
Chancen haben, in Kontakt zu
den gemeindlichen Unterneh-
men zu treten.“

Geothermie
und Fernwärme

Kein Hehl machten Rometsch
und Steininger aus ihrer Über-
zeugung, dass auch Geschäfts-
felder wie Geothermie und
Fernwärmenetze durchaus rele-
vant wären. Gerade die gewerb-
lichen, auch kommunalen Geo-
thermieprojekte erscheinen den
Bankern interessant. Hier gebe
es eine Vielzahl von Überlegun-
gen und Planungen. Zunächst
gelte es freilich, das Hauptpro-
blem der Geothermie, nämlich
das sog. Fündigkeitsrisiko abzu-
decken. Hier müssten Regelun-
gen gefunden werden, „damit
dieses Vorrisiko „beherrschbar
bleibt“. Sei diese Fragestellung
geklärt, „wären wir in der Fi-
nanzierung zusammen mit den
Hausbanken dabei“. Gleiches
gilt für die Biomasse. Hier habe
die LfA bereits zwei Biomasse-
heizkraftwerke mitfinanziert;
man strebe eine Verstärkung des
Geschäfts in diesem Bereich an.

Neutraler Wettbewerber

Dass sich die LfA aufgrund
ihrer Wettbewerbsneutralität in
allen drei Säulen des Banken-
wesens bewegen kann, darauf
wiesen Rometsch und Steinin-
ger ebenso hin. Auch stellten sie
fest, dass sich bei den Finanzie-
rungen die Genossenschafts-
banken und Sparkassen etwa
auf gleicher Augenhöhe begeg-
neten, gefolgt von den Privat-
banken. Im Übrigen finanziere
die LfA auch mit österreichi-
schen Banken wie der Ober-
bank oder der Raiffeisenlandes-
bank Oberösterreich, denn:
„Wenn eine Bank von außer-
halb Bayerns im Freistaat Fi-
nanzierungen tätigt, können wir
grundsätzlich dabei sein.“ DK

Erfolgreiches Geschäftsjahr 2006 
Die bayerische Wirtschaft insgesamt, speziell auch der
Mittelstand, zeigte sich nach einigen schwierigen Jahren
2006 robust und leistungsstark wie lange nicht mehr. Die
Unternehmen investierten kräftig und nahmen bei ihren
Vorhaben in stark erweitertem Umfang das Finanzie-
rungsangebot der LfA Förderbank Bayern in Anspruch.

Für die LfA Förderbank Bayern war 2006 ein erfolgreiches
Geschäftsjahr. Die Bank steigerte ihr Fördergeschäft mit
Darlehen und Risikoübernahmen auf gut 2,1 Mrd. Euro nach
1,6 Mrd. Euro im Jahr zuvor. Der Zuwachs ergibt sich aus der
positiven Entwicklung bei den Darlehen, die um fast 40 Pro-
zent auf knapp 1,9 Mrd. Euro zulegten. Die Risikoübernahmen
blieben mit 250 Mio. Euro stabil, das Kreditvolumen lag bei
7,4 Mrd. Euro. Die Auszahlungen stiegen um 14 Prozent auf
1,7 Mrd. Euro. Die Bilanzsumme erhöhte sich erstmals seit
Jahren wieder um 1,7 Prozent auf 14,6 Mrd. Euro. Nach Ein-
stellen einer angemessenen Risikovorsorge wies die Bank ei-
nen Bilanzgewinn von 52 Mio. Euro aus. DK

Gerd Rometsch.

kassen seien hier eindeutig im
Vorteil - versuchten die Ge-
schäftsbanken nunmehr, mit at-
traktiven Konditionen Land zu
gewinnen. „Hier stehen wir als
Partner zur Verfügung“, erklärte
Rometsch - „natürlich auch für
die Sparkassen.“ Intensive Ge-
spräche mit einigen Banken hät-
ten hierzu bereits stattgefunden.   

An der Schnittstelle von Wirt-
schaft und öffentlichen Aufga-
ben tut sich indes ein neues
Marktfeld für die LfA auf -

Deutscher Städtetag zum Kommunal-Kombilohn:

Kommunen tragen Löwenanteil
Ein kritisches Echo hat die von Bundesarbeitsminister Franz
Müntefering geplante Schaffung von bis zu 100.000 neuen Stel-
len durch einen kommunalen Kombilohn u. a. beim Deutschen
Städtetag gefunden. Geplant ist, dass der Staat drei Jahre die
Hälfte des Lohns übernimmt, wenn Kommunen oder Wohl-
fahrtsverbände Langzeitarbeitslose für eine gemeinnützige
Tätigkeit zusätzlich anstellen.

Nach Auffassung des Städte-
tags kann dieses Programm
zwar durchaus eine Hilfe für
Langzeitarbeitslose darstellen;
eine langfristige Perspektive
durch reguläre Arbeitsplätze
entstehe dadurch jedoch nicht.
Außerdem hält der kommunale
Spitzenverband die vorgesehe-
ne Finanzierung für problema-
tisch, weil sie für den Bund auf-
kommensneutral ist, während

die Kommunen und gegebenen-
falls die Länder den Löwenan-
teil der Kosten tragen sollen.

Kaum größere Chancen
für Langzeitarbeitslose

Christian Ude, Städtetagsprä-
sident und Münchner OB, er-
klärte hierzu: „Es ist richtig,
dass sich in den strukturschwa-
chen Regionen in Deutschland

eine hohe Langzeitarbeitslosig-
keit verfestigt hat und dass die-
ses Problem angegangen wer-
den muss, um den betroffe-
nen Menschen zu helfen. Aus
Sicht der Langzeitarbeitslosen
ist es immer besser, Arbeit zu fi-
nanzieren als Arbeitslosigkeit.
Wenn jetzt öffentliche Beschäf-
tigung in großem Stil wieder
belebt wird, erhöht dies aber lei-
der die Chancen der Langzeitar-
beitslosen auf einen regulären
Arbeitsplatz kaum. Das lehrt die
Erfahrung aus früheren Förder-
programmen.“

Unrealistische Vorstellung

Ude wies darauf hin, dass be-
reits jetzt mehr als 300.000
Langzeitarbeitslose in so ge-
nannten Zusatzjobs gefördert
werden, die ebenfalls zusätz-
lich zur regulären Beschäfti-
gung geschaffen werden und
im öffentlichen Interesse liegen
müssen. Es sei unrealistisch,
dass die Kommunen in diesen
strukturschwachen Regionen
innerhalb kurzer Zeit weite-
re 100.000 langzeitarbeitslose
Menschen beschäftigen kön-
nen, ohne dass dies Auswir-
kungen auf den regulären Ar-
beitsmarkt hätte. 

Das Programm und
seine Finanzierung

Zur Finanzierung des Pro-
gramms sagte Ude: „Wenn eine
Stadt den Zuschuss zum Lohn
finanzieren kann, kommt eine
Beteiligung an dem Programm
in Frage. Es darf aber nicht ver-
gessen werden, dass gerade 
in strukturschwachen Regionen
viele Kommunen große Haus-
haltsprobleme haben.“ Zudem
würden die Zahlungen des Bun-
des für diesen Kombilohn weit-
gehend ausgeglichen, weil Ein-
kommen von Langzeitarbeitslo-
sen vorrangig auf das Arbeitslo-
sengeld II angerechnet wird und
sich so die Ausgaben des Bun-
des in diesem Bereich reduzie-
ren. Die Kommunen dagegen
müssten nicht nur die Hälfte des
vorgesehenen Zuschusses zum
Bruttolohn zahlen, sondern in
vielen Fällen auch weiterhin er-
gänzende Leistungen für Unter-
kunft und Heizung nach dem
Sozialgesetzbuch II.

1.000 Euro reichen nicht

Ein Bruttoarbeitslohn von
1.000 Euro monatlich, wie er in
dem Bundesprogramm ange-
strebt wird, so Ude weiter, wer-
de etwa eine Familie oder ein
Ehepaar nicht vollständig aus
der Hilfebedürftigkeit heraus-
holen. Bereits jetzt erhielten fast
500.000 erwerbstätige Personen
ausschließlich die überwiegend
von den Kommunen finanzier-
ten Leistungen für Unterkunft
und Heizung, da ihr Erwerbs-
einkommen vorrangig auf die
Leistungen des Bundes ange-
rechnet wird. DK

Prüfung gemeindlicher
Unternehmen 

Tagung der bayerischen kommunalen
Rechnungsprüfungsämter in Traunreut

Vergangene Woche hat die Stadt Traunreut die jährliche Ta-
gung des Facharbeitskreises „Prüfung gemeindlicher Unter-
nehmen“ der bayerischen kommunalen Rechnungsprüfungs-
ämter ausgerichtet.

Alle kreisfreien Städte in Bay-
ern sowie die meisten kreisan-
gehörigen Städte in der Größen-
ordnung von Traunreut haben ein
sog. Rechnungsprüfungsamt. 

Moderne Finanzkontrolle

Die vom Gesetzgeber bzw.
vom Stadtrat übertragene
Hauptaufgabe ist dabei die
Kontrolle und Überwachung
der kommunalen Finanzwirt-
schaft. Demnach wird die ge-
samte Aufgabenerledigung der
Stadtverwaltung auf sparsamen
und wirtschaftlichen Umgang
mit den Steuergeldern der Bür-
ger hin geprüft. Die örtliche
Rechnungsprüfung beschränkt
sich deshalb nicht auf die her-
kömmliche Prüfung des Voll-
zugs und der Ordnungsmäßig-
keit des Verwaltungshandelns,
sondern hinterfragt - im Sinne
einer modernen Finanzkontrolle
- einzelne Sachverhalte und Re-
gelwerke grundsätzlich.

18 Städte beteiligt

Die bayerischen Rechnungs-

prüfungsämter sind zum Zwe-
cke einer einheitlichen Prüfung
und zum Zwecke der Fortbil-
dung in verschiedenen Arbeits-
kreisen zusammengeschlossen,
wobei der Facharbeitskreis „Prü-
fung gemeindlicher Unterneh-
men“ sich aus Teilnehmern aus
18 bayerischen Städten zusam-
mensetzt.

Plattform schaffen

Ziele der Arbeit sind die Hil-
festellung der Mitglieder unter-
einander für die tägliche Prü-
fungspraxis sowie bei Problem-
fällen und das Schaffen einer
Plattform, auf der das breit an-
gelegte Wissen der Mitglieder
verfügbar ist. Im Mittelpunkt
steht die Pflege und Fortent-
wicklung des örtlichen Revisi-
ons- und Prüfungswesens im
Bereich der kommunalen Betei-
ligungen und der gemeindlichen
Unternehmen. Dies ist notwen-
dig, weil die gemeindlichen Un-
ternehmen bayernweit in den
verschiedendsten Rechtsformen
organisiert (Eigenbetriebe, Kom-
munalunternehmen, GmbH`s

etc.) und dementsprechend mit
unterschiedlichen Rechtsvor-
schriften zu prüfen sind.

Themenspektrum

Das Themenspektrum teilt
sich auf in konkrete Sachthe-
men, in Dauerthemen über die
gemeinsame Entwicklung der
Prüfung gemeindlicher Beteili-
gungen und in aktuelle Ent-
wicklungen generellen Inhalts
mit bundes- und landesweiter
Relevanz für die teilnehmenden
Kommunen. 

Die Leitung dieses Fachar-
beitkreises wurde der Landes-
hauptstadt München übertra-
gen. Leiter des Arbeitskreises
ist Herr Zittlau vom Revisions-
amt der Landeshauptstadt.

Commerzbank:

Was den Mittelstand bewegt
„UnternehmerPerspektiven 2006 / Diskussionsergebnisse“
lautet der Titel eines umfangreichen Readers der Commerz-
bank AG. Wer wissen will, was den Mittelstand bewegt, fin-
det hier fundierte Antworten.

Die UnternehmerPerspektiven wurden im Februar 2006 ge-
gründet. Ihr Ziel ist es, viele Unternehmen zusammenzubringen,
ihre Themen aufzugreifen und ihnen eine Plattform für den ge-
genseitigenAustausch, für neue Perspektiven zu bieten. 

Im Rahmen der nationalen Auftaktveranstaltung in Frankfurt
am Main diskutierte ein prominent besetztes Podium mit über
300 geladenen Gästen das Thema einer ersten Studie der Unter-
nehmerPerspektiven, die auf einer Umfrage unter 4000 Unter-
nehmen beruht: „Wirtschaft in Bewegung - Herausforderungen
und Strategien am Standort Deutschland“. Wesentliche State-
ments und Erkenntnisse hierzu sind im Reader ebenso nachzule-
sen wie Diskussionsbeiträge der sich anschließenden Dialogver-
anstaltungen. 

In einer zweiten Studie griffen die UnternehmerPerspektiven
nunmehr gezielt das Thema „Qualifiziertes Personal als Schlüs-
selressource“ auf. Mit den aktuellen Studienergebnissen und zu-
sätzlichen Diskussionsthemen starteten dazu die Herbst-Veran-
staltungen, die u. a. in München und Nürnberg stattfanden. Auch
hier zeigte sich das große Interesse der Unternehmer, aktiv zu
werden und Lösungen für die kommenden Herausforderungen
zu finden.

Faltlhauser zum kommunalen Hochbau in Oberbayern:

100 Millionen Euro zusätzliches 
Neuaufnahmevolumen

„Ein wichtiger Investitionsimpuls!“ Mit diesen Worten teilte
Finanzminister Kurt Faltlhauser mit, dass den Kommunen in
Oberbayern zur Verwirklichung dringender Bauvorhaben, vor
allem im Schulbereich, ein zusätzliches Neuaufnahmevolumen
i. H. von 100 Millionen Euro zur Verfügung gestellt wurde. Da-
mit kann die Regierung von Oberbayern den Kommunen in
diesem Jahr den vorzeitigen Maßnahmebeginn für kommuna-
le Investitionen im Gesamtumfang von rund 314 Millionen Eu-
ro bewilligen. 

Die verbesserte Finanzlage
der Kommunen habe, wie
Faltlhauser anmerkte, zu einem
Anstieg deren Investitionsmög-
lichkeit und -tätigkeit geführt.
Die Kommunen können aber
bei förderfähigen Bauvorhaben
nicht mit der Baumaßnahme be-
ginnen, bevor die Bewilligungs-
behörde zugestimmt hat. 

Investitionsstau vermeiden

Damit die Kommunen umge-
hend mit den oftmals dringli-
chen Maßnahmen beginnen
können und ein Investitionsstau

vermieden wird, hat Faltlhauser
nun das Neuaufnahmevolu-
men deutlich erhöht. „Auch in
den anderen Regierungsbezirken
können alle angemeldeten Vor-
haben bedient werden“, teilte
Faltlhauser mit. Über die Einpla-
nung der Fördermaßnahmen in
das Neuaufnahmevolumen ent-
scheidet zuständigkeitshalber die
Regierung von Oberbayern.

„Wir wollen fairer Partner der
Kommunen sein. Meine Auf-
stockungs-Entscheidung stellt
diese Grundeinstellung wieder
unter Beweis“, stellte Faltlhau-
ser fest.
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Geburtstag einer erfolgreichen Idee:

Fünf Jahre Rewindo
Rewindo, die Fensterrecycling-Initiative der deutschen Kunst-
stofffensterbranche wird fünf Jahre alt. Der deutsche Fenster-
markt entwickelt sich weiter positiv. Impulse für die Nachfrage
nach Fenstern liefern hohe Energierechnungen, der ab 2008
vorgesehene Gebäudeenergieausweis und die staatliche Förde-
rung von Niedrigenergiehäusern und von Maßnahmen zur
energetischen Optimierung von Bestandsimmobilien. Wo alte
Gebäude abgerissen oder modernisiert werden, fällt Bauschutt
an, darunter auch ausgebaute Kunststofffenster aus PVC. Und
schon lange engagieren sich die deutschen Kunststofffenster-
profilhersteller für deren Wiederverwertung. 

Deshalb haben sie sich - ob-
wohl Wettbewerber im Markt -
zu einer gemeinsamen Initiative
zusammengeschlossen und am
28. Juni 2002 die Rewindo
GmbH mit Sitz in Bonn gegrün-
det. Hintergrund dieser Koope-
ration ist das gemeinsame Inter-
esse von Firmen und Marken,
die volle Verantwortung von
Herstellung und Verarbeitung
der Fenster bis hin zu ihrer Ent-
sorgung zu übernehmen. 

Vorteile des PVC-Recyclings

Kunststofffenster sind High-
tech-Produkte, die den Haupt-
anteil am gesamtdeutschen Fens-
termarkt ausmachen. Von der
Verarbeitung der Fensterprofile
bis hin zum Ausbau von Altfen-
stern fallen Abfälle an, die na-

hezu vollständig wiederverwer-
tet werden können. Die Vortei-
le dieses PVC-Recyclings für
Wirtschaft und Umwelt bekann-
ter zu machen und die Recyc-
lingquote in Deutschland weiter
zu erhöhen, hat sich die Rewin-
do zum Ziel gesetzt. 

Positive Zwischenbilanz

Dafür betreibt die Rewindo
Lobby- und Öffentlichkeitsar-
beit, kooperiert mit anderen
Verbänden und arbeitet eng mit
ihren beiden Recyclingpartnern
VEKA UT und Tönsmeier zu-
sammen, die in Höxter bzw. in
Behringen hochmoderne Re-
cyclinganlagen betreiben. So
fällt jetzt auch die Fünf-Jahres-
Zwischenbilanz der Rewindo
mehr als positiv aus. Die auf eu-

ropäischer Ebene von der PVC-
Branche als freiwillige Selbst-
verpflichtung vereinbarten Re-
cyclingquoten wurden mit Hilfe
der Rewindo in Deutschland
Jahr für Jahr übertroffen. 

Überzeugende Kriterien

Die Bereitschaft von Abbruch-
unternehmen oder Baugesell-
schaften, Altfenster aus Kunst-
stoff ins Recycling zu geben statt
sie im Wege der Müllverbren-

nung zu entsorgen, sind groß.
Gut funktionierende Logistik und
wettbewerbsfähige Recyclingkos-
ten überzeugen zusätzlich. 

Voller Elan in die Zukunft

„Dennoch haben wir noch
keinen abschließenden Grund
zu Feiern“, so Michael Vetter,
Geschäftsführer der Rewindo,
„denn unser Ziel bleibt die
100%ige Wiederverwertung al-
ler alten Kunststofffenster“. Bis
dahin gibt es noch viel zu tun
beim Thema Ressourceneffizi-
enz. Deshalb geht die Rewindo
auch voller Elan das nächste
Fünf-Jahres-Kapital ihrer Er-
folgsgeschichte an.

Abbruch im Umbruch
Rewindo informierte bei Berliner Fachtagung
über aktuelle Angebote der Wiederverwertung

Wo Neues entsteht, muss Altes weichen. Von diesem Prin-
zip einer sich dynamisch weiter entwickelnden Weltwirt-
schaft profitiert auch eine Branche, die Platz schafft für
neuen Wohn- und Arbeitsraum: die Abbruchbranche. So
konnte Europas größte Fachtagung eine Rekordbeteili-
gung vermelden. 45 tagungsbegleitende Aussteller und
über 400 Teilnehmer aus neun europäischen Ländern tra-
fen sich in Berlin, um Wissen zu vertiefen, Meinungen aus-
zutauschen und Kontakte zu knüpfen. 

Veranstalter der Tagung war die ASCO GmbH, ein Spezialist
für Abbruch- und Sprengtechnik, unterstützt von den deutschen
Abbruchverbänden. Abbruch- und Demontage bedeutet auch
Kunststoffabfall. Und der darf in Deutschland nicht mehr unvor-
behandelt deponiert werden. So ist es sinnvoll, auch alte Kunst-
stofffenster auszubauen und der Wiederverwertung zuzuführen.
Um das Kunststofffenster-Recycling kümmert sich die Rewindo
Fenster-Recycling-Service GmbH, die zusammen mit den Recyc-
lern für Bodenbeläge, Dachbahnen, Planen und Rohren aus PVC
zu den Ausstellern auf der Fachtagung gehörte. 

Die Rewindo mit Sitz in Bonn ist der Zusammenschluss der
führenden deutschen Kunststoffprofilhersteller zu einer ge-
meinsamen Initiative. Deren Ziel: die Erreichung freiwillig
und europaweit vereinbarter Recyclingquoten für Altfenster
aus Kunststoff. Durch das Engagement der Rewindo und ihrer
beiden Recyclingpartner, Tönsmeier Kunststoffe und VEKA
Umwelttechnik, und unterstützt von Fensterbauern, Ab-
bruchunternehmen und Immobilieneigentümern steigen die
Fenster-Recyclingquoten in Deutschland kontinuierlich. Auch
die Abbruchbranche setzt gezielt auf Demontage und Rück-
bau, auf Wiederverwertung und Recycling. Denn das schont
wertvolle Rohstoffe, die Umwelt und spart Geld. 

Dieses gemeinsame Anliegen von Abbruchunternehmen und
Rewindo war Gegenstand vieler interessanter und positiver
Gespräche, die Rewindo Geschäftsführer Michael Vetter auf
der Tagung führte. Bei so viel positivem Feedback ist es
selbstverständlich, dass die Rewindo auch 2008 bei der näch-
sten „Abbruch-Tagung“ der ASCO GmbH dabei sein wird.

10. Internationaler Altkunststofftag des bsve:

„Emanzipiertes“
Kunststoffrecycling

Die deutschen Kunststoffrecycling-Unternehmen erwarten im
laufenden Jahr ein Umsatzwachstum auf Vorjahresniveau.
Wie der Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung
(bvse) beim Internationalen Altkunststofftag im rheinland-
pfälzischen Bad Neuenahr mitteilte, rechnen die rund 600 Mit-
gliedsunternehmen des Verbandes 2007 mit einem Umsatzan-
stieg von acht Prozent. „Die Preise werden in diesem Jahr um
circa zwei Prozent anziehen“, erklärte zudem bvse-Vizepräsi-
dent Dr.-Ing. Herbert Snell.

Längst hat sich das Kunst-
stoffrecycling, öffentlich be-
kannt durch die Verwertung 
von gebrauchten Kunststoff-
verpackungen (Grüner Punkt),
emanzipiert. Nach Snells Wor-
ten werden inzwischen große
Mengen an Kunststoffen aus In-
dustrie und Gewerbe wirtschaft-
lich erfolgreich recycelt. Von
100 % recycelten Kunststoffen
entfallen 31 % aus der Samm-
lung Dualer Systeme, aber 57 %
aus Gewerbe und Industrie, der
Rest stammt mit 12 % aus dem
Pflichtpfandbereich. 

Unverzichtbarer Markt

In Deutschland werden zwi-
schen 1,6 und 2,1 Millionen
Tonnen Altkunststoffe im Jahr
werkstofflich recycelt werden.
Das deutet auf einen Gesamt-
markt von immerhin ca. 1,2
Milliarden Euro hin. Diese Zah-
len verdeutlichen nach Auf-
fassung des bvse-Bundesver-
bandes Sekundärrohstoffe e.V.,
dass sich ein wichtiger Markt
etabliert hat, der für die einset-
zende Kunststoffindustrie öko-
logisch wie ökonomisch unver-
zichtbar geworden ist.

Positive Beurteilung

Laut Verband beurteilen auch
die bvse-Unternehmen die zu-
künftige Entwicklung beim
Kunststoffrecycling als über-
wiegend positiv. In einer Um-
frage bewerteten 65 % die Chan-
cen für das Kunststoffrecycling
mit „gut“, 30 % mit „mäßig“
und nur fünf Prozent sehen die
Chancen eher pessimistisch. 

„Eine große Dynamik“ hatte
Snell im Vorfeld des 10. Inter-
nationalen Altkunststofftages
dem Recycling von PET-Fla-
schen bescheinigt. Er betonte,
dass die Kunststoffverpackun-
gen für Getränke eindeutig auf
dem Vormarsch seien. Außer-
dem werde PET zunehmend bei
Lebensmittelverpackungen ein-
gesetzt. Gerade bei PET sei eine
große Marktdynamik mit zwei-
stelligen Zuwächsen zu beob-
achten. 

Investitionen in neue
Verwertungskapazitäten

Der Trend zu PET als Ver-
packungsalternative gegenüber
dem Getränkekarton und der
Glasflasche halte an. Recycler
investierten deshalb jetzt ver-
stärkt in den Aufbau neuer Ver-
wertungskapazitäten für PET-
Flaschen in Deutschland. Wich-
tig bleibe deshalb, auf eine ent-
sprechende Rücklaufquote für
die PET-Flaschen zu achten. 

Snell zufolge entstehen er-
hebliche Probleme beim PET-
Recycling durch den Einsatz
von Additiven, die die Barriere-
eigenschaften der Flaschen ver-
bessern. Diese Additive bewirk-
ten, dass sich das Material bei
erneuter Verarbeitung verfärbt.
Sein Tipp: „Die Hersteller sol-
cher Additive sollten sich vor
dem Einsatz mit den Recyclern
hinsichtlich deren Auswirkun-
gen im Recyclingprozess aus-
tauschen. Die FV Kunststoff-
recycling im bvse steht dazu
gerne zur Verfügung.“

Probleme gebe es leider auch
bei der Qualität der PET-Sam-
melware. Man stelle fest, so

Snell, dass oftmals unnötige
Vermischungen von PET-Sam-
melware mit Dosen oder Sam-
melsäcken stattfinden. Der bv-
se-Vizepräsident betonte, dass
die eingebrachten Fremdmate-
rialien dem weiteren Verwer-
tungsprozess „alles andere als
zuträglich“ seien. Nach seiner
Ansicht muss es zu einer ver-
stärkten Abstimmung zwischen
den Recyclern und den Anfall-
stellen kommen, um diese Pro-
bleme zu minimieren.

Starke Nachfrage aus Indien

Eine weitere Schwierigkeit
besteht nach Darstellung des
Verbandes darin, dass auch wei-
terhin große Mengen an Alt-
kunststoffen von Deutschland
zur Verwertung nach Fernost
gehen. Snell: „Fast ein Drittel
des PE-Abfalls aus Deutschland
fließt in den Export. Relativ neu
sind dabei starke Nachfragen
aus Indien.“ So komme es nicht
von ungefähr, dass 37 % der
Befragten den Export von Alt-
kunststoffen in den asiatischen
Raum als Hemmschuh für die
Entwicklung der Branche in
Deutschland und Europa anse-
hen.

Polyethylen-Export

Der mengenmäßig bedeu-
tendste Exportposten sei Abfall
aus Polyethylen (PE). Laut Sta-
tistischem Bundesamt in Wies-
baden sind im Jahr 2005 ins-
gesamt rund 486.300 Tonnen
PE-Abfälle ausgeführt worden.
Dies entspricht einem Plus von
über 100.000 Tonnen gegenüber
2004. China und Hongkong
nahmen in 2005 rund 343.000
Tonnen PE-Abfall ab. Nach
bvse-Schätzung ist auch im Jahr
2006 dieses Exportniveau er-
reicht worden. 

Ressourcenschonung und
Energieeffizienz

Aus Sicht des bvse kommt
dem Kunststoffrecycling vor
dem Hintergrund der Initiati-
ven der Bundesregierung und
des Bundesumweltministeri-
ums besondere Bedeutung be-
züglich der Ressourcenscho-
nung und der Energieeffizienz
zu. Es garantiere nämlich nicht
nur, dass sowohl die Ressour-
ce Erdöl als auch die teuren
Kunststoffsynthesebausteine in
der Kreislaufwirtschaft wesent-
lich länger genutzt werden
könnten, sondern es verlängere
insbesondere die Lebenszeiten
der hochwertigen Kunststoff-
endprodukte und verringere da-
mit die Einmalnutzung hoch-
wertigster Materialien. 

Das „grüne Gewissen“

Darüber hinaus trage das
Kunststoffrecycling, so der Ver-
band, entschieden zur Vermin-
derung der CO2-Emmission
bei, da das Recycling sowohl
energiesparend als auch res-
sourceneffizient erfolgt. Gerade
dadurch ermögliche es die öko-
logisch vorteilhafte Umsetzung
der Herstellerverantwortung für
deren Produkte. Somit habe es
seinen guten Grund, wenn der
bvse die Kunststoffrecycler als
das „grüne Gewissen der Kunst-
stoffhersteller“ tituliere. DK

Welt-Umwelttag:

Sekundärrohstoffe dienen
dem Klimaschutz

Der diesjährige Welt-Umwelttag hat zum Ziel, möglichst viele
Menschen über die Themen Nachhaltigkeit und sparsamer Um-
gang mit den Ressourcen zu informieren und zu sensibilisieren. 

Nach den Worten von bvse-
Präsident Burkhard Landers
spielt für den einzelnen Bürger
natürlich das Thema Abfall eine
große Rolle. Er verwies auf eine
aktuelle Umfrage des Forsa-In-
stitutes im Auftrag der Zeit-
schrift „Neon“. Hier gaben im-
merhin 94 % der befragten Bür-
gerinnen und Bürger an, dass
sie sich an der Mülltrennung be-
teiligen. Landers: „Das ist ein
enorm hoher Wert, der zeigt,
wie wichtig die Abfalltrennung
beim Bürger als Beitrag zum
Umweltschutz wahrgenommen
wird.“ 

Klares Bekenntnis gefordert

Durch die Abfalltrennung,
egal ob in privaten Haushalten
oder bei Wirtschaftsunterneh-
men, könnten, so Landers, wert-
volle Sekundärrohstoffe gewon-
nen werden. Die rasante Ent-
wicklung auf den Rohstoff-
märkten zeige jedoch, dass der
Gewinnung von Sekundärroh-
stoffen noch viel mehr Auf-
merksamkeit geschenkt werden
müsse. Das habe vor allem da-
mit zu tun, erklärte der bvse-
Präsident, dass Deutschland
außer seinen Sekundärrohstof-
fen über keine nennenswerten
Rohstoffreserven verfüge.

Wenn eine Steigerung des
Einsatzes heimischer Sekundär-
rohstoffe für die deutsche Indu-
strie gewollt sei, dann müsse die
stoffliche Verwertung im Vor-
dergrund stehen. Denn was ein-
mal verbrannt oder deponiert
sei, gehe dem Stoffkreislauf un-
wiederbringlich  verloren. 

Landers: „Wir fordern daher
von allen Beteiligten, vom
Bund, den Ländern und Kom-
munen und von den verschiede-
nen Wirtschaftsbeteiligten ein
klares Bekenntnis zum Vorrang
der stofflichen vor der energeti-
schen Verwertung  von Abfäl-
len. Wir sagen genauso deut-
lich, dass die energetische Ver-
wertung als Ergänzung zur
stofflichen Verwertung dann
sinnvoll ist, wenn ansonsten nur
die klassische Müllverbrennung
als Entsorgungsweg bliebe und

so der Einsatz primärer Energi-
en substituiert werden kann.“

Nach den Worten des bvse-
Präsidenten gehe es dabei nicht
nur um das volkswirtschaftliche
und für unsere Unternehmen
natürlich auch das betriebswirt-
schaftliche Interesse, das dieses
Bekenntnis erfordere. Es sei die
„schlichte Tatsache“, dass nach-
haltiges Wirtschaften die ver-
fügbaren natürlichen Ressour-
cen schone, Energie einspare
und damit auch einen bedeuten-
den Beitrag für den Klima-
schutz liefere.

Eine aktuelle Studie des
IFEU-Instituts im Auftrag der
„Initiative Pro Recyclingpa-
pier“ hat in einem ökologi-
schen Vergleich von Büropa-
pieren eindeutig ergeben, dass
Recyclingpapier ökologisch vor-
teilhafter ist als Papier aus
Frischfaser. 

Recyclingpapier

Landers: „Es ist wesentlich
weniger Energie nötig, um bei-
spielsweise Kopierpapier aus
Altpapier herzustellen als aus
Holz. Genau das ist natürlich
auch der wirtschaftliche Grund
der Papierfabriken, Altpapier zu
verwenden. Sie können damit
Energie und somit Kosten spa-
ren.“ Landers nannte folgendes
Beispiel: Die Produktion von
drei Blatt Recyclingpapier spart
- im Vergleich zur Frischfaser -
so viel Energie, dass damit ein
Liter Wasser von 20 auf 100
Grad Celsius erhitzt werden
kann.

Auch das Schrottrecycling
liefert nach den Worten von
Burkhard Landers überzeugen-
de Energieeinsparergebnisse:
Um eine Tonne flüssigen Stahl
aus primären Rohstoffen (Ei-
senerz u.a.) zu erzeugen, würde
man 6.481 kWh benötigen.
Wird stattdessen der Rohstahl
aus Schrott erzeugt, benötigt
man nur 1.784 kWh. Die Ener-
gieersparnis von ca. 4.700 kWh
entspricht etwa dem halben Jah-
resverbrauch eines komfortabel
ausgestatteten 4-Personen-Haus-
haltes.

Gelber Sack ein voller Erfolg
Eine Spitzenposition in Bayern: Hohe 

Erfassungsquote, niedrige Restmüllmenge

Über 20.000 Tonnen Wertstoffe werden im Jahr auf den Wert-
stoffhöfen und nochmals über 4.600 Tonnen über den Gelben
Sack oder die Gelbe Tonne gesammelt. Bei der Müllvermei-
dung hat der Landkreis Augsburg in Bayern eine Spitzenposi-
tion inne. Die Restmüllmengen liegen hier mit 168 Kilogramm
noch deutlich unter dem hervorragenden bayerischen Durch-
schnitt von 190 Kilogramm je Einwohner und Jahr. 

Der Gelbe Sack und die Gelbe
Tonne haben sich überraschend
schnell etabliert. Die Erfassungs-
quote stieg innerhalb von drei
Jahren um 15 Kilogramm auf 
inzwischen 19 Kilogramm pro
Einwohner und Jahr. Angesichts
dieser Zahlen spricht Landrat 
Dr. Karl Vogele von einer großen
Erfolgsgeschichte: „Der Gelbe
Sack ist drei Jahre nach seiner
Einführung bei den Bürgerinnen
und Bürgern uneingeschränkt
akzeptiert. Der Gelbe Sack ist
ein voller Erfolg. Er hat sich 
bewährt, allen Skeptikern im
Kreistag zum Trotz. Ich erinnere
mich heute noch gut an die kon-
troversen Diskussionen, die der
Einführung vorausgingen.“

Entsorgung ausgeweitet

Gleichzeitig mit der Ein-
führung des Gelben Sackes
weitete der Landkreis die Ent-
sorgungsmöglichkeiten an den
Wertstoffhöfen aus. Neben Mö-
belaltholz, Sperrmüll, Flach-
glas, Silofolien können seitdem
auch Monitore, Kühl- und Ge-
friergeräte an den Wertstoffhö-
fen abgegeben werden. Die ins-

gesamt hohe Erfassungsquote an
Wertstoffen trägt ihren Teil dazu
bei, dass im Kreistag jetzt eine
Senkung der Müllgebühren für
2008 von knapp 20 Prozent auf
der Tagesordnung steht. Auch
mit Blick auf die Müllgebühren
appelliert der Landrat an die Be-
völkerung, nicht nachzulassen in
ihren Anstrengungen bei der Ab-
fallvermeidung und -trennung. 

Ein Wermutstropfen

Einziger Wermutstropfen in
der Abfallentsorgung bleibt der
hohe Anteil organischer Abfälle
in der grauen Restmülltonne.
Eine Analyse des Restmülls hat
ergeben, dass sich teilweise
rund ein Drittel Bioabfälle im
Restmüll befinden. Der Leiter
des Abfallwirtschaftsbetriebs,
Günther Prestele, hofft für die
Zukunft, dass sich durch eine
stärkere Nutzung der freiwilli-
gen braunen Biotonnen oder ei-
ne verstärkte Eigenkompostie-
rung die Restmüllmengen noch
reduzieren lassen. Für einen
Komposter zahlt der Abfallwirt-
schaftsbetrieb sogar einen Zu-
schuss von bis zu 30 Euro.
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Kommunale Abfallwirtschaft:

Wichtiger Beitrag zum
Klimaschutzziel der EU

Jahresfachtagung der Landesgruppe Bayern des VKS im VKU
informierte über aktuelle Entwicklungen 

„Nicht zuletzt die aktuellen Wetterkapriolen erinnern uns täg-
lich daran, dass der Klimawandel längst eingesetzt hat. Die von
der Europäischen Kommission geforderte Senkung der Emis-
sionen von Kohlendioxid und anderen klimawirksamen Schad-
stoffen in den Mitgliedsländern um mindestens 20 % unter die
Werte von 1990 sind ein überfälliger Schritt“, kommentierte
der stellvertretende Vorsitzende des VKS im VKU, Peter
Blank, das zu Beginn des Jahres in Brüssel vorgelegte energie-
politische Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Klimaände-
rung und zur Verbesserung der Energieversorgungssicherheit
und Wettbewerbsfähigkeit der EU-Kommission.

Bereits seit vielen Jahren lei-
stet die kommunale Abfallwirt-
schaft einen wichtigen Beitrag
zur Emissionsminderung und
investiert in umweltfreundliche
Technologien. Das innovati-
ve Potenzial der kommunalen
Unternehmen ist besonders bei
der CO2-Einsparung groß und
reicht von der umfangreichen
Nutzung von Solar- und Wind-
energie über die Bio- und Depo-
niegasnutzung bis zu effektiven
Energiesparprogrammen.

Modernste Anlagen

Peter Blank: „Um die Abfälle
den neuen gesetzlichen Rege-
lungen entsprechend vorbehan-
deln zu können, hat die kommu-
nale Abfallwirtschaft in den
letzten Jahren viele Milliarden
Euro in modernste Abfallbe-
handlungsanlagen investiert:
Davon profitiert jetzt unser Kli-
ma. Ohne Frage werden die

Kommunen auch in Zukunft al-
les daran setzen, die Entwick-
lung klimafreundlicher Techno-
logien voranzutreiben.“

Aktuelle Fragen

Auf der diesjährigen Fachta-
gung der Landesgruppe Bayern

Nach ihren Recherchen könnten
durch die energetische Nutzung
biogener Reststoffe und nach-
wachsender Rohstoffe 4 bis 7 %
des Primärenergiebedarfs kli-
maneutral gedeckt werden. Das
heißt, dass auf diesem Sektor
noch deutliche Steigerungspo-
tenziale vorhanden sind. Dane-
ben standen aktuelle Fragen zur
Sauberkeit der Städte, des Win-
terdienstes und die Einfüh-
rung leistungsbezogener Vergü-
tungsbestandteile auf der Tages-
ordnung.

Meilenstein

Was das seit 2005 geltende
Verbot der Ablagerung unvor-

enthaltene Energie wird in
Strom und Wärme umgewan-
delt. Dadurch können in Berlin
rund 85.000 Tonnen Braunkoh-
le und fünf Millionen Kubikme-
ter Erdgas ersetzt werden.

Müllverbrennungsanlagen

Weitere jährliche Einspar-
möglichkeiten von bis zu drei
Millionen Tonnen Kohlendio-
xid in Deutschland sieht Peter
Blank im Bereich der Müllver-
brennungsanlagen. Durch deren
Anschluss an Fernwärmenetze
könnte es hier zukünftig zu ei-
ner noch besseren Wärmenut-
zung und effizientren Stromer-
zeugung kommen. Strom und
Wärme, die bei der Verbren-
nung von Abfällen gewonnen
werden, müssen nicht mehr in
konventionellen Kraftwerken
mit fossilen Brennstoffen wie
Gas, Öl oder Kohle erzeugt
werden. 

Rückgang der Emissionen

So werden wertvolle Rohstof-
fe gespart und zusätzliche CO2-
Emissionen verringert. Laut Be-
richt des Umweltbundesamtes
haben die Maßnahmen zur ver-
minderten Freisetzung von Met-
han aus Deponien zwischen
1990 und 2003 zu einem Rück-
gang der Emissionen in Höhe
von 20 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalenten geführt. Insge-
samt hat die Abfallwirtschaft in
Deutschland mit ca. 45 Millio-
nen Jahrestonnen CO2-Ein-
sparung fast 20 % zur in diesem
Zeitraum erreichten Gesamtre-
duktion im Umfang von 230
Millionen Jahrestonnen CO2-
Äquivalente beigetragen. Das
Umweltbundesamt prognosti-
ziert bis 2012 eine weitere Ein-
sparung von 8,4 Millionen
CO2-Äquivalente. Damit lei-
sten die im wesentlichen kom-
munal betriebenen Abfallbe-
handlungsanlagen einen wichti-
gen Beitrag zum Erreichen der
Kyoto-Ziele.

Energetische Verwertung

Die kommunale Abfallwirt-
schaft setzt darüber hinaus auch
auf die energetische Verwertung
von Biogas aus Abfällen und er-
spart der Umwelt durch diese
innovative Abfallverwertung
weitere Tonnen CO2. Auch die
bayerische Abfallwirtschaft
trägt durch ökologische Abfall-
wirtschaftskonzepte und kom-
munal betriebene Müllver-
brennungsanlagen in erhebli-
chem Umfang zur Entlastung
der Umwelt von Treibhausga-
sen bei. Dies ist das Ergebnis

des VKS im VKU, die in Re-
gensburg stattfand, wurde das
Thema Klimaschutz ebenfalls
ausführlich behandelt. Unter an-
derem beleuchtete Kathrin
Greiff vom Lehrstuhl für Roh-
stoff- und Energietechnologie
der TU München das Gesamt-
energiepotenzial durch die Nut-
zung von Biomasse als regene-
rative Energieträger in Bayern.

behandelter Abfälle auf Deponi-
en und die verstärkte Erfassung
und energetische Nutzung des
dort anfallenden methanhalti-
gen Deponiegases anbelangt, so
ist dies ein Meilenstein beim
Klimaschutz, denn Methan trägt
in erheblichem Maße zum
Treibhauseffekt bei. Durch die
konsequente Umsetzung der
Abfallablagerungsverordnung
sind rund 75 % der gesamten
durch die Abfallwirtschaft ein-
gesparten Emissionen an kli-
maschädlichen Treibhausgasen
von der kommunalen Deponie-
bewirtschaftung erzielt worden. 

Deponiegasverwertung

So bewirken modernste De-
poniegasverwertungsanlagen
wie zum Beispiel in Hamburg
und Berlin, dass besonders kli-
maschädliche Gase nicht mehr
in die Atmosphäre gelangen. Al-
lein die Deponiegasverwer-
tungsanlagen der Berliner Stadt-
reinigungsbetriebe verhindern,
dass jährlich Methangas in 
einer Größenordnung, die rund
360.000 Tonnen klimaschädli-
chem Kohlendioxid entspricht,
in die Atmosphäre abgegeben
wird. Die positive Umweltbi-
lanz erhöht sich in der Praxis
noch weiter. Die im Deponiegas

der vom Bayerischen Institut
für Angewandte Umweltfor-
schung und -technik (BIfA) im
Auftrag des Bayerischen Lan-
desamtes für Umwelt bearbeite-
ten Studie „Abfallwirtschaft
und Klimaschutz“. Die kommu-
nale Abfallwirtschaft in Bayern
erweist sich damit einmal mehr
als Vorreiter für eine verantwor-
tungsvolle und innovative Um-
weltpolitik, kommentierte Hel-
mut Schmidt, Vorsitzender der
Landesgruppe Bayern des VKS
im VKU.

Stoffstrommodell

Das BIfA hat ein Stoffstrom-
modell für rund 23 Millionen
Tonnen bayerischer Siedlungs-
und Gewerbeabfälle von der
Abfallerfassung über die Besei-
tigung und Verwertung bis hin
zur Behandlung anfallender
Reststoffe erstellt und den Ein-
fluss dieser Stoffströme auf die
Treibhausgasemissionen ermit-
telt. Die Auswertung zeigt, dass
die bayerische Abfallwirtschaft
2003 im Siedlungs- und Gewer-
beabfallbereich eine Entlastung
der Umwelt von treib-hauswirk-
samen Gasen in Höhe von insge-
samt 3,2 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalenten bewirkt hat. Die
größten Einzelbeträge stammen
aus der Verbrennung von Restab-
fällen in Müllverbrennungsanla-
gen sowie aus der Verwertung
von Altmetallen. Mit dem Ver-
zicht auf die Deponierung von
Abfällen ab Mitte 2005 konnte
die Menge der emittierten Treib-
hausgase um weitere 14 % ge-
senkt werden.

Übrigens wurde in Bayern auch
der Beweis erbracht, dass die Exi-
stenz von Müllverbrennungsanla-
gen, nicht zwangsläufig zu niedri-
gen Verwertungsquoten führen
muss. Das Gegenteil ist der Fall:
Die Verwertungsquote liegt in
Bayern bei den Siedlungsabfällen
zwischenzeitlich bei über 70 %
und ist damit bundes- und europa-
weit an der Spitze.

Konsequente Umsetzung

Im vergangenen Jahr wurden
rund 3,1 Millionen Tonnen
Siedlungsabfälle in Müllver-
brennungsanlagen behandelt
und die dabei gewonnene Ener-
gie zur Strom- und Fernwär-
meerzeugung genutzt. Durch
die konsequente Umsetzung des
ökologischen Abfallwirtschafts-
konzeptes sind allein in der
Landeshauptstadt München in
den vergangenen 15 Jahren
rund 5 Millionen Tonnen CO2
eingespart worden.

Vorreiterrolle der
kommunalen Betriebe

Weitere Potenziale zur Min-
derung der Klimagasemissionen
können erschlossen werden,
wenn die Bioabfälle vor der
Kompostierung in Vergärungs-
anlagen behandelt werden.
Auch hierbei spielen die kom-
munalen Betriebe wieder eine
Vorreiterrolle. Entsprechende
Anlagen stehen bereits in Do-
nauwald und München. In bei-
den Gebietskörperschaften wer-
den zurzeit zusätzliche Ver-
gärungskapazitäten errichtet.

Abfallwirtschaftskonzept Schweinfurt:

Erfreuliche Folgen
Der Bürger spart bis zu 30 Prozent ein

Der „Servicebetrieb Bau und Stadtgrün“ hat einen großen Er-
folg zu vermelden: Weil die Auswirkungen des vor zwei Jahren
eingeführten Abfallwirtschaftskonzeptes positiver sind als
zunächst geplant, werden die Müllgebühren in der Stadt
Schweinfurt erheblich gesenkt. Die Bürger dürfen sich freuen,
denn die Einsparung beträgt je nach Behältnis bis zu 30 Prozent
und wird bereits rückwirkend zum 1. Januar 2007 wirksam. Ei-
ne 80 Liter-Restmülltonne kostet somit monatlich nur noch 9,67
Euro statt bislang 12,43 Euro.

Mehrere Gründe sind für die
Absenkung der Müllgebühren
verantwortlich. So konnte der
Servicebetrieb im vergangenen
Jahr in diesem Bereich einen
Überschuss in Höhe von über
1,1 Millionen Euro, bei gleich-
zeitig weniger anfallendem
Müll, erwirtschaften. Zusätzlich
konnten durch sehr gute Aus-
schreibungsergebnisse, unter
anderem wegen des anhaltend
hohen Papierpreises, auch die
Einnahmen außerhalb der Müll-
gebühr gesteigert werden. Wei-
terhin fielen die Zinsen aus der
Sonderrücklage, die dem Bür-
ger über diesen Weg zugute
kommen, höher als anfangs kal-
kuliert aus.

Weniger Restmüll

Gleichzeitig hatte der städti-
sche Servicebetrieb weniger
Ausgaben zu verbuchen. So ist
dies vor allem auf die Verringe-
rung der Restmüll-Entsorgungs-
kosten zurückzuführen. Das mit
dem neuen Abfallwirtschafts-
konzept angestrebte Ziel, die
Einwohner für eine Verringe-
rung der Restmüllmenge zu
sensibilisieren, ist damit er-
reicht worden. Knapp 500 Ton-
nen weniger Abfall fiel über die
schwarze Tonne in Schweinfurt
im Jahr 2006 an. 

Elektroschrott-Gesetz

Daneben haben eine unerwar-
tete Rückzahlung des Gemein-
schaftskraftwerk (GKS) in Hö-
he von rund einer halben Milli-

on Euro wesentlich zur Redu-
zierung beigetragen, ebenso 
das Inkrafttreten des neuen
Elektroschrott-Gesetzes zum 
1. April. Musste die Entsorgung
von Altgeräten bislang vom
Bürger bezahlt werden, so sind
diese Kosten neuerdings schon
beim Kauf des Produktes einbe-
rechnet.

Lob für Servicebetrieb

Der Stadtrat sprach sich für
die hierfür nötige Änderung der
Gebührensatzung zum 1. Juli
2007 aus. Viele der Mitglieder
des Gremiums sowie Oberbür-
germeisterin Gudrun Grieser
lobten den „Servicebetrieb Bau
und Stadtgrün“, aber auch die
Bürger für die weniger ange-
fallene Müllmenge sowie de-
ren Verständnis für den mit 
dem neuen Konzept eingeführ-
ten zweiwöchigen Müllentsor-
gungstakt. Diese Umstellung
war vor zwei Jahren noch sehr
umstritten und hatte Befürch-
tungen ausgelöst, die Stadt wür-
de mit Müllbergen überquellen. 

Lohnendes Unterfangen

„Es zeigt sich nun, dass sich
das geänderte Abfallwirt-
schaftskonzept gelohnt hat“,
stellte Baureferent Jochen Mül-
ler fest. Er erinnerte daran, dass
die Gebühren nicht das erste
Mal abgesenkt worden sind. So
habe sich der Preis für eine 80
Liter-Restmülltonne innerhalb
der vergangenen fünf Jahre um
knapp die Hälfte reduziert. DK

V. l.: Wolfgang Schraut (Leiter der Abfallwirtschaft des Land-
kreises Schweinfurt), Leo Gessner (zuständiger Sachbearbeiter
am Landratamt/Abfallwirtschaft), Elisabeth Bieber (Frakti-
onssprecherin SPD), Walter Rachle (Fraktionssprecher Grü-
ne), Landrat Harald Leitherer und Arthur Arnold (Fraktions-
vorsitzender CSU).

Erste Biomüllvergärungs-
Anlage in Unterfranken

Baubeginn am Abfallwirtschaftszentrum Rothmühle

Der symbolische Spatenstich am Abfallwirtschaftszentrum Ro-
thmühle im Landkreis Schweinfurt ist erfolgt, der Bau hat be-
gonnen - und bereits im Dezember dieses Jahres wird die erste
Biomüllvergärungsanlage in Unterfranken ihren Betrieb auf-
nehmen. Künftig wird es am Abfallwirtschaftszentrum also
Strom- und Wärmegewinnung auch aus Bioabfall geben.

„Insgesamt investieren wir
knapp 3,7 Millionen Euro für Ver-
gärungsanlage, Blockheizkraft-
werk, zusätzliche Überdachun-
gen, Umbauten und Flächen-
ausgleich“, sagte Landrat Harald
Leitherer beim offiziellen Baube-
ginn. Davon entfallen zirka 3,131
Millionen Euro auf den Landkreis
Schweinfurt und etwa 556.000
Euro auf die AES GmbH (Abfall
und Energie GmbH Schweinfurt
Land), hundertprozentige Tochter
des Landkreises.

CO2-Einsparungen

Die Anlage ist auf eine maxi-
male Durchsatzmenge von bis zu
17.000 Tonnen im Jahr ausgelegt
und kann bis zu 3,2 Millionen 
Kilowattstunden Strom pro Jahr
erzeugen. Das entspricht dem 
Strombedarf von zirka 960 Haus-
halten. Nicht zuletzt werden da-
durch CO2-Einsparungen von zir-
ka 1.800 Tonnen pro Jahr erreicht.
Bereits seit 1987 wird im Land-
kreis Schweinfurt der Biomüll

kompostiert. Die Kompostie-
rungsanlagen des Landkreises be-
finden am Abfallwirtschaftszen-
trum Rothmühle (bei Gelders-
heim) und in Gerolzhofen.

Deutliche Vorteile

Zu den Vorteilen einer Bio-
müllvergärungsanlage zählen
zudem die Reduzierung der
Treibhausgase durch die Nut-
zung erneuerbarer Energien,
Gewinnung von Energie durch
Biogas, Strom- und Wärmege-
winnung, Entsorgungssicher-
heit im Landkreis Schweinfurt,
außerdem geringerer Flächen-
bedarf und eine noch stärkere
Geruchsminimierung. Für die
Bürger wird sich trotz der auf-
zuwendenden Investitionsko-
sten nichts ändern: In der der-
zeitigen Müllgebührenkalkula-
tion ist bereits eine Investition
in eine Vergärungsanlage be-
rücksichtigt, so dass diese Anla-
ge zu keiner Erhöhung der
Müllgebühren führt.

Biosphärenreservate Rhön und Berchtesgadener Land:

Ausbau geplant
Bernhard: „Impulsgeber für den ländlichen Raum“

Die Biosphärenreservate Berchtesgaden und Rhön sollen aus-
geweitet werden. Über diese Entwicklung berichtete Umwelt-
staatssekretär Otmar Bernhard im Umweltausschuss des
Bayerischen Landtags. „Wertvolle Natur, nachhaltige Land-
nutzung und regionale Vermarktung für Produkte aus der Re-
gion sind Kennzeichen der Biosphärenreservate. Sie werden zu
Impulsgebern für den ländlichen Raum und fördern die regio-
nale Entwicklung“, betonte Bernhard.

Dem größten bayerischen
Biosphärenreservat Rhön im
Dreiländereck Bayern, Thürin-
gen, Hessen wollen sich neben
den 18 bestehenden 22 weitere
Gemeinden anschließen. Die
Fläche des bayerischen Teils
würde sich damit von derzeit 
ca. 72.000 Hektar auf 130.000
Hektar fast verdoppeln. Für eine
Anerkennung muss die nut-
zungsfreie Kernzone erweitert
werden. Entsprechende Ver-
handlungen laufen.

Der Freistaat Bayern hat in
den letzten Jahren 2,7 Millionen
Euro zur Verbesserung der öko-
logischen Infrastruktur bereit-
gestellt und unterstützt die
Rhön mit jährlich 550.000 Eu-

ro. Die Rhön erhielt bei der letz-
ten Überprüfung 2003 die beste
Beurteilung aller deutschen
Biosphärenreservate. 

Deutschlands einziges Alpen-
Biosphärenreservat in Berchtes-
gaden soll auf alle Gemeinden
des Landkreis erweitert werden.
Entsprechende Antragstellung
wird derzeit vorbereitet. Damit
würde sich die Fläche von
46.000 Hektar auf 84.000 Hek-
tar ebenfalls nahezu verdop-
peln. Kern- und Pflegezone des
Reservates sind identisch mit
dem Nationalpark und entspre-
chen etwa 40 Prozent der Ge-
samtfläche. Das Umweltmini-
sterium unterstützt mit jährlich
250.000 Euro.
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Entsorgung gefährlicher Abfälle:

ZKS-Abfall geht an den Start
Zentrale Koordinierungsstelle Abfall ist eGovernment 2.0-Projekt

Ab 2010 wird für alle an der Entsorgung gefährlicher Abfälle
Beteiligten die elektronische Nachweisführung gemäß Novelle
der Nachweisverordnung verpflichtend. Die Zentrale Koordi-
nierungsstelle Abfall (ZKS-Abfall) bietet dazu eine bundesweit
einheitliche elektronische  Plattform zu den Behörden. Den Zu-
schlag für die Softwareentwicklung ZKS-Abfall haben die Un-
ternehmen IBM, MaK DATA SYSTEM und die ITU system
Umweltdatenmanagement GmbH erhalten.

Projektstart war der 1. Juli
2007. Die Software für die ZKS
soll im Herbst 2008 fertig ge-
stellt sein. Die ZKS-Abfall geht
im ersten Quartal 2009 in Be-
trieb. Der Vertrag für die Soft-
wareentwicklung der ZKS unter-
zeichnete die GOES, „Gesell-
schaft für die Organisation der
Entsorgung von Sonderabfällen
mbH“. Sie nimmt die Aufgaben
der Geschäftstelle der 16 Bun-
desländer, der InformationsKo-
ordinierenden Stelle Abfall-DV-
Systeme IKA, wahr und handelt
im Auftrag der Länderarbeits-
gruppe GADSYS, „Gemeinsa-
me Abfall-DV-Systeme“.

Elektronischer Nachweis
verpflichtend

Hintergrund für die Einfüh-
rung der ZKS ist, dass ab 2010
für alle am Prozess der Entsor-
gung gefährlicher Abfälle Betei-
ligten wie Abfallerzeuger, -ent-
sorger, -beförderer und Behörden
die elektronische Nachweis-
führung verpflichtend wird. Ziel
des elektronischen Nachweis-
verfahrens ist die Verfahrensver-
einfachung und Entlastung aller
Beteiligten. So werden Mehr-
facherfassungen in den beteilig-
ten Unternehmen und Verwal-
tungen vermieden, der Zeitauf-
wand aufgrund des Wegfalls des
Postweges verkürzt und Fehler
bei der Erfassung der Daten
drastisch minimiert. Das elektro-
nische Nachweisverfahren ist
Teil des Programms eGovern-
ment 2.0 der Bundesregierung.
Ziel ist die Modernisierung der
Verwaltung und die Förderung
des Standortes Deutschland
durch eGovernment.

Technische Infrastruktur

Bei der ZKS handelt es sich
um eine technische Infrastruktur,
die einen länderübergreifenden
und bundesweit einheitlichen
Datenaustausch ermöglicht. Be-
standteile der ZKS sind die Vir-
tuelle Poststelle (VPS) als zen-
trale Datenaustausch-Plattform,
das Länder eANV (elektroni-
sches Abfallnachweis-Verfah-

ren) für Dritte zum Bearbeiten
und Signieren von Begleitschei-
nen und Entsorgungsnachwei-
sen, ein Service-Modul für die
Verarbeitung der Nachrichten an
die Behörden und ein Verzeich-
nis der elektronischen Adressen
von etwa 50.000 betroffenen
Unternehmen. Den für die Öf-
fentlichkeit sichtbaren Teil der
ZKS bildet die Homepage der
ZKS „ www.zks-abfall.de“. Die-
se bietet Informationen zum
elektronischen Abfallnachweis-
verfahren. Um die VPS nutzen
zu können, müssen sich am Ab-
fallnachweisverfahren teilneh-
mende Betriebe einmalig auf der
Homepage www.zks-abfall.de
registrieren lassen.

Sicherer Datenverkehr

Die VPS als zentrale Daten-
austausch-Plattform ist ein eMail-
Server, auf den über das Internet
per OSCI (Online Services
Computer Interface), dem Be-
hördenstandard für den Aus-
tausch von Dokumenten, zuge-
griffen werden kann. Die VPS
übernimmt mit ihren elektroni-
schen Postfächern den Empfang
und die Bereitstellung von Nach-
richten. Die Daten werden im je-
weils individuell adressierten
virtuellen Postfach nur temporär
und immer verschlüsselt für die
definierte Empfänger-Firma ab-
gelegt. Nur diese Firma als
rechtmäßiger Inhaber des Post-
fachschlüssels kann die Doku-
mente aus dem Briefkasten ab-
holen, entschlüsseln und lesen.

Einfach und kostengünstig

Nachweisverpflichtete, die
keinen Provider nutzen oder
keine entsprechende EDV an-
schaffen wollen, können das
Länder eANV nutzen - ein In-
ternet-Portal, das als einfache
und kostengünstige Lösung
von den Ländern zur Verfü-
gung gestellt wird. Es bietet
grundlegende Dienstleistungen
an, die für die Teilnahme am
elektronischen Nachweisver-
fahren erforderlich sind. Dazu
zählt vor allem die Möglich-

keit, Begleitscheine und Ent-
sorgungsnachweise zu erstel-
len, zu signieren und diese an-
deren Verpflichteten zustellen
zu können.

Service-Modul

Zu den Aufgaben des Service-
Moduls gehört es, die von den
Nachweispflichtigen an das
Behördenpostfach der Virtuellen
Poststelle gesendeten Dokumen-
te an das jeweils zuständige
Bundesland weiterzuleiten und
diese dabei  zum Beispiel auf Vi-
ren, Signatur und Formate zu
prüfen. Die erstmalige Registrie-
rung der Teilnehmer und die Be-
reitstellung der elektronischen

Malteser gemeinsam mit E-Plus:

Alt-Handys sammeln für einen guten Zweck 
Cham. Mit großem Erfolg sammeln die Malteser und das Mobil-
funkunternehmen E-Plus gemeinsam Alt-Handys. Schon mehr
als 6.000 Handys sind bisher bundesweit abgegeben worden - im
kleinen Cham alleine über 480 Stück. Den Erlös für die Alt-Han-
dys stellt E-Plus den Maltesern vollständig zur Verfügung. 
„Wir wollen zeigen, dass Alt-Handys auch dann noch einen Wert
haben, wenn Sie nicht mehr genutzt werden. So verbinden wir
Umweltziele mit sozialem Engagement“, führt Hilmar Möhl-
mann als E-Plus-Referent für Mobilfunk & Umwelt aus. Und so
funktioniert’s: Alt-Handys - gleich welcher Marke und jeden Al-
ters -  können mit Zubehör in speziellen Recyclingumschlägen
portofrei per Post an E-Plus geschickt werden. Die Umschläge
gibt es in den Dienststellen der Malteser und in den Shops von
E-Plus. Die Einsendungen werden vom E-Plus-Recyclingpart-
ner Greener Solutions umweltgerecht recycelt oder im Ausland
vermarktet, wenn sie noch funktionsfähig sind. Die Erlöse er-
halten die Malteser, speziell in Cham für Projekte der Senioren-
oder der Offenen Behindertenarbeit.
Dass es sich in Cham so besonders erfolgreich Alt-Handys sam-
meln lässt, dürfte auch an einer speziellen Kooperation mit dem
örtlichen Bauhof liegen. Dieser wird durch leicht körperlich und
geistig Behinderte betreut. Von dort kamen etwa ein Sechstel der
Chamer Alt-Handys. Der stellvertretende Leiter des Bauhofs,
Alois Stelzl, zeigt sich entsprechend erfreut: „Im Rahmen unse-
res Elektrorecyclings kam die Alt-Handy-Aktion gerade recht.
Die Bauhofmitarbeiter waren sehr aktiv, in dem sie immer wie-
der Menschen ansprachen, ob sie denn nicht ein altes Handy zu
Hause hätten und dieses vielleicht für die Malteser-Aktion zur
Vefügung stellen würden.“

Adressen erfolgt ebenfalls durch
das Service-Modul.

Drei Partner für die ZKS

Generalunternehmer ist die
IBM Deutschland. MaK DATA
SYSTEM und die ITU system
Umweltdatenmanagement
GmbH sind Subunternehmer.
Die beteiligten Partner steuern
ihre jeweiligen Stärken zum Pro-
jekt bei: Die IBM im Bereich E-
Government, Projektmanage-
ment und in den Technologien
für die Virtuelle Poststelle, 
OSCI, und Archivierung. MaK
DATA SYSTEM und die ITU
bringen ihr Know-how in elek-
tronischen Signaturen und ihre
abfallwirtschaftliche Expertise
ein. Projektverantwortung ein-
schließlich Integration der ver-
schiedenen Systeme trägt die
IBM, die fachlichen Anforderun-
gen steuern MaK DATA SY-
STEM und die ITU bei.

Unterstützungsfonds hilft bei
Hausmülldeponie-Sanierung 

Hohe Akzeptanz bei Gemeinden 

Der im letzten Jahr neu eingerichtete Unterstützungsfonds für
kreisangehörige Gemeinden zur Sanierung ihrer ehemaligen
Hausmülldeponien wird sehr gut angenommen. Das betonte Um-
weltstaatssekretär Otmar Bernhard anlässlich des Altlastensym-
posiums 2007 der Gesellschaft zur Altlastensanierung (GAB) in
Passau. Bernhard: „Die unbürokratische Hilfe über die GAB
klappt hervorragend: Durch den neuen Unterstützungsfonds
konnten in den vergangenen Monaten bereits 34 Gemeinden fi-
nanzielle Mittel in Höhe von insgesamt rund 4,5 Millionen Euro
zugesagt werden. Auch vom fachlichen Know-How der GAB
machen die Gemeinden regen Gebrauch.“ Derzeit sind über
1.000 vorrangig zu sanierende („Priorität A“) gemeindeeigene
Hausmülldeponien bekannt. Weitere Anträge auf finanzielle Un-
terstützung durch den Fonds liegen vor und werden derzeit von
der GAB geprüft. Bis 2010 stehen aus dem Fonds insgesamt 50
Millionen Euro zur Verfügung.

Der im Mai 2006 eingerichtete Fonds hilft kreisangehörigen
Gemeinden bei der Erkundung und Sanierung ihrer ehemaligen
Hausmülldeponien. Er wird finanziert durch Beiträge des Frei-
staates und der Gemeinden in Höhe von jeweils 5 Millionen Eu-
ro pro Jahr zu gleichen Teilen. Die Beiträge des Freistaates stam-
men aus den aufgelaufenen Zinserträgen des Altlastensanie-
rungsfonds; die Beiträge der Gemeinden richten sich nach deren
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und sind nach oben begrenzt.
‘In Härtefällen wird der Fondsbeitrag der Gemeinden verringert.
Betroffene Gemeinden werden gegen einen relativ geringen Bei-
trag vor einem hohen finanziellen Risiko abgesichert und vor fi-
nanzieller Überbelastung geschützt’, so der Staatssekretär. 

Export von Sekundärrohstoffen
steht vor Problemen

Die EU-Abfallverbringungsverordnung zieht 
langwierige Notifizierungspflicht nach sich

Ein vorübergehendes Erliegen der Stoffströme hält der bvse-
Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V. ab
dem 12. Juli 2007, dem Stichtag für die neue EU-Abfallver-
bringungsverordnung, für möglich. Grund für diese Befürch-
tung ist die dann teilweise erforderliche Notifizierungspflicht
für den Export grün gelisteter Abfälle, wie zum Beispiel Alt-
papier oder Schrotte. 

Nach den Worten von bvse-Ju-
stiziarin Dr. Manuela Hurst ist
der Export in viele Nicht-
OECD-Staaten, auch nach Chi-
na, betroffen. So sind die nicht
der OECD angehörenden Staa-
ten von der EU-Kommission zu
dem Regelungssystem der neuen
Verordnung zwar befragt wor-
den, aber bisher haben nur sehr
wenige Staaten geantwortet. 

Zu den Staaten, die bisher
nicht geantwortet haben, zählen
beispielsweise China, aber auch
Indien oder Indonesien. Für die-
se Staaten, von denen keine Ant-
wort vorliegt, gilt dann ab dem
12. Juli 2007 auch für grün geli-
stete Abfälle die Pflicht zur Noti-
fizierung. 

Dr. Hurst weist darauf hin,
dass der Rechtsausschuss der
Bund-/ Länder-Arbeitsgemein-

schaft Abfall (LAGA) festge-
stellt hat, dass die EU-Abfallver-
bringungsverordnung für diesen
Fall keine Übergangsfristen vor-
sehe. Damit unterliegen Verbrin-
gungen grün gelisteter Abfälle,
die ab dem 12. Juli 2007 begin-
nen, der neuen EU-Regelung. 

Nach Auffassung des bvse
kann diese neue Notifizierungs-
pflicht aufgrund der bürokrati-
schen Hürden dazu führen, dass
zumindest zeitweise der Export
stark behindert werde. Eine No-
tifizierung sei in der Praxis
frühestens in zwei Monaten zu
erhalten, meist seien die
Zeiträume deutlich länger. Man
könne nur hoffen, so Hurst, dass
bis zum 12. Juli wenigstens die
wichtigsten Handelspartner das
neue EU-Regelwerk akzeptier-
ten.

„Die mittelständischen Recycling- und Entsorgungsunter-
nehmen der Branche wenden sich klar gegen die unverhält-
nismäßige Ausweitung der Zuständigkeit der Dualen Syste-
me“, erklärte der Präsident des bvse-Bundesverbandes Se-
kundärrohstoffe und Entsorgung, Burkhard Landers, in
Bonn vor der Presse.

Es sei ein gravierender Fehler des bisher vorliegenden Ent-
wurfs, dass eine Regelung gewählt worden sei, die zu einem nicht
unerheblichen Teil Gewerbeunternehmen zwinge sich von Dua-
len Systemen entsorgen zu lassen. Bisher hätten viele der kleinen
und mittleren Gewerbeunternehmen mittelständische Dienstlei-
ster mit dieser Aufgabe beauftragt.

Burkhard Landers: „Es ist überhaupt nicht einzusehen, warum
die Dualen Systeme für die Entsorgung von Gewerbeunterneh-
men zuständig gemacht werden sollen. Aufgabe der Dualen Sy-
steme ist einzig und allein die Entsorgung und hochwertige Ver-
wertung der Verpackungsabfälle, die in privaten Haushalten an-
fallen, das hat der Verordnungsgeber von Anbeginn an so gewollt,
dabei soll es bleiben.“ 

Nach Auffassung des bvse schränke jede Ausweitung der Zu-
ständigkeit der Dualen Systeme in den gewerblichen Bereich die
Gewerbefreiheit ein und gefährde die wirtschaftliche Grundlage
der mittelständischen Recycling- und Entsorgungsdienstleister,
die nicht Auftragnehmer der Dualen Systeme sind. 

Für den bvse sei es weiter von großer Bedeutung, dass die Aus-
schreibungen der Dualen Systeme künftig von einer neutralen
Stelle durchgeführt werden. In einer bvse-Umfrage haben sich 86
% der Unternehmen für eine neutrale Ausschreibung ausgespro-
chen. Das belege, dass diese Forderung großen Rückhalt in der
Branche hat. 

Burkhard Landers: „Wir haben überhaupt kein Interesse daran,
den großen Müllkonzernen, die entweder schon Systembetreiber
sind oder es zukünftig werden wollen, unsere Kalkulationen im
Rahmen einer Ausschreibung offenzulegen.“

Die Politik könne kein Interesse daran haben, den Konzernen
auf Kosten des Mittelstandes einen Wettbewerbsvorteil zu ver-
schaffen. „Dieser Wettbewerbsvorteil wird nicht nur im Bereich
der Verpackungsabfälle Wirkung zeigen, sondern auch in allen
anderen Bereichen der Recycling- und Entsorgungswirtschaft,“
warnte der bvse-Präsident eindringlich.

Novellierung der Verpackungsverordnung:

Für neutrale Ausschreibungen
bvse ist gegen Zuständigkeit der Dualen Systeme 

Sekundärrohstoffmarkt im Fokus:

Stoffströme - Zahlen -
Perspektiven

„Der Mittelstand hat sehr früh erkannt, dass die größte Wert-
schöpfung in den Materialien selbst liegt und nicht aus der Be-
seitigung generiert werden kann“, erklärte Dr. Thomas Probst
vom bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung
e.V. kürzlich auf den Sächsischen Abfalltagen. 

Der Gedanke der ressourcen-
optimierten Kreislaufwirtschaft
sei inzwischen sowohl in der
Kreislaufwirtschaft als auch in
der Umweltpolitik etabliert. 

Die Ressourcen der Kreislauf-
wirtschaft erstreckten sich dabei
grundsätzlich auf drei Bereiche,
nämlich:
• die Sekundärstoffströme, 
• die Energiepotentiale der
Stoffströme,
• die Vermeidung und Vermin-
derung von Schadstoffen. 

Probst erläuterte, dass viele
Sekundärstoffe dabei so einge-
setzt werden könnten, dass ent-
weder die Stoffe erhalten blieben
oder aber ihre Energie genutzt
werden könne. 

Während die Entsorgungs-
wirtschaft immer noch - fast un-
versöhnlich - in die Fraktion der
Verbrenner und der Recycler ge-
spalten ist, seien die politischen
Weichen durch das Kyoto-Ab-
kommen inzwischen so gestellt,
dass die Umsetzung der Ziele
unter den Prämissen der Nach-
haltigkeit, Ressourcenschonung,
Kreislaufwirtschaft und Lebens-
zyklen zu optimieren ist. 

Die Umbrüche seit dem magi-
schen Datum 1. Juni 2005 er-
möglichen es, dass die vorhan-
den Stoffströme im Recycling
inzwischen effizienter als zuvor
genutzt werden, da die Beseiti-
gungsmöglichkeiten nun deut-
lich eingeschränkt sind. 

Probst: „Der Verteilungs-
kampf und damit der Wettbe-
werb um die Stoffströme, die im
Jahr 2003 in Deutschland rund
366 Mio. Tonnen betragen, ha-
ben sich über die höheren Ent-
sorgungskosten und auf Grund

noch knapper Vorbehandlungs-
kapazitäten verlagert.“ 

Weitgehender Konsens beste-
he bei Politik und Entsorgungs-
wirtschaft über die stoffliche
Nutzung von Schrotten (ca. 22,2
Mio. Tonnen in 2006) und Alt-
metallen (ca. 2,8 Mio. Tonnen in
2005), Papier, Pappe und Karto-
nagen - PPK (ca. 15,5 Mio. Ton-
nen in 2006), Altglas (2,5 Mio.
Tonnen in 2005) sowie Alttex-
tilien (ca. 1,9 Mio. Tonnen). 

Dissens bestehe in Politik und
Entsorgungswirtschaft über die
Kunststoffverwertung. Obwohl die
Verwertung von Kunststoffen in-
zwischen ein weltweit etablierter
Wirtschaftszweig sei, werde der
hohe Materialwert der Kunststof-
fe häufig vernachlässigt. 

Bei der Verwertung der anfal-
lenden rund 4,42 Mio. Tonnen in
2005 gewinne vor allem der En-
ergieinhalt der Kunststoffe im-
mer größere Bedeutung und das
obwohl sich seit langem Märkte
mit positiven Erlösen für das
Recycling von Sekundärkunst-
stoffen etabliert haben. 

„Von interessierten Kreisen
wird bei Kunststoffen immer
wieder die gemeinsame Erfas-
sung mit Restabfällen und
anschließendem Aussortieren
der verwertbaren Kunststoffe
diskutiert, obwohl dadurch die
Kunststoffe dem Recycling ent-
zogen werden, weil die querkon-
taminierten Materialien nicht
mehr hochwertig verwertet wer-
den können“, machte Probst
deutlich. Gebrauchte Kunststof-
fe seien eine ökologisch und
ökonomisch vorteilhafte Quelle,
um marktgängige Produkte her-
zustellen. 
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65. Geburtstag von Passaus Landrat Hanns Dorfner:

Ein Kommunalpolitiker
mit Leib und Seele

Ein „Urgestein“ der bayerischen Kommunalpolitik feierte am
28. Juni seinen 65. Geburtstag: Hanns Dorfner, seit 1990 (und
noch bis 2008) Landrat des größten niederbayerischen Land-
kreises Passau, gehörte bereits als 30-Jähriger zu Bayerns
jüngsten Bürgermeistern. Bei allem Erfolg und aller Anerken-
nung ist Hanns Dorfner stets ein Mann der Basis geblieben, zu
dem jeder Bürger schnell Kontakt findet.

Nach Abschluss der Landwirt-
schaftlichen Berufsschule und
der Landwirtschaftlichen Fach-
schule in Rotthalmünster, wurde
der Jubilar 1972 zum 1. Bürger-
meister der Gemeinde Kirchham
gewählt. Dieses Amt übte er bis
1990 aus. Von 1972 bis 1990 war
der vierfache Vater Mitglied des
Kreistages Passau, von 1984 bis
1990 stellvertretender Landrat
des Landkreises Passau. Von

1990 bis April 2000 fungierte
Dorfner als Vorsitzender des
Zweckverbandes Abfallwirt-
schaft Donau-Wald, ebenso hat
er den Vorsitz in weiteren
Zweckverbänden und Kommu-
nalen Gesellschaften inne. Von
1980 bis Mitte 1999 war er auch
Bezirksvorsitzender der Kom-
munalpolitischen Vereinigung
der CSU.

In seinem Amt als Landrat ge-

lang es Hanns Dorfner schon sehr
bald, wesentliche Akzente in der
Kreispolitik zu setzen. So sorgte
er für die frühzeitige Neustruktu-
rierung der Kreiskrankenhäuser
durch Umwandlung in eine ge-
meinnützige GmbH, die Errich-
tung einer Kreismusikschule mit
rund 3000 Schülerinnen und
Schülern sowie den Auf- und
Ausbau eines leistungsfähigen
und vorbildhaften ÖPNV-Netzes.
Der Kulturarbeit hat der Land-
kreischef stets einen besonders
hohen Stellenwert beigemessen,
was sich in der frühzeitigen Grün-
dung eines eigenen Kulturamtes
sowie der Initiierung eines weit-
hin anerkannten Kulturpreises be-
merkbar machte. 

Investition in die Bildung

Unter der Landratstätigkeit
des „geborenen Kommunalpoli-
tikers“ ist ein Höchstmaß an Bil-
dungsinvestitionen getätigt wor-
den. Mehr als 100 Mio. Euro
sind in den vergangenen 15 Jah-
ren in die Zukunft der jungen
Menschen geflossen. Als einer
der ersten Landkreise Bayerns
führte Passau die 6-stufige Real-
schule flächendeckend ein und
stärkte gleichzeitig die Haupt-
schulstandorte mit M-10 Klas-
sen. Wirtschaft und Tourismus
im Landkreis Passau hat Hanns
Dorfner ebenso einen hohen
Stellenwert beigemessen, weil er
die neuen Chancen der Öffnung
nach Osten rechtzeitig in kom-
munalpolitisches Handeln um-
gesetzt hat. 

Unermüdlicher Einsatz

Nicht unerwähnt bleiben dür-
fen Dorfners große Erfolge auf
dem Gebiet der Verwaltungsre-
form, wo er mit unermüdlichem
persönlichem Einsatz und Über-
zeugungskraft für ein Mehr an
Transparenz und Bürgernähe der
Verwaltung kämpft und den
Landkreis Passau bei der Ein-
führung betriebswirtschaftlicher
Elemente in den Verwaltungen
zu einer Spitzenposition geführt
hat. Bayernweit zählt der Land-
kreis zu den ersten, die im Rah-
men des neuen kommunalen Fi-
nanzwesens die Doppik anstelle
der bisherigen kameralistischen
Buchführung eingeführt haben.

Überregionale Kompetenz

Landrat Dorfners kommunal-
politische Erfahrung und sein
Engagement haben auch überre-
gional großes Gewicht, so z. B.
als stellvertretender Landesvor-
sitzender der KPV (seit 1980),
als Präsident des Bayerischen
Sing- und Musikschulverbandes
oder als Bezirksverbandsvorsit-

zender des Bayerischen Land-
kreistages. Bei so viel Engage-
ment und erfolgreichem Wirken
blieben Auszeichnungen logi-
scherweise nicht aus: So ist
Dorfner u. a. Träger des Bundes-
verdienstkreuzes am Bande, der
Medaille „PRO MERITIS“, der
Kommunalen Verdienstmedaille
in Silber, des Oberösterreichi-
schen Kulturordens und des
Bayerischen Verdienstordens. 

„Jugend des Alters“

Im Rahmen eines Empfangs
am Wochenende verwies stell-
vertretender Landrat Günther
Kohl darauf, dass dieser „Brü-
ckengeburtstag“ hinüber führe
vom „Alter der Jugend“ zur „Ju-
gend des Alters“. Die Tatsache,
dass Hanns Dorfner derart „un-
angefochten, anerkannt und be-
liebt“ ist, sei das Ergebnis harter
Arbeit, großen Fleißes und zäher
Ausdauer. Es sei aber auch das
Gespür für das Machbare, das
Richtige, „auch wenn es nicht
gleich bei allen gut ankommt“.
„Du kannst überzeugen und ver-
fügst über eine geradezu sprich-
wörtliche Geduld, Gelassenheit
und Du bist leidensfähig. Dank
dieser Eigenschaften hast Du es
35 Jahre in führender Position in
der Kommunalpolitik ausge-
halten - eine Riesenleistung, die
wir mit Respekt, vor allem aber
mit großem Dank anerkennen“,
machte Kohl deutlich.

Blühende Region

Wie Finanzstaatssekretär MdL
Franz Meyer bemerkte, feiere
auch der Landkreis Passau Ge-
burtstag - wenn auch erst den 35.
Dass dieser „eine blühende Regi-
on“ geworden sei, dafür zeich-
ne der Jubilar, „ein Mann mit
Grundsätzen, offenem Ohr, wei-
tem Herz und helfender Hand“ 
in hohem Maße verantwortlich.
Meyer weiter: „Attribute wie
pflichtbewusst, ausdauernd, inno-
vativ und vor allem erfolgreich
hast Du schon zigfach in Deiner
Zeit als Landrat gehört. Und das
nicht, weil man Dir schmeicheln
wollte, sondern weil es einfach
stimmt. Ich könnte die Liste noch
um etliche Eigenschaften ergän-
zen - beispielsweise um Deine
Bürgernähe, Deinen Optimismus,
Deine Offenheit und Sachlichkeit.
Das alles und noch viel mehr trifft
auf Dich zu.“

Zupackend und geradlinig

Viel habe er von Dorfner ge-
lernt, fuhr Meyer fort: „Deine zu-
packende Art, Dein mutiger Ein-
satz für eine Sache, von der Du
überzeugt bist und Deine Ehrlich-
keit haben mich von jeher begei-
stert. Du stehst für Geradlinigkeit.“

Ob als Innovations-, Wirt-
schafts- oder als Agrarstandort,
ob als Tourismusregion oder
Kulturregion: Dass der Landkreis
Passau heute in jedem Bereich ei-
ne Topposition einnehme, ist zu
einem Großteil Dorfners uner-
müdlichem Einsatz zu verdanken.

Das Ehepaar Hanns und Gerlinde Dorfner.

Es sei offensichtlich, dass sein
Herz für seine niederbayerische
Heimat schlägt. Und dies sei auch
immer die entscheidende An-
triebsfeder gewesen.

Herzliche Worte des Dankes
fand Franz Meyer auch für Dorf-
ners Ehefrau Gerlinde: Sie habe in

all den Jahren ihrem Hanns den
Rücken frei gehalten, „damit er
sich mit großem Erfolg für unse-
ren Landkreis einsetzten konnte“.
„Das war bestimmt nicht im-
mer leicht - ein aufrichtiges Ver-
gelt’s Gott dafür“, so Meyer ab-
schließend. DK

Von links: KPV-Bezirkschef Stefan Rößle, Sozialministerin
Christa Stewens und der schwäbische Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert.

Kommunalpolitische Vereinigung Schwaben:

Rößle einstimmig zum
Bezirkschef gewählt

Bei der Bezirksversammlung der Kommunalpolitischen Verei-
nigung (KPV) Schwaben wählten die Mitglieder Landrat Stefan
Rößle erneut einstimmig zu ihrem Bezirksvorsitzenden. Rößle
freute sich über das sehr gute Ergebnis und versicherte, dass er
auch weiterhin die Interessen der Kommunen gegenüber der
Staatsregierung und dem Landtag nachhaltig vertreten wird. 

In seiner Ansprache zeigte sich
Rößle optimistisch. Trotz der
Querelen der CSU legt die Partei
nach der jüngsten Forsa-Umfrage
kräftig zu. Wenn die Nachfolge
von Ministerpräsident Edmund
Stoiber sauber, fair und emotions-
frei über die Bühne geht, dann
könnte die CSU wieder erfolg-
reich aus dem Landtags- und den
Kommunalwahlen hervorgehen. 

Förderstau zügig abbauen

Erfreulich ist, so Rößle weiter,
dass sich der Freistaat über zu-
sätzliche 3,3 Mrd. Euro an Steu-
ermehreinnahmen freuen kann,
das sind 5 % mehr als erwartet.
Davon werden 100 Mio. in staat-
liche Baumaßnahmen und kom-
munale Investitionen fließen. Die
KPV begrüßt die Absichten des
Freistaats, Schulden zu tilgen,
wie auch die zu erwartenden 
zusätzlichen Investitionen. Den-
noch wünschen sich die Kommu-
nen, dass die Regierung bei den
noch ausstehenden Zuschüssen
tiefer in die Tasche greift und da-
bei insbesondere auch an die
Kommunen denkt. Vor allem
muss der Förderstau zügig abge-
baut werden.

Bezirksumlage

Rößle ging in seinen Aus-
führungen zudem auf die Be-
zirksumlage ein, die die schwäbi-
schen Landkreise und damit indi-
rekt auch die schwäbischen Kom-
munen finanziell stark belastet.
Eine vom Freistaat vorgenomme-
ne Änderung hinsichtlich der Zu-
weisungen im sozialen Bereich
hat bewirkt, dass Schwaben im

Vergleich zu anderen Bezirken
wesentlich geringere Zuwendun-
gen erhält. Das hat wiederum zur
Folge, dass der Bezirk Schwaben
eine deutlich höhere Bezirksum-
lage im Vergleich zu den anderen
bayerischen Bezirken erhebt.
Rößle fordert daher, dass sich der
Freistaat mit diesem Thema er-
neut befasst, damit existenzielle
Ungerechtigkeiten schnellstmög-
lich beseitigt werden. Die in
zurückliegenden Jahren steigen-
den Kreisumlagesätze zur Finan-
zierung von Sozialausgaben führ-
ten bei den Gemeinden zu Inve-
stitionskürzungen. Dies ist auch
ein Grund dafür, dass die Bauin-
vestitionen seit 1995 um ein Drit-
tel auf 3 Mrd. Euro gesunken
sind. 

Starke Verwurzelung

Landrat Rößle freute sich
auch, den CSU-Bezirksvorsit-
zenden MdEP Markus Ferber
bei der Veranstaltung in Vöhrin-
gen begrüßen zu dürfen. Ferber
führte in seinem Grußwort aus,
dass die CSU eine kommunale
Partei ist, die vor Ort, also in
den Gemeinden und Städten
stark verwurzelt ist. Das muss,
gerade im Vorfeld der anstehen-
den Kommunal- und Landtags-
wahlen immer wieder bewusst
gemacht werden. Denn nur dann
würde dies auch bei den Wahlen
Kapital einbringen. 

Ein weiterer Höhepunkt war
das Referat der Bayerischen
Staatsministerin für Arbeit und
Sozialordnung, Christa Stewens
zur demographischen Entwick-
lung und den damit verbundenen
Herausforderungen im Hinblick

auf Kinderbetreuung, Familien-
freundlichkeit sowie ältere und
pflegebedürftige Menschen. In
ihrem Vortrag forderte die Minis-
terin mehr Kinderfreundlichkeit
in unserer Gesellschaft ein.

Falscher Zugang

Für sie ist der zentrale Punkt,
dass junge Ehepaare keine Lust
auf Kinder haben, weil nur davon
geredet wird, wie schwierig es in
Deutschland sei, Kinder und be-
rufliche Tätigkeit miteinander zu
vereinbaren und dass Kinder
Geld kosten. Stewens forderte:
„Wir brauchen wieder einen an-
deren Zugang zu Kindern.“

Die Ministerin, selbst Mutter
von sechs Kindern und Großmut-
ter von 18 Enkelkindern ist, be-
richtete aus ihren eigenen Erfah-
rungen. Wer viele Kinder hat, den
schiebt man leicht in eine be-
stimmte soziale Schublade. Der

Freistaat hat in den vergangenen
Jahren das Betreuungsangebot
stark ausgebaut. Auch Kinder un-
ter drei Jahren können betreut
werden. In diesem Zusammen-
hang strebt die Ministerin eine
Bedarfsplanung an. Damit möch-
te sie sondieren, was Familien mit
Kindern wirklich brauchen.

Pro Erziehungsbonus

Stewens betonte weiter, dass,
wenn es einen Rechtsanspruch
auf einen Grippenplatz geben 
soll, die CSU auf jeden Fall 
auf einen Erziehungsbonus für
Frauen, die ihre Kinder bis zum
dritten Lebensjahr zu Hause er-
ziehen, bestehen werde. Nach
wie vor beharre die CSU weiter-
hin auf diesem Erziehungsgeld,
sonst werde der Freistaat den
von der Bundesregierung vorge-
sehenen Neuregelungen nicht
zustimmen.

Dr. Klemens Gsell.

Bürgermeister Klemens Gsell OB-Kandidat der CSU:

„Nürnberger mit
Leidenschaft“

Bürgermeister Dr. Klemens Gsell (45) ist Kandidat der CSU für
das Amt des Oberbürgermeisters in Nürnberg. Gsell, der auf der
Delegiertenversammlung im Historischen Rathaussaal der Stadt
Nürnberg gemeinsam vom CSU-Bezirksvorsitzenden Dr. Günther
Beckstein und CSU-Stadtratsfraktionschef Michael Frieser vorge-
schlagen wurde, erhielt 125 von 127 gültigen Stimmen. 

Gsell selbst geht mit großem
Optimismus in die Auseinander-
setzung: „Ich werbe um das Ver-
trauen unserer Wählerinnen und
Wähler und freue mich auf eine

will deutlich machen, dass unse-
re Stadt nicht nur moderiert, son-
dern geführt werden muss. Wir
brauchen neue, kraftvolle Impul-
se für die Stadt und ihre Bürger.
Ich bin Nürnberger mit Leiden-
schaft und freue mich auf die
Aufgaben für mein Nürnberg!“

Klar definierte Ziele

„Unsere Ziele sind klar ab-
gesteckt: Die CSU will wieder
den Oberbürgermeister Nürn-
bergs stellen! Die CSU will in
Nürnberg die bestimmende Kraft
bleiben und ihre Stellung als größ-
te Fraktion im Stadtrat ausbauen.
Dafür steht unser Kandidat Kle-
mens Gsell. Dafür steht die CSU
als die Nürnbergpartei!“ betonte
Beckstein. 

CSU-Fraktionsvorsitzender
Michael Frieser: „Klemens Gsell
hat die einmütige Unterstützung
seiner gesamten CSU-Fraktion.
Er ist der Garant dafür, dass die
CSU bei der Kommunalwahl das
beste Ergebnis erreicht. Mit Kle-
mens Gsell bekommt Nürnberg
einen Macher.“

spannende, inhaltliche Ausein-
andersetzung um das beste Kon-
zept für Nürnberg und seine Bür-
gerinnen und Bürger. Nürnberg
lebt derzeit zu sehr von den
Früchten vergangener Jahre. Ich

Jugendkulturpreis des Landkreises Schweinfurt:

Thema 2008: „Spiel
und Bewegung“

Mit dem Jugendkulturpreis fördert der Landkreis Schwein-
furt seit einigen Jahren die Kinder- und Jugendkulturarbeit.
Der Preis wird jedes Jahr im Herbst verliehen. In diesem
Jahr dreht sich alles um die „Musik“ - so wird beispielsweise
derAufbau einer Kinder- oder Jugendmusikgruppe, ein Mu-
sical, Musikworkshops oder ähnliches bewertet. 

Gleichzeitig laufen bereits die Vorbereitungen für den Jugend-
kulturpreis 2008 an. Thema 2008 ist der Bereich „Spiel und Be-
wegung“. Bewertet werden beispielsweise Artistik, Jonglage, Va-
rieté, Spieleaktionen oder spielpädagogische Angebote.

Alle Gemeinden, Märkte und die Stadt Gerolzhofen sowie Ju-
gendinitiativen, Vereine und Verbände der Jugendarbeit können
sich an dem Wettbewerb beteiligen. Ausschreibungen und An-
meldungen gibt’s bei den Gemeinden, die auch die Koordination
der eingehenden Aktionen übernehmen. Pro Gemeinde kann nur
eine Aktion eingereicht werden. Das heißt, dass alle Vorschläge
der möglichen Wettbewerbsteilnehmer bei der Gemeinde gesam-
melt und dann gemeinsam entschieden werden soll, welche Akti-
on teilnimmt. Möglich ist auch eine Kooperationsaktion mehrerer
Teilnehmer. Ist die Entscheidung für eine Aktion gefallen, soll die
vom Wettbewerbsteilnehmer ausgefüllte Anmeldung bis späte-
stens 31. Oktober 2007 an die Kommunale Jugendarbeit zurück-
geschickt werden.Weitere Infos bei der der Kommunalen Jugend-
arbeit, Tel. (09721) 55-507. Das Anmeldeformular zum Down-lo-
ad gibt es unter www.koja-schweinfurt.de („Aktuelles“).
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50. Geburtstag von Dr. Gabriele Pauli:

Frei für neue Aufgaben
Neue Wege geht die Fürther Landrätin Dr. Gabriele Pauli, die
am 26. Juni ihren 50. Geburtstag feierte. Bei den Kommunal-
wahlen im Frühjahr 2008 wird sie nicht wieder kandidieren.
Nach dann 18 Jahren im Amt, gibt sie die Führung des Land-
kreises ab und wendet sich neuen Aufgaben zu.

Geboren in Schweich an der
Mosel, erwarb Pauli 1976 in
Fürth das Abitur. 1974 bereits trat
sie in die Junge Union, 1977 in
die CSU ein. Ein Jahr zuvor hatte
sie ein Studium der Betriebswirt-
schaftslehre an der Universität
Erlangen-Nürnberg aufgenom-
men und dieses 1981 als Diplom-
Kauffrau abgeschlossen. Ab 1978
war Pauli Stipendiatin der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung und von
1982 bis 1983 wissenschaftliche
Mitarbeiterin der Universität Er-
langen-Nürnberg. Ab 1983 war
sie Inhaberin des Pauli-Balleis-
Verlages und arbeitete in der Fol-
gezeit bei verschiedenen Bil-
dungswerken als Referentin und
Seminarleiterin sowie in den
Büros diverser Bundestagsabge-
ordneter. 

Kritik an Stoiber

Von 1987 bis 1990 fungierte
die Mutter einer Tochter als stell-
vertretende JU-Landesvorsitzen-
de. Zudem war sie von 1988 bis
zu ihrer Wahl als Landrätin Stadt-
rätin in Zirndorf. 1990 löste sie -
als damals jüngste Landkreische-
fin Deutschlands - Dietrich Som-
merschuh von der SPD mit 50,4
Prozent der Stimmen ab und wur-
de 1996 mit überzeugenden 59,1
Prozent sowie 2002 mit überra-
genden 65,4 Prozent im Amt be-
stätigt. Seit 1989 ist Pauli Mit-
glied im CSU-Landesvorstand
und seit April 2005 in der An-
tragskommission der CSU. 

2006 geriet Pauli auf Grund
ihrer offenen Kritik an Minister-
präsident Edmund Stoiber bun-
desweit in die Schlagzeilen. An-
fang 2007 verschärfte sich die
Diskussion um die Spitzenkan-
didatur Stoibers bei den bayeri-
schen Landtagswahlen 2008 zu-
sehends. Pauli regte angesichts
dessen schlechter Umfrageer-
gebnisse eine CSU-Mitglieder-
befragung an, die allerdings ab-
gelehnt wurde. Mit Edmund
Stoibers Erklärung am 18. Janu-
ar 2007, auf seine politischen
Ämter im Herbst verzichten zu

wollen, ist der Konflikt weitge-
hend in Paulis Sinne gelöst wor-
den, wobei sie nach wie vor dar-
auf drängt, die Parteibasis bei
derartigen Entscheidungen ein-
zubeziehen. 

Erfolgreiche Sparpolitik

Während ihrer Amtszeit sorgte
Gabriele Pauli u. a. dafür, dass
der Landkreis Fürth mittlerwei-
le erheblich unter dem durch-
schnittlichen Schuldenstand aller
Landkreise in Bayern liegt. Ganz
anders stellte sich die Situation

Verwaltung und den Olympe-de-
Gouges-Ehrenpreis der Arbeits-
gemeinschaft sozialdemokrati-
scher Frauen für couragiertes po-
litisches Auftreten -  betont, habe
der Landkreis hierzu seit Beginn
der 90er Jahre „eine konsequente
Sparpolitik“ betrieben. 

Gut bestelltes Haus

So seien nicht nur im Jahr
1990 alle freiwilligen Leistun-
gen gestrichen worden; auch
wurden bei den Investitionen er-
hebliche Abstriche gemacht.
Durch Streckung und Verschie-
bung von Baumaßnahmen ergab
sich in den 90er Jahren eine In-
vestitionspause, die dazu geführt
habe, dass der extrem hohe
Schuldenstand Zug um Zug ver-
ringert werden konnte. Damit
kann der Amtsnachfolger im
kommenden Jahr einen Spitzen-

landkreis in Bayern überneh-
men. Das Haus ist gut bestellt. 

Kein Rückzug aus der CSU

In diesem Zusammenhang legt
die begeisterte Motorradfahrerin
Wert auf die Feststellung, dass
ihre Entscheidung, nicht mehr
als Landrätin zu kandidieren,
„keinen Rückzug aus der CSU
bedeutet, sondern im Gegenteil
mich frei macht, neue Heraus-
forderungen anzunehmen“. Für
die Zukunft habe sie viele Optio-
nen, die sie auf sich zukommen
lasse. „Gerade auch die Reaktion
meiner Partei hat mir neue Wege
eröffnet und Chancen aufge-
zeigt“, beteuert Pauli. „Dafür
danke ich der CSU, denn ich hät-
te sonst nie erfahren, welche
große Unterstützung ich in der
Öffentlichkeit habe.“ Der Ent-
schluss, 2008 nicht mehr als
Landrätin zu kandidieren, sei ih-
re persönliche Entscheidung.
„Ich habe der CSU sehr gerne
als Landrätin gedient und freue
mich auf neue Aufgaben“, so
Paulis Fazit. DK

Stehend von links MdL Helmut Guckert, Landrat Rudolf
Schwemmbauer, Landrat Stefan Rößle, MdEP Dr. Ingo Fried-
rich, MdL Günther Babel. Sitzend CDU-MdL Winfried Mack,
CSU-Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann und Staatsse-
kretär Georg Schmid.

Regionaltag Donau-Ries/Ostalb/Mittelfranken:

CSU und CDU verabschieden
„Nördlinger Erklärung“

Nördlingen. „Die politische Zusammenarbeit darf nicht an ein-
gezeichneten Grenzen festmachen“, erklärte Georg Schmid,
Staatssekretär im Bayerischen Innenministerium, beim 5. ge-
meinsamen Regionaltag der CSU Nordschwaben / Donau-Ries
mit Mittelfranken und der CDU aus dem Ostalbkreis.

Die Entwicklung der Verkehrs-
wege und der weitere Ausbau des
Tourismus standen im Mittel-
punkt der Beratungen in Nördlin-
gen, nachdem Oberbürgermeister
Hermann Faul die Delegationen
am Rathaus begrüßt hatte. 

Für den mittelfränkischen CSU-
Bezirksvorsitzenden Joachim
Herrmann ist es wichtig, dass die
Region gemeinsam zukunftsfähig
weiterentwickelt wird: „Wir ha-
ben schon viel erreicht und noch
viel vor. Entscheidend ist dabei,
dass die Tourismusziele nicht nur
attraktiv, sondern auch gut er-
reichbar sind“. Das war das Stich-
wort für Georg Schmid, der an-
hand einer Präsentation aufzeig-
te, welche Verbesserungen seit
der letzten Zusammenkunft ein-
getreten sind.

Beispielhaft nannte Schmid
Ausbaumaßnahmen an den Bun-
desstraßen 2, 16, 25 und 29 in
Nordschwaben, eine ganze Rei-
he von Ortsumgehungen und
Fortschritte bei diversen Plan-
feststellungsverfahren. Und noch 
2007 sollen gemeinsam mit den
Verantwortlichen der Stadt die
Umgehungsmöglichkeiten von
Dinkelsbühl ausgelotet werden -
die Stadt hat in den letzten Mo-
naten wegen spektakulären Ak-
tionen für einige Aufmerksam-
keit gesorgt.

Wichtig war für den CSU-
Kreisvorsitzenden aus dem Do-
nau-Ries die Anbindung des Ries
an die A 7 und das gemeinsame
Bemühen mit den Freunden aus
Baden-Württemberg um eine An-
hebung der Dringlichkeit bei den
Ortsumgehungen von Trochtelfin-
gen und Pflaumloch.

Nachdem gastgebender Land-
rat Stefan Rößle unter dem Motto
„Miteinander sind wir stark“ die
bereits umgesetzten gemeinsamen
Aktion aus dem Bereich des Tou-
rismus aufzeigte und diesen Wirt-
schaftszweig als „Wachstums-
branche Nr. 1 weltweit“ betitelte,
sah es MdL Winfried Mack, Re-
präsentant der CDU aus dem
Ostalbkreis, als Verpflichtung an,
die noch offenen Herausforde-
rungen im Zusammenhang mit
Straßen und Schienen gemeinsam
zu lösen.

Die Teilnehmer des fünften län-
derübergreifenden Regionaltags
verabschiedeten und unterzeich-
neten eine „Nördlinger Erklä-
rung“, in welcher auf die heraus-
ragenden Chancen verwiesen
wird, welche sich zum Beispiel
aus den Zertifizierungen der 
beiden Geoparks „Ries“ und
„Schwäbische Alb“ sowie dem
Weltkulturerbe Limes auftun. Die
bereits bestehenden Netzwerke
der mit Tourismus betrauten Or-
ganisationen sollen intensiviert
werden. Von den daraus entste-
henden Impulsen könnten alle
profitieren, ein stärkerer Markt-

auftritt soll neue Gäste aus dem
In- und Ausland in die Region
führen. pmw

Dr. Gabriele Pauli.

dar, als die junge Politikerin das
Amt übernahm: Vor 17 Jahren
war der Landkreis Fürth auf-
grund des Baus mehrerer Groß-
projekte wie Gymnasien oder
sehr teurer Kreisstraßen bei
gleichzeitiger Senkung der ei-
genen Einnahmemöglichkeiten
über die Kreisumlage einer der
höchst verschuldeten Landkreise
in Bayern. Gerade dieser Um-
stand, aber auch die Höhe der
Kreisumlage, mit der der Land-
kreis seine kreisangehörigen Ge-
meinden belasten muss, hat sich
seit Paulis Amtsantritt wesent-
lich verbessert. 

Wie die vielfach ausgezeichne-
te Landrätin - u. a. bekam sie das
Bundesverdienstkreuz für bei-
spielhafte Arbeit für eine bürger-
freundliche und leistungsfähige

Bezirk Niederbayern:

Denkmalpreis 2007 für
Burg Niederhaus

In einer Ausschuss-Sitzung im Institut für Hörgeschädigte in
Straubing vergaben die Mitglieder des Bezirkstags den diesjähri-
gen Denkmalpreis des Bezirks Niederbayern. Der mit 7.500 Euro
dotierte Preis geht an die Eigentümergemeinschaft Brunner in
Passau, und zwar aufgrund ihrer beispielhaften denkmalpflegeri-
schen Leistungen, wie es in der Stellungnahme des Bezirkskultur-
referats hieß.

Seit genau 100 Jahren ist die
mittelalterliche Burg im Besitz
der Familie Brunner, die sich mit
großem Sachverstand, persönli-
chem und finanziellem Engage-
ment dem Erhalt des ebenso
markanten wie beeindruckenden
Gebäudekomplexes im histori-
schen Stadtbild Passaus widmet.
Die derzeitigen Sanierungsmaß-
nahmen werden vom Passauer
Architekten Norbert Paukner be-
treut.

Imposantes Denkmal

Die genaue Bauzeit des impo-
santen Denkmals am Fuß des
Georgsberges direkt am Zusam-
menfluss von Ilz und Donau ist
nicht vollständig geklärt. Als
fürstbischöfliche Fluchtburg
wurde das Niederhaus vermut-
lich zusammen mit der Veste
Oberhaus um die Mitte des 13.
Jahrhunderts erbaut. Nach der
Zerstörung durch eine Pulverex-
plosion im Jahre 1435 musste
die Burg bis 1444 unter Fürstbi-
schof Leonhard von Layming
wiederaufgebaut werden. Seit
dem Ende des 19. Jahrhundert
befindet sich die Burg in Privat-
besitz und dient reinen Wohn-
zwecken. Von 1890 bis 1907 be-
wohnte sie der Maler Ferdinand
Wagner, der den Wohnbau mit
eigenen Malereien, Möbeln und
sonstigem Inventar historisie-
rend ausstattete.

Die Gesamtanlage wird im
Zentrum beherrscht von einem
hohen massiven Wohnbau (Pa-
las) und einem östlich stehenden
Bergfried an der äußeren Spitze

des Geländes, der 1809 etwa zur
Hälfte abgetragen wurde. Zwi-
schen Palas und Bergfried schie-
ben sich kleinere Nebengebäude
aus nachmittelalterlicher Zeit,
die einen kleinen Innenhof um-
schließen. Zwischen Bergfried
und der Ringmauer am Zusam-
menfluss von Ilz und Donau er-
streckt sich der östliche Zwinger.
An der Westseite des Wohnbau-
es liegt ein kleiner rechteckiger
Innenhof. 

Rittersaal mit Kreuzjochen

Der Wohnbau erhebt sich über
einem trapezförmigen Grundriss
und umfasst fünf Geschosse:
zwei Untergeschosse, ein Wohn-
geschoss (EG) sowie ein Ober-
und ein Dachgeschoss. Im 1. Un-
tergeschoss liegt die tonnenge-
wölbte Einganghalle. Von dort
führt eine Steintreppe in die
Wohnräume. Besonders hervor-
zuheben ist hier der Rittersaal
mit vier Kreuzjochen, die in der
Mitte auf einem Rundpfeiler ab-
lasten. Die Ausmalung stammt
von Ferdinand Wagner. 

Ein Wahrzeichen Passaus

Neben seiner Bedeutung als
geschichtlich, architektonisch
und kunsthistorisch herausragen-
des Baudenkmal ist die Burg Nie-
derhaus außerordentlich stadt-
bildprägend. Als Einheit mit
dem Oberhaus zählt die weitläu-
fige Baugruppe der Burg Nieder-
haus zu den eindrucksvollsten
Baudenkmälern Passaus. Sie ist
ein Wahrzeichen der Stadt.

Der Rittersaal auf Burg Niederhaus.

Mittelstands-Union München:

Bürokratieabbau imVisier
Im Bundestag wurde vor kurzem das zweite Mittelstandsentla-
stungsgesetz zum Bürokratieabbau beraten. „Wir begrüßen, dass
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Bundeswirtschaftsminister
Michael Glos das Thema Bürokratieabbau weiterhin mit Nach-
druck verfolgen. Allerdings hätten wir uns gewünscht, dass die
bürokratische Entlastung für den Mittelstand weitreichender er-
folgen würde. Dies scheitert derzeit offenbar an den Beharrungs-
kräften innerhalb der SPD“, so Stadtrat Thomas Schmatz, Be-
zirksvorsitzender der Mittelstands-Union München.

Im Zuge des zweiten Mittel-
standsentlastungsgesetzes wer-
den für Kleinunternehmen mit
weniger als 50 Beschäftigten
zukünftig die statistischen Stich-
probenerhebungen auf drei pro
Jahr beschränkt. Bei der Stati-
stik für die Dienstleistungskon-
junktur wird verstärkt auf be-
reits vorhandene Daten zurück-
gegriffen. Dadurch entfallen bei
etwa 33.000 Unternehmen Be-
fragungen, die bisher mehrfach
im Jahr anfielen.

Insbesondere begrüßt die MU
München die bürokratische Ent-
lastung für junge Unternehmer
und Existenzgründer. „Durch den
Vorstoß der Union kann sich nun
ein junger Unternehmer in den er-
sten drei Jahren ausschließlich
um das Einwerben von Aufträ-
gen, um das Marketing für das
Unternehmen und um die Unter-
nehmensidee kümmern. Zukünf-
tig muss er abends nicht noch
stundenlang Statistiken erstellen,
die dann keiner liest“, so StR
Thomas Schmatz. Zudem be-

grüßt die MU München die Ab-
schaffung der Doppelprüfung bei
der Beitragsüberwachung durch
die Rentenversicherung und die
Berufsgenossenschaften. „In Zu-
kunft soll nur noch einer prüfen.
Das ist ein guter Anfang. Aller-
dings wäre dem Unternehmer
sehr geholfen, wenn endlich
mal eine generelle Kompetenz-
abgrenzung zwischen Berufsge-
nossenschaften und Gewerbe-
aufsichtsämtern erfolgen wür-
de“, meint Thomas Schmatz.

Nicht zuletzt vor diesem Hin-
tergrund fordert die MU Mün-
chen ein Mittelstandsentlastungs-
gesetz Nr. 3. „Mit dem zweiten
Mittelstandsentlastungsgesetz
wird ein Einsparvolumen von
100 Millionen Euro erreicht. Dies
ist zwar ein Schritt in die richtige
Richtung. Wenn man aber be-
denkt, dass man hierzulande die
Belastung für die Unternehmen
durch Bürokratiekosten auf meh-
rere Milliarden Euro schätzt,
muss noch einiges getan wer-
den,“ so Schmatz.
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„Es werde Licht! Diese pla-
kative Forderung steht schon in
der Bibel. Die Fähigkeit, die
natürliche Dunkelheit mittels
künstlichem Licht zu durchdrin-
gen, ist eine der großen 
zivilisatorischen Errungen-
schaften, die den Menschen
vom Affen abheben.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, ärger-
te sich über eine von ei-
nem Fernsehsender ange-
stoßene Diskussion, wonach
die Kommunen in Deutschland ganz schreckli-
che Klimakiller wären, weil sie so üppige
Straßenbeleuchtungen vorhielten. 

Nun hat die Klimadebatte bei uns natürlich ei-
ne ganz eigenartige und seltsame Note, wie im-
mer, wenn die Deutschen eine Grundsatzfrage
ganz grundsätzlich erörtern. Dabei will ich gar
nicht hinterfragen, ob der letzte milde Winter
oder der strenge Winter 2005/06 Ausfluss des
Klimawandels waren, ob das traumhaft schöne

Frühjahr 2007 eine apokalyptische Trockenheit
oder der nasskalte Frühling 2006 eine neue Eis-
zeit ankündigen oder ob wir halt ganz natürliche
Wetterphänomene erleben, die unsere Vorfahren
nicht beunruhigt hätten, weil sie den Beruf des
Klimaforschers nicht kannten.

Fakt ist - und diese Analyse hätte auch oh-
ne Klimadebatte ihre Richtigkeit - dass die
Menschheit insgesamt zu viel fossile Brennstoffe
verbrennt, zu viel CO2  emittiert und mehr Res-
sourcen verbraucht, als es im Hinblick auf die
Verantwortung für künftige Generationen tun-
lich ist. Gut ist, dass wir im eigenen Land versu-
chen, das seit dem Ölpreisschock in den siebzi-
ger Jahren vorhandene, aber in seiner konse-
quenten Durchsetzung sehr schwankende Be-
wusstsein für energieeffizietes Verhalten syste-
matisch zu stärken. Ebenfalls richtig ist, dass die
Kanzlerin bei unseren guten, weniger guten und
polnischen Freunden in Europa und der Welt für
Klimasensibilität und Ressourcenschonung
wirbt. Überzeugender wäre unser Land aller-
dings, wenn wir statt neue Stein- oder Braun-
kohlekraftwerke zu bauen, unsere Kernkraftwer-
ke nicht vom Netz nähmen.

Weil in Deutschland jede Debatte leicht ins

hysterische ausschlägt, wurde
der Ausstieg aus der emissions-
freien Kernkraft zum sakrosank-
ten Staatsdogma erhoben, die
Erzeugung von Biokraftstof-
fen wird als Anschlag auf 
die Ernährungssicherheit der
Menschheit gebranntmarkt und
die Diskussion auf absurde Ne-
benkriegsschauplätze gelenkt.
Stichworte: Verbot von her-
kömmlichen Glühbirnen und
Ferienflugreisen.

Jetzt also die Straßenbeleuchtung. Mein Chef
hat da eine ganz klare Ansage: Kommunale
Straßenbeleuchtung ist ein Stück Daseinsvorsor-
ge, Sicherheit und Lebensqualität. Deshalb wird
unter ihm in unserer Stadt kein so zynisches Pro-
gramm aufgelegt, dass Jogger oder Spaziergän-
ger, die nachts im Park auf beleuchteten Wegen
laufen wollen, das Einschalten der Straßenlater-
nen über einen - natürlich satt gebührenpflichti-
gen - Anruf bei den Stadtwerken bestellen und
bezahlen müssen, Dieses „light on demand“ ist
ein Schlag ins Gesicht der Bürger, die sich ei-
gentlich zu jeder Tages- und Nachtzeit frei, si-
cher und unbeschwert überall in einer Stadt auf-
halten können sollten.

Natürlich muss man offen sein für alles, was
die Straßenbeleuchtung energieeffizienter
macht. Neue Generationen von Leuchten, viel-
leicht ein bisschen gedämpfter, vielleicht etwas
später in der Dämmerung ein- und etwas früher
im Morgengrauen abgeschaltet - das ja. Aber
dunkle Ecken in der Stadt, in die sich niemand
mehr traut: Nein Danke.

Mein Chef, der Bürgermeister, weiß genau, wo
am meisten Energie gespart werden könnte. An
der Dämmung der kommunalen und privaten Ge-
bäude. Würde die bei den Altbauten so konse-
quent umgesetzt wie bei unseren Neubauten,
wären die Klimaziele schnell erreicht. Aber er
hält den Mund, denn die Investitionskosten sind
gigantisch. Viel lieber schaut er in das heutige
Kalenderblatt, auf dem ein Satz des Philosophen
Arthur Schopenhauer steht: „Ein eigentümlicher
Fehler der Deutschen ist, dass sie was vor ihren
Füßen liegt, in den Wolken suchen..“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Energie einsparen
- ja, aber richtig!

Eröffnung der Gartenschau in Waldkirchen:

„Aufwärts, himmelwärts...“
Himmelsleitern ragen in die Luft, Kristallgärten strahlen in
der Sonne: Optimismus heißt die Maxime der Regionalgarten-
schau, die vom 29. Juni bis 2. September in Waldkirchen statt-
findet. Bürgermeister Josef Höppler hegt die Hoffnung, „dass
wir unsere Tagesbesucher von der Schönheit der Bayerwald-
stadt und der Gartenschau überzeugen und für einen späteren
Urlaub hier gewinnen können“.

„Waldkirchen war schon im-
mer eine Perle des Bayerischen
Waldes. Aber mit dieser wirk-
lich gelungenen Gartenschau
wird die Stadt noch einmal um
eine besondere touristische At-
traktion bereichert, über die sich
auch die Anwohner freuen kön-
nen“, erklärte Finanzstaatsse-
kretär Franz Meyer bei der
Eröffnung der Regionalgarten-
schau in Vertretung des erkrank-
ten Umweltministers Werner
Schnappauf.

Gut angelegtes Geld

„Gerade weil Gartenschauen
eine wichtige Chance für den
Tourismus und die Bereiche-
rung einer Stadt sind, fördert die
Bayerische Staatsregierung sie

traktiv umgestaltet. Das nenne
ich gut angelegtes Geld!“, sagte
Meyer. Alles in allem summier-
ten sich die Investitionen für die
„Natur in Waldkirchen“ auf
3,52 Millionen Euro. Der Frei-
staat fördere die Gartenschau
mit rund 2,4 Millionen Euro,
davon stammen 1,3 Millionen
Euro aus dem europäischen
Fond für Regionalentwicklung.
Meyer lobte ausdrücklich auch
das starke finanzielle Engage-
ment der Stadt Waldkirchen.

Pfiffiges Event

Der Staatssekretär wünschte
der Regionalgartenschau 2007
„von ganzem Herzen Erfolg
und den Besuchern viel Freude
an dieser pfiffigen und wirklich

Sonnensegeln, Lichttherapien,
Modegärten und vielen weite-
ren attraktiven Einrichtungen,
Pflanzungen und Veranstaltun-
gen hat die Gartenschau das
Ziel, Menschen aufblühen zu
lassen und deren Phantasie zu
beflügeln. Auch die Nachbar-
länder Österreich und Tsche-
chien haben die Möglichkeit,
sich an der Gartenschau zu be-
teiligen. 

Gigantische Ausblicke

Viele Besonderheiten zeichnen
diese Gartenschau aus: Waldkir-
chen bietet Ein- und Ausblicke in
die Landschaft, wie sie wohl
sonst nirgends im Bayerwald zu
genießen sind. Bis zum Alpen-
hauptkamm reicht der Blick bei
schönem Wetter. Bei der höchst-
gelegenen Gartenschau Bayerns
auf bis zu über 660 Metern ist 
innerhalb des Rundwegs ein Hö-
henunterschied von 127 Metern
zu überwinden.

Rundweg

Die „kleine Landesgarten-
schau“, wie sie in Waldkirchen
genannt wird, basiert auf einem
dezentralen Ausstellungskon-
zept: Ziel ist es, die herausra-
genden landschaftlichen Gege-
benheiten sowie das geschicht-
liche Potenzial der ehemaligen
Salzsäumerstadt mit den Inhal-
ten der Gartenschau zu verbin-
den. Der Rundweg spannt den
Bogen zwischen dem neu ent-
standenen Stadtpark, über die
historische Altstadt, dem Rat-
hausvorplatz am südlichen Alt-
stadtausgang, dem Friedhofs-
vorplatz und dem so genannten
Aquasonum himmelblau, süd-
lich des neuen Friedhofs bis zur
Augenweide.

Von der Augenweide
zum grünen Himmel

Von der Augenweide, dem
temporären Ausstellungsgelän-
de der Gartenschau, führt der
Rundweg die Besucher weiter
zu den landschaftlichen und hi-
storischen Besonderheiten des
näheren Umfeldes von Waldkir-
chen, wie dem Zauberwald (ein
ehemaliger Steinbruch), dem
grünen Himmel (Karolikapelle
mit Jahrhunderte alter Lindenal-
lee) und der Lourdeskapelle,
nordöstlich von Waldkirchen.
Landschaftlich besonders reiz-
volle Ausblicke innerhalb des
Rundwegs können die Besucher
mit Hilfe von Himmelsleitern
erleben.

Im Zauberwald wird der Be-
sucher in eine mystisch fremde

Von links: Die Engerl Verena Hess und Katharina Weisz, der
Vorsitzende der Landesgartenschaugesellschaft, Roland Al-
bert, Dagmar Voß, Geschäftsführerin Natur in Waldkirchen,
Finanzstaatssekretär Franz Meyer, Dr Jan Zahradnic, Lan-
deshauptmann Südböhmen, Bürgermeister Josef Höppler,
Konrad Kobler MdL, Jana Müller, Engerl, sowie Helga Alten-
dorfer, Geschäftsführerin Natur in Waldkirchen.

mit bedeutenden Mitteln: Seit
1980 sind weit über 50 Millio-
nen Euro hierfür geflossen. Da-
mit wurden Investitionen von
145 Millionen Euro initiiert und
insgesamt 335 Hektar öffentli-
che Freiflächen saniert und at-

gelungenen Gartenschau“. Er
beglückwünsche Waldkirchen
und alle Mitstreiter an diesem
Projekt zu dem „einnehmenden
Konzept und zur wunderschö-
nen Umsetzung“.

Mit blühenden Sonnengärten,

Welt entführt: Weg von streng
gestalteten Formen gilt es hier,
Zauberwesen in Bäumen, Dra-
chenköpfe als Brücken und ma-
gische Gestalten zu erahnen.
Der Zauberwald lässt der Fanta-
sie freien Lauf und bietet Kin-
dern die Möglichkeit sich zu

entfalten. Eine Naturbühne gibt
Raum für Aufführungen von
zauberhaftem Charme.

Blumenschauen

Neben den erwähnten Rund-
wegelementen bilden bei der

Natur in Waldkirchen die gärt-
nerischen Inhalte natürlich ei-
nen Schwerpunkt: In der Blu-
menhalle finden 6 wechselnde
Blumenschauen statt. Stilecht
im Bereich des Friedhofs gibt
es 10 Mustergräber mit bei-
spielhafter Bepflanzung und
außergewöhnlichen Grabmalen.
Auf der Augenweide wurden
19 Gärten des Verbandes Gar-
ten-, Landschafts- und Sport-
platzbau Bayern e.V. und des
Bundes deutscher Baumschu-
len Bayern e.V. angelegt. Zu-
sätzlich geben Experten auf
dem Gartenschaugelände täg-
lich nützliche Tipps. DK

Gesundheitspark Füssen:

Drei Säulen für
den Standort

Im Rahmen eines Pressegesprächs hat der Ostallgäuer Land-
rat Johann Fleschhut das Projekt Gesundheitspark Füssen
vorgestellt. Bis zum Jahr 2010 soll die Sanierung des Kranken-
hauses Füssen vorgenommen werden. Zudem ist geplant, ein
neues Ärztehaus sowie ein Senioren- und Pflegeheim des
Bayerischen Roten Kreuzes zu errichten.

Wie Landkreischef Fleschhut
betonte, „wird es vor allem für
den Patienten Synergien geben“.
Er werde gebündelte Kompetenz
vorfinden. „Bei all unseren Ge-
sprächen haben wir die Wirt-
schaftlichkeit bei jeder Säule
ganz oben angestellt. Die Klinik
Füssen wird dadurch gestärkt. Sie
ist und bleibt ohne Zweifel ein
Zukunftsstandort.“ Der Landrat
dankte allen voran der Stadt Füs-
sen und dem Denkmalschutz, die
sich mit den vorgestellten Lösun-
gen, der Standortfrage und der
Einbindung in das Stadtbild mit
Pulverturm intensiv beschäftigt
und bereits grundsätzlichen Kon-
sens signalisiert hätten. 

110 Betten mit „Hotelkompo-
nente“ wird es ab dem Jahr 2010
im Krankenhaus Füssen geben.
Eine Reduzierung der Bettenzahl
ist durch die kürzere Verweildau-
er der Patienten vorgegeben. Ins-
gesamt wird die Zahl der Behand-
lungen und der Angebote jedoch
gleich bleibend erhalten. Im

Herbst werden die Unterlagen
beim Staatsministerium einge-
reicht. Neben der Bettensanie-
rung, die bereits begonnen wurde,
sollen Energieversorgung, Küche
und Beschäftigtenbereich auf den
neuesten Stand der Gesundheits-
versorgung gebracht werden.

Fünf „Schatzkästlein“

Laut Vorstand Rainer Wuttke
hat die Region Kaufbeuren/
Ostallgäu dann fünf „Schatzkäst-
lein“ im Klinikbereich. Architekt
Marc Rehle stellte die Neupla-
nung vor, wobei insbesondere der
neue ebenerdige Eingangsbereich
mit direkter Anbindung zu einem
Klinikcafe und dem Ärztehaus
ins Auge fallen. Insgesamt sollen
die Investitionen sich auf rund 7
Mio. Euro belaufen. 

Das Investorenehepaar Sarah
und Jürgen Jentsch aus Füssen se-
hen in dem Standort Kranken-
haus Füssen einen idealen Stan-
dort für ihr Ärztehaus, das ab

Frühjahr 2008 auf einem Teil des
bisherigen Parkplatzgeländes ent-
stehen soll. 10 Arztpraxen und 4
Läden sollen dann ab Januar 2009
in den 3 Pavillions untergebracht
sein, die Architekt Spengler vor-
stellte. Bereits 9 Ärzte aus den
unterschiedlichsten Fachrichtun-
gen haben eindeutiges Interesse
gezeigt, weitere stehen bereits auf
der Warteliste. 

So konkret sind freilich die
Pläne von BRK-Geschäftsführer
Thomas Hofmann noch nicht ge-
diehen. Allerdings hält er den
Standort am Krankenhaus und
gleichzeitig in Stadtnähe für ide-
al zum Bau eines neuen Senio-
ren- und Pflegeheimes. Ange-
dacht sind 84 Bewohnerplätze,
die in 6 Wohngruppen gegliedert
werden sollen, um vor allen für
Demenzkranke beste Wohn- und
Pflegebedingungen bieten zu
können. Bis Herbst 2007 soll
durch ein Gutachten ein konkre-
tes Konzept erstellt werden.
Wenn keine weiteren Verzöge-
rungen eintreten, kann dann
auch 2008 mit der Umsetzung
begonnen werden. DK

„Demografischer Wandel
ist jeden Tag präsent“

Niederriedens Bürgermeister Josef Osterberger
bei Talkrunde beim Bundes-Kongress in Berlin

Niederrieden (jm). Normalerweise sitzt er ehrenamtlich im Rat-
haus der 1350-Seelen-Gemeinde Niederrieden im Unterallgäu.
Dieser Tage war Bürgermeister Josef Osterberger auf ganz an-
derem Terrain unterwegs. Stellvertretend für die so genannten
kleinen Gemeinden in Deutschland war der Rathauschef zum
Bundeskongress „Kommunen im Wandel“ in Berlin als Ge-
sprächspartner eingeladen worden, um dort vor 380 Teilneh-
mern zu referieren. Osterberger war dabei einer von zwei Refe-
renten aus Süddeutschland.

Die zweite Seniorenkonferenz,
die vom Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, dem Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung sowie dem Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund organisiert
worden war, drehte sich um das
Thema „Kommunen im Wandel -
Engagement, Innovation und Ver-
netzung älterer Menschen“.

Innovation und 
Partizipation

Josef Osterberger war Diskussi-
onsteilnehmer im Fachforum III
mit dem Titel „Innovation und
Partizipation in einer generations-
gerechten Gemeinde“ und stellte
hier am Beispiel von Niederrieden
die Möglichkeiten einer kleinen
Gemeinde vor, sich auf die demo-
grafische Entwicklung mit dem

starken Anstieg an älteren Bürge-
rinnen und Bürgern einzustellen.

Aus dem Nähkästchen

„Wir Bürgermeister vom Lan-
de brauchen keine statistischen
Auswertungen, um zu sehen, was
bei uns los ist. Wenn die Kinder-
gartengruppen und Schulklassen
immer kleiner werden, aber auf
der anderen Seite der Stapel der
Glückwunschschreiben zum Ge-
burtstag unserer Senioren immer
dicker wird, dann bekommt man
den demografischen Wandel je-
den Tag hautnah mit“, erklärte
Osterberger in der Diskussion,
die von Helga Walter von der
Bundesarbeitsgemeinschaft der
Landesseniorenvertretungen mo-
deriert wurde. Der Niederriedener
Rathauschef plauderte aus dem
Nähkästchen und zeigte die Mög-

lichkeiten auf, wie sich Gemein-
den auf den Trend zur Senioren-
gesellschaft einstellen können:
„Wir in Niederrieden haben die
alte Schule zu einem Gemein-
schaftszentrum für Vereine um-
gebaut, das Rathaus, der Dorfla-
den und mittlerweile auch die
Kirche sind barrierefrei zugäng-
lich, so dass auch Senioren, die
einen Gehwagen oder einen
Rollstuhl brauchen, unsere Ein-
richtungen gut erreichen kön-
nen.“

Nahversorgung sichern

Ein wichtiger Aspekt sei auch
die Sicherung der Nahversor-
gung in den Gemeinden auf
dem Land. „Ältere Menschen
kaufen gerne am Ort, die fahren
nicht mehr kilometerweit in eine
größere Stadt. Sie nutzen den ört-
lichen Laden als Kommunikati-
onszentrum und Begegnungsstät-
te. Dieser soziale Aspekt ist für
die Zukunft besonders für Senio-
ren sehr wichtig und bindet sie
täglich in das Leben in einer bür-
gerfreundlichen Kommune mit
ein“, so Osterberger.
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Vorschau auf GZ 14
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 14, die am 19. Juli erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Winterdienst-Planung . Kommunalfahrzeuge
Fachliteratur für Kommunalverwaltungen

Stiftungsklinik Weißenhorn:

Einweihung des
zweiten Bauabschnitts

Nach zwei Jahren Bauzeit konnte Hausherr Landrat Erich Josef
Geßner mit zahlreichen Ehrengästen die Fertigstellung des zwei-
ten Bauabschnitts der Stiftungsklinik Weißenhorn feiern. „Die
Erweiterung des Hauses war notwendig, damit die Stiftungsklinik
Weißenhorn sich im immer härter werdenden Wettbewerb in der
Kliniklandschaft auch künftig als ein Erfolgsmodell präsentieren
kann“, machte Geßner in seinerAnsprache zur Einweihung deut-
lich. Schließlich sei die Stiftungsklinik Weißenhorn in den letzten
zwei Jahrzehnten zu einer der ersten Adressen unter den Kliniken
Schwabens geworden, betonte er.

15,3 Millionen Euro hat der
Landkreis in den Neubau eines
Funktionstraktes mit Diagnose-
zentrum und Notfallversorgung
investiert. In den Kosten enthal-
ten ist eine überdachte Einfahrt
für Liegendkranke, eine neue
Lüftungszentrale über dem OP-
und Sterilisationsbereich sowie
die Restsanierung der OP-Abtei-
lung inklusive Zentralsterilisa-
tion. Für die Planung, Konzeption
und Umsetzung der Maßnahme
zeichnete auch beim zwei-
ten Bauabschnitt das Münchner
Architekturbüro Juergen Schrö-
der verantwortlich. Der Freistaat
Bayern unterstützt die Maßnah-
me mit 13,2 Millionen Euro.

Erster Bauabschnitt

Der erste Bauabschnitt war im
Oktober 2003 eingeweiht wor-
den. Er beinhaltete den Neubau
eines modernen viergeschossigen
Bettentraktes mit Haupteingang
und Caféteria in Höhe von rund
19 Millionen Euro. 

Noch kann die Stiftungsklinik
mit Stiftungsdirektor Konrad

Hunger an der Spitze die Hände
aber nicht in den Schoß legen. In
einem dritten Bauabschnitt stehen
Umbaumaßnahmen in den bei-
den Altbauten sowie der Neubau
einer Küche und eines Schlafla-
bors an. Derzeit laufen die Pla-
nungen für Bau und Ausstattung.
Die Baukosten sind auf insge-
samt acht Millionen Euro veran-
schlagt. Das Bauvorhaben ist in
das Jahreskrankenhausbaupro-
gramm 2007 mit einem Förder-
betrag von 5,61 Millionen Euro
aufgenommen und damit finanzi-
ell abgesichert.

Finanzieller Kraftakt

In der Planung ist auch noch
der Bau eines Parkhauses mit
Hubschrauberlandeplatz, für den
das Genehmigungsverfahren ab-
geschlossen werden konnte. Die
Baukosten werden auf 1,5 Millio-
nen Euro veranschlagt.

„Insgesamt werden wir rund 44
Millionen Euro bei der Stiftungs-
klinik Weißenhorn investieren,
um eine umfassende und hoch-
wertige Versorgung unserer Pati-

enten gewährleisten zu können“,
erklärte Geßner. Dies sei ein
enormer finanzieller Kraftakt,
der ohne die Hilfe des Freistaates
Bayern nicht möglich gewesen
wäre, betonte der Landrat. „Ich
danke ganz herzlich für beinahe
20 Millionen Euro, die wir als
Fördergelder erhalten haben und
die zehn Millionen Euro, die wir
noch erhalten werden“ wandte er
sich an Staatssekretär Jürgen
Heike vom bayerischen Sozial-
ministerium, der als Vertreter des
Freistaats beim Festakt anwe-
send war. 

Logistische Glanzleistung

Seinen Dank sprach Landrat
Geßner insbesondere dem Stif-
tungsdirektorium aus. „Sie führen
unsere Klinik in Weißenhorn
auch unter betriebswirtschaftli-
chen Gesichtspunkten hervorra-
gend“, unterstrich Geßner. Die
Klinikleitung habe mit den Ärz-
ten und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern die logistische Glanz-
leistung erbracht, den Betrieb
während der Bauarbeiten ohne
sichtbare Einschränkung fort-
zuführen, lobte er das Enga-
gement der Verantwortlichen. Fe-
derführend für das Haus in
Weißenhorn sei Stiftungsdirektor
Konrad Hunger. „Sie haben
schon vor 20 Jahren bewiesen,
dass man eine Klinik auch ohne
Defizit erfolgreich führen kann“,
hob Geßner hervor. 

Stiftungsdirektor Hunger gab
das Lob gerne an Landrat Geßner
zurück: „Gerade Sie haben mit
Ihrer geschickten Verhandlungs-
führung, mit Ihrem Engagement
und Ihrer Durchsetzungskraft, ge-
paart mit innovativen Ideen er-
reicht, dass der zweite Bauab-
schnitt erstellt werden konnte“.
Zusammen mit den Mitgliedern

des Kreistags habe der Landrat ei-
ne zukunftsweisende, kluge In-
vestitionsentscheidung getroffen.
Allen dankte er für den Weitblick
und das stets offene Ohr für 
die vielfältigen Belange der Stif-
tungsklinik.

Besonderes Flair

Sozialstaatssekretär Jürgen Hei-
ke zeigte sich in seiner Festan-
sprache begeistert von den Um-
baumaßnahmen der Stiftungskli-
nik: „Der denkmalgeschützte Ur-
altbau des Krankenhauses von
1833 fügt sich harmonisch zu-
sammen mit den Neubauteilen
und gibt diesem Haus ein ganz be-
sonderes Flair.“ Mit der Einwei-
hung des neuen Funktionstraktes
mit Notaufnahme, Endoskopie,
Röntgen- und Funktionsdiagno-
stik habe die Einrichtung einen
weiteren gewaltigen Schritt nach
vorne getan. „Die 13,24 Millionen
Euro, die für dieses Vorhaben im
Jahreskrankenhausprogramm des
Freistaates Bayern ausgewiesen
sind, sind hier bestens angelegt“,
sagte Heike. 

Zeichen der Zeit
erkannt und umgesetzt

Mit seinem Konzept zur Neu-
ordnung der Krankenhausstruktu-
ren im Landkreis Neu-Ulm im
Jahre 2004 habe der Träger recht-
zeitig die Zeichen der Zeit er-
kannt und umgesetzt, würdigte er
das Engagement der Verantwort-
lichen. „Sie haben frühzeitig er-
kannt, dass in der Zukunft eine
bedarfsgerechte stationäre Ver-
sorgung in einer ländlichen Regi-
on, die noch dazu in Ulm eine
universitäre Hochleistungsklinik
in der Nachbarschaft hat, nur mit
Krankenhäusern möglich und fi-
nanzierbar wird, die miteinander
kooperieren und ihr Leistungsan-
gebot miteinander abstimmen“,
führte Heike aus. Mit der Kon-
zeption sei die Basis für die Fort-
führung der Baumaßnahmen bei
den Häusern geschaffen worden,
machte er deutlich.

Die Donauklinik Neu-Ulm, die
Illertalklinik Illertissen sowie die

Von links: Landrat Erich Josef Geßner, Sozialstaatssekretär
Jürgen Heike und Stiftungsdirektor Konrad Hunger.

Stiftungsklinik Weißenhorn wer-
den seit Januar 2005 gemeinsam
unter dem Dach der Kreisspital-
stiftung Weißenhorn geführt. Die
Stiftungsklinik Weißenhorn ist
ein Krankenhaus der Grund- und
Regelversorgung mit 160 Betten.
Jährlich werden rund 6.500 Pati-
enten stationär und 13.000 ambu-
lant betreut. Die Klinik beschäf-
tigt 250 Mitarbeiter. Sie bietet:
Notfallversorgung; Anästhesie-

und Intensivmedizin; Innere Me-
dizin mit den Schwerpunkten
Kardiologie, Gastroenterologie,
Onkologie, Hämatologie, Diabe-
tologie und Schlafmedizin; Allge-
mein-, Viszeral- und Gefäßchirur-
gie; Orthopädie, Unfall- und Wie-
derherstellungschirurgie; Radio-
logie mit Computertomographie
sowie Orthopädie (Belegarztab-
teilung und ambulantes Operie-
ren).

Modellversuch soll den Weg in einen Job ebnen:

„Nordschwaben packt an“
Unter der Projektbezeichnung „Nordschwaben packt an“ wird in
den nordschwäbischen Landkreisen Günzburg, Dillingen, Do-
nauwörth und Augsburg an Berufsschulen eine Klasse für Ju-
gendliche ohne Ausbildungsplatz eingerichtet. Dort sollen jeweils
20 bis 24 Schüler auf die Anforderungen des Ausbildungs- und
Arbeitsmarktes vorbereitet werden. Zielgruppe sind berufsschul-
pflichtige Jugendliche, die aufgrund mangelnder Qualifikation
keinen Ausbildungsplatz bekommen haben.

Landrat Hubert Hafner hat er-
reicht, dass auch an der Berufs-
schule in Günzburg ab dem kom-
menden Schuljahr eine solche
Klasse eingerichtet wird. Im
Rahmen des Qualifikationspro-
gramms sollen die Jugendlichen
ein Schuljahr lang zwei Tage pro
Woche im Unterricht an der Be-
rufsschule in Günzburg mit theo-
retischen Lerninhalten auf die Ar-
beitswelt vorbereitet werden. An
weiteren drei Tagen der Woche

werden die Jugendlichen bei ei-
ner fachpraktischen Ausbildung
an die realen Gegebenheiten der
täglichen Arbeit herangeführt.
Dabei sollen auch fachpraktische
Grundlagen und soziale Kompe-
tenzen für eine künftige Berufs-
ausbildung vermittelt werden.
Träger dieser fachpraktischen
Ausbildung ist die Bundesagentur
für Arbeit, in deren Auftrag das
„bfz“ den Schülern die Grundla-
gen vermittelt. Hans Joas




